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03.060 - Zusammenfassung 

03.060 Berufliche Vorsorge. Sanierungsmassnahmen 

Botschaft vom 19. September 2003 über Massnahmen zur Behebung von Unterdeckungen in der beruflichen 
Vorsorge (Änderung des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und lnvalidenvorsorge) 
(BBI 2003 6399) 

Ausgangslage 

Hauptsächlich aus konjunkturellen Gründen (andauernde Verluste auf den Finanzmärkten, ungenügende 
Erträge bei den Vermögensanlagen und Währungsverluste) befindet sich derzeit fast jede zweite 
Vorsorgeeinrichtung in Unterdeckung. Um den Handlungsspielraum solcher Vorsorgeeinrichtungen mit 
Deckungslücken vor allem im obligatorischen Bereich der beruflichen Vorsorge zeitlich und materiell zu 
erweitern, soll vom gesetzlichen Erfordernis der jederzeitigen 100-prozentigen Deckung sämtlicher 
Verpflichtungen unter gewissen Bedingungen abgewichen werden können und der Katalog von Massnahmen, 
die zur Behebung einer Unterdeckung ergriffen werden können, erweitert werden. 
Die Einführung dieser zusätzlichen Massnahmen soll wie bisher im Entscheidungs- und 
Verantwortungsbereich der Vorsorgeeinrichtungen liegen und deren Kompetenz zur freien Gestaltung der 
Finanzierung ihrer Leistungen nicht einschränken. Um einen zeitlichen Druck zur Wiederherstellung der vollen 
Deckung zu mildern und damit den Einsatz von einschneidenden Massnahmen zu vermeiden, sollen die 
Vorsorgeeinrichtungen über einen angemessenen Zeitraum zur Behebung der Unterdeckung verfügen 
können. Sie dürfen in dieser Zeit aber nicht untätig bleiben, sondern müssen die gebotenen Massnahmen 
einleiten. Bei der Anwendung von Massnahmen sind besondere Regeln zu beachten. 
Es werden folgende Massnahmen vorgeschlagen, die im BVG und im Freizügigkeitsgesetz ausdrücklich 
verankert werden sollen: 
1. Kompetenz der Vorsorgeeinrichtung, während der Dauer der Unterdeckung Beiträge von Arbeitgeber 

sowie Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen zur Behebung der Unterdeckung zu erheben. Im 
überobligatorischen Bereich sind diese Beiträge an das Einverständnis des Arbeitgebers gebunden. Ein 
solcher Beitrag soll auch von Rentnern und Rentnerinnen eingefordert werden können. Rentenleistungen 
im obligatorischen Bereich dürfen nicht geschmälert werden. Die Beitragsleistungen und die temporäre 
Kürzung der Rentenleistungen im vor- und überobligatorischen Bereich sind den besonderen Regeln der 
Massnahmen unterworfen, unterstehen jedoch grundsätzlich den Schranken privatrechtlicher 
Vertragsregeln; 

2. Kompetenz der Vorsorgeeinrichtung, während der Dauer der Unterdeckung auf den BVG-Altersguthaben 
einen tieferen Zins als den BVG-Mindestzinssatz zu vergüten; 

3. Befugnis des Bundesrates, auf Verordnungsstufe Bestimmungen zu erlassen, welche die 
Vorsorgeeinrichtungen in Unterdeckung in die Lage versetzen, Missbräuche im Bereich der 
Wohneigentumsförderung mit Mitteln der beruflichen Vorsorge zu verhindern; 

4. Abzugsfähigkeit von Beiträgen zur Behebung der Unterdeckung und zur Finanzierung anderer 
Leistungen und Kosten bei der Berechnung der Austrittsleistung, damit die gewünschte 
Sanierungswirkung erzielt werden kann und strukturelle Unterdeckungen vermieden werden können; 

5. Möglichkeit, Einlagen in ein gesondertes Arbeitgeberbeitragsreservekonto zu leisten, sofern diese dazu 
dienen, durch einen zeitlich befristeten Verwendungsverzicht Massnahmen zur Behebung einer 
Unterdeckung abzuwenden. 

Die Vorlage wurde in der Vernehmlassung gesamthaft gut aufgenommen. Unbestritten ist, dass von den 
verschiedenen Bestimmungen diejenige über die Abweichung vom Grundsatz der jederzeitigen Sicherheit 
(Art. 65a BVG) am meisten Zustimmung findet. Indem diese Bestimmung eine zeitlich begrenzte 
Unterdeckung zulässt, ermögliche sie die sinnvolle Umsetzung von Massnahmen. Der im Gesetzesentwurf 
vorgeschlagene Massnahmenkatalog (Art. 65b Abs. 3 BVG) wird viel differenzierter beurteilt. Die Reaktionen 
reichen von einfacher Akzeptanz über bedingte Zustimmung bis zum Widerspruch. Dem hohen Grad an 
Zustimmung zu den wesentlichen Aspekten der Vorlage stehen zahlreiche und diverse Vorbehalte im 
Einzelnen entgegen. 

Verhandlungen 

04.12.2003 
01.03.2004 
09.03.2004 
11.03.2004 
17.03.2004 
01.06.2004 
09.06.2004 

SR 
NR 
SR 
NR 
SR 
NR 
SR 

Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
Abweichend. 
Abweichend. 
Abweichend. 
Abweichend. 
Abweichend. 
Beschluss gemäss Antrag der Einigungskonferenz. 
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Beschluss gemäss Antrag der Einigungskonferenz. 14.06.2004 
18.06.2004 
18.06.2004 

NR 
SR 
NR 

Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (42:0) 
Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (176:0) 

Der Ständerat stimmte den vom Bundesrat vorgeschlagenen Massnahmen im Wesentlichen zu. Umstritten 
war nur der Beitrag von Seiten der Rentner und Rentnerinnen. Der Ständerat formulierte gewisse 
Vorbedingungen für die Einführung dieser Massnahme. Der Antrag der Minderheit, diese Massnahme zu 
streichen, wurde abgelehnt und dem Prinzip, auf den Renten der zweiten Säule in ausserordentlichen Fällen 
einen Beitrag zu erheben, mit 30 zu 9 Stimmen zugestimmt. 
Der Nationalrat folgte dem Antrag der Kommissionsmehrheit und sprach sich trotz der Voten von Bundesrat 
Pascal Couchepin und Claude Ruey (RL; VD) mit 89 zu 85 Stimmen gegen die Bestimmung aus, wonach 
während der Dauer einer Unterdeckung der Mindestzinssatz auf Altersguthaben unterschritten werden kann. 
Hingegen führte er eine Bestimmung ein, wonach Rentnerinnen und Rentner im Falle, dass sie sich an den 
Sanierungsmassnahmen beteiligen sollen, ein Mitspracherecht haben. 
Der Ständerat folgte dem Bundesrat und sprach sich gegen die Mitsprache der Rentner und Rentnerinnen 
aus. Er hielt an seinen Beschlüssen fest und ermächtigte mit 22 zu 19 Stimmen die Pensionskassen mit 
Deckungsschwierigkeiten, den Mindestzinssatz auf Altersguthaben der zweiten Säule zu unterschreiten. 
Diese Reduktion darf allerdings nur als letztes Mittel und für maximal fünf Jahre eingesetzt werden. 
Trotz dieser Einschränkungen widersetzte sich eine starke Minderheit aus Sozialdemokraten und 
Christlichdemokraten dieser Massnahme und der Nationalrat sprach sich erneut mit 95 zu 87 Stimmen 
dagegen aus. Auch hielt er an seinem Beschluss über die Mitsprache der Rentnerinnen und Rentner fest. 
Der Ständerat bekräftigte seine zuvor gefassten Beschlüsse. 
Der Nationalrat folgte den Anträgen der Mehrheit seiner Kommission und hielt an einer Differenz zum 
Ständerat fest. Während er bezüglich der Mitsprache der Rentnerinnen und Rentner dem Beschluss der 
kleinen Kammer folgte und mit 77 zu 74 Stimmen gegen ein Mitspracherecht stimmte, sprach er sich erneut 
knapp, d.h. mit 76 zu 74 Stimmen, gegen jegliche Unterschreitung des vom Bundesrat festgelegten 
Mindestzinssatzes aus. 
Die Einigungskonferenz hielt an den Beschlüssen des Ständerates fest, führte aber zusätzlich die Regelung 
ein, dass die Unterschreitung maximal 0,5 Prozent betragen darf. Die beiden Räte einigten sich auf diesen 
Beschluss. 
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03.060 - Note de synthese Resume 

03.060 Prevoyance professionnelle. Mesures d'assainissement 

Message du 19 septembre 2003 concernant des mesures destinees a resorber les decouverts dans la 
prevoyance professionnelle (FF 2003 5835) 

Situation initiale 

Pres d'une institution de prevoyance sur deux se trouve actuellement en situation de decouvert, 
principalement pour des raisons conjoncturelles (persistance des pertes sur les marches financiers, 
insuffisance des rendements des placements, evolution defavorable des taux de change). Afin d'elargir la 
marge de manceuvre, aussi bien dans le temps qu'au plan material, des institutions de prevoyance presentant 
des decouverts surtout dans le domaine obligatoire de la prevoyance professionnelle, il doit etre possible de 
s'ecarter, a certaines conditions, de l'exigence legale de garantir une couverture de tous les engagements a 
100 % en taut temps et il convient d'elargir le catalogue des mesures pouvant etre prises pour resorber un 
decouvert. L'introduction de ces mesures supplementaires doit continuer d'etre du ressort et de la 
responsabilite des institutions de prevoyance et ne doit pas restreindre leur competence de regler librement le 
financement de leurs prestations. Afin de diminuer la pression du temps pour retablir la couverture integrale 
et, partant, d'eviter de devoir prendre des mesures radicales, les institutions de prevoyance doivent disposer 
d'un delai approprie pour resorber leur decouvert. Elles ne doivent toutefois pas rester inactives durant cette 
periode, mais doivent prendre les mesures indiquees. En appliquant ces mesures, elles doivent respecter des 
regles particulieres. Nous proposons les mesures suivantes, qui doivent figurer explicitement dans la LPP et 
dans la loi federale sur le libre passage: 
1. attribuer aux institutions de prevoyance la competence de prelever aupres de l'employeur et des salaries 

des cotisations destinees a resorber le decouvert tant que dure ce dernier. Dans le domaine 
surobligatoire, le prelevement de ces cotisations est soumis a l'accord de l'employeur. Une teile 
contribution doit egalement pouvoir etre exigee des beneficiaires de rentes. Les prestations de rentes 
dans le domaine obligatoire ne peuvent pas etre amenuisees. Les cotisations et la reduction temporaire 
des rentes dans les domaines preobligatoire et surobligatoire sont sujettes aux regles particulieres des 
mesures, tauten etant regies par les regles contractuelles du droit prive; 

2. attribuer aux institutions de prevoyance la competence de remunerer les avoirs de vieillesse LPP a un 
taux d'interet plus bas que le taux minimal LPP tant que dure le decouvert; 

3. attribuer au Conseil federal la competence d'edicter a l'echelon de l'ordonnance des dispositions 
permettant aux institutions de prevoyance en decouvert de prevenir un recours abusif aux fonds de la 
prevoyance professionnelle dans le domaine de l'encouragement a la propriete du logement; 

4. permettre, lors du calcul de la prestation de sortie, la deduction des cotisations destinees a resorber un 
decouvert et a financer d'autres prestations et coüts lors du calcul de la prestation de sortie, afin d'obtenir 
l'effet d'assainissement souhaite et d'eviter des decouverts structurels; 

5. permettre d'effectuer des versements sur un campte separe de reserves de cotisations de l'employeur, 
pour autant qu'ils permettent, au moyen d'une renonciation temporaire a l'utilisation de ces reserves, 
d'eviter des mesures destinees a resorber un decouvert. 

Le projet a ete dans l'ensemble accueilli favorablement lors de la procedure de consultation. II ne fait pas de 
doute que, parmi les differentes dispositions, celle qui permet de deroger au principe de la garantie offerte en 
taut temps (art. 65a LPP) a ete le plus largement approuvee. En autorisant un decouvert temporaire, cette 
disposition permettrait une mise en oeuvre judicieuse des mesures. Un jugement beaucoup plus differencie a 
ete porte sur le catalogue de mesures propose dans le projet de loi (art. 65b, al. 3, LPP). Les reactions vont 
de la simple acceptation au refus categorique, en passant par l'approbation saus reserve. Si le projet a ete 
largement accepte pour ce qui est de ses aspects essentiels, un grand nombre de reserves diverses ont ete 
emises quant a des aspects particuliers. 

Deliberations 

04-12-2003 
01-03-2004 
09-03-2004 
11-03-2004 
17-03-2004 
01-06-2004 
09-06-2004 
14-06-2004 
18-06-2004 
18-06-2004 

CE 
CN 
CE 
CN 
CE 
CN 
CE 
CN 
CE 
CN 

Decision modifiant le projet du Conseil federal. 
Divergences. 
Divergences. 
Divergences. 
Divergences. 
Divergences. 
Decision conforme a la proposition de la Conference de conciliation. 
Decision conforme a la proposition de la Conference de conciliation. 
La loi est adoptee en votation finale. (42:0) 
La loi est adoptee en votation finale. (176:0) 
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Le Conseil des Etats a approuve dans l'ensemble les mesures de secours proposees par le Conseil federal. 
Un seul point du dispositif propose a suscite la controverse : l'effort demande aux rentiers. Le Conseil des 
Etats a toutefois emis certaines conditions prealables a l'introduction de cette mesure. La minorite de la 
commission qui voulait supprimer cette mesure n'a pas ete suivie et le principe d'un prelevement 
extraordinaire sur les rentes de deuxieme pilier a ete accepte par 30 voix contre 9. 
Le Conseil national, suivant la majorite de sa commission, a refuse de prevoir une remuneration des avoirs 
de vieillesse inferieure au taux d'interet minimal durant la duree du decouvert, malgre les plaidoyers de 
Pascal Couchepin et de Claude Ruey (RL, VD), par 89 voix contre 85. Le Conseil national a d'autre part, 
introduit le principe de la consultation des beneficiaires de rente, au cas ou ceux-ci seraient appeles a 
participer a l'assainissement de la caisse. 
Le Conseil des Etats a, suivant le Conseil federal, refuse d'introduire le principe de la consultation des 
beneficiaires de rentes. La Chambre haute a maintenu ses decisions et, par 22 voix contre 19, autorise les 
caisses de pension en difficulte a accorder temporairement une remuneration des avoirs du 2e pilier inferieure 
au taux d'interet minimal. Cette reduction ne pourrait toutefois etre pratiquee qu'en dernier recours et pendant 
cinq ans au plus. Malgre ces restrictions, une forte minorite composee de socialistes et de democrates­
chretiens s'est opposee a cet instrument que le Conseil national a a nouveau rejete par 95 voix contre 87. 
La Chambre du peuple a egalement maintenu sa decision sur l'obligation de consulter les beneficiaires de 
rente avant de proceder a des mesures d'assainissement. 
Le Conseil des Etats a confirme ses decisions precedentes. 
Le Conseil national, a suivi les propositions de la majorite de sa commission et a maintenu une divergence 
avec le Conseil des Etats. S'il a rejoint la Chambre haute et abandonne, par 77 voix contre 74, l'obligation de 
consulter les beneficiaires de rente, il s'est, en revanche, une nouvelle fois prononce, de justesse il est vrai 
(76-74), contre toute remuneration inferieure au taux minimal fixe par le Conseil federal. 
La Conference de conciliation a conserve le systeme introduit par le Conseil des Etats, mais a ajoute une 
restriction supplementaire en limitant la reduction du taux minimum au plus a 0,5 %. Les deux Conseils se 
sont rallies a cette proposition. 
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a deja fait un pas assez important. Mais de la a priv1legier 
les höpitaux prives, comme certains donnent le sent1ment de 
le vouloir, c'est un pas qui va trop loin. 
On peut par consequent admettre une certaine limitation 
dans le temps. Cela dit, ce serait juste de le faire jusqu'au 
moment ou le financement moniste est introduit. 
Je reponds a M. Stähelin qu'il y a d'autres dispositions qui 
invitent Je Conseil federal a presenter un projet de finance­
ment moniste. II n'est pas necessaire de rappeler a chaque 
etape de la modification de la loi l'invitation a creer un sys­
teme de financement moniste, ce d'autant moins qu'il taut 
bien reconnaitre que les perspectives sont tres aleatoires. 
Personne ne peut promettre que Ja 101 aura un accueil extra­
ordina1re au Parlement a Ja fin de cette session. Personne 
ne peut prevo1r quelle sera l'issue de Ja votat1on populaire 
dans une annee si Je referendum, qui est annonce de tous 
cötes, reussit. Personne ne peut savoir quel sera le climat au 
moment de cette votationl Si le climat pousse a l'echec de Ja 
101, ce n'est pas le financement moniste qu'on introduira en 
priorite et extremement rapidement, parce que c'est quelque 
chose d'enorme. II faudra probablement faire d'autres modi­
fications avant d'en arriver au financement moniste. 
Nous esperons donc que Ja perspective d'aboutir est pro­
che, mais nous ne sommes pas du tout sürs que nos espoirs 
seront realises. Par consequent, dire: «jusqu'a l'introduction 
d'un systeme de financement moniste», c;:a peut etre encore 
un bon bout de temps. Et durant ce bon bout de temps, faire, 
meme pour des raisons politiques, le contra1re de ce que 
veut le canton d'Argovie, c'est-a-dire privilegier les höpitaux 
prives par rapport aux höpitaux publics, c'est quelque chose 
qui, a notre avis, va un peu trop loin. 
Nous ne voulons pas que les höpitaux prives soient defavo­
rises, mais nous pensons qu'il n'est pas non plus juste de 
les favoriser par trop, d'autant plus que Ja realite montre que 
les höpitaux prives ne sont pas defavorises dans la pratique. 
Les stat1stiques qui ont ete etablies par !'Office federal de Ja 
statistique montrent que, durant ces dernieres annees, le 
nombre de journees dans les höpitaux publics ou subven­
tionnes a diminue regulierement, alors que le nombre de 
journees dans les höpitaux prives a legerement augmente. 
C'est dire que, dans les faits, ces höpitaux ne sont pas dans 
des situations telles qu'ils auraient besoin d'un traitement 
d'urgence, pour prendre un terme medical. 
Finalement, c'est la capacite d'un höpital a fournir les presta­
tions qui est le critere determinant pour que les cantons attri­
buent ou non l'autorisation de pratiquer aux frais de 
l'assurance-maladie, et 11 ne doit pas y avoir de considera­
t1ons protectionnistes. Finalement, si la loi passe, la concur­
rence entre höpitaux sera favorisee par la reforme du 
financement, et la, les höpitaux publ1cs pourront jouer dans 
la meme ligue que les höpitaux prives et il n'y aura pas de 
distorsion de concurrence entre les deux. Le meilleur moyen 
de proteger les höpitaux prives est finalement de voter cette 
loi. Mais si Ja loi passe Je cap des debats parlementaires, ce 
que j'espere, il faudra repeter cette explication souvent au 
cours des prochaines semaines ou au cours des prochains 
mo1s. 
C'est la raison pour laquelle, tout b1en considere, cela nous 
paraTt juste de soutenir la proposition de Ja maJorite de la 
comm1ssion, alors que Ja proposition Briner, a notre sens, va 
un peu plus loin, un peu trop loin par rapport a cette cible de 
defendre les höpitaux publ1cs qui ne sont pas menaces dans 
Ja pratique. 

Erste Abstimmung - Premier vote 
Für den Antrag Briner .... 20 Stimmen 
Für den Antrag der Mehrheit .... 16 Stimmen 

Zweite Abstimmung - Deuxieme vote 
Für den Antrag Briner .... 22 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 11 Stimmen 

03.3571 

Motion SGK-SR (00.079). 
Neuordnung 
der Pflegefinanzierung 
Motion CSSS-CE (00.079). 
Reforme 
du financement des soins 

Emre1chungsdatum 21 10 03 
Date de depöt 21 1 o 03 
StanderaVConseil des Etats 04 12 03 

NationalraVConse1I national 08.12.03 

Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Der Bundesrat ist 
bereit, die Motion entgegenzunehmen. 

Frick Bruno (C, SZ), für die Kommission: Ich habe gestern 
im Rahmen der Vorlage 00.079 erläutert, dass diese Motion 
Teil unseres Konzeptes ist, die Pflegetarife auf dem heutigen 
Stand einzufrieren, die Revision aber sehr rasch vorzulegen, 
zu den Rahmenbedingungen, wie sie die Motion formuliert. 
Der Bundesrat hat sich bereit erklärt, die Motion entgegen­
zunehmen. Wir danken ihm dafür. 

Uberwtesen - Transmis 

03.060 

Berufliche Vorsorge. 
Sanierungsmassnahmen 
Prevoyance professionnelle. 
Mesures d'assainissement 

Erstrat - Premier Conseil 
Botschaft des Bundesrates 19.09.03 (BBI 2003 6399) 
Message du Conseil federal 19.09.03 (FF 2003 5835) 

StänderaVConse1I des Etats 04 12.03 (Erstral - Premier Conseil) 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Das Gesetz. das 
Ihnen vorliegt, geht zurück auf die Schwierigkeiten der Pen­
sionskassen betreffend die Deckungslücken, die sich in den 
zwei vergangenen Jahren gebildet haben. Diese Deckungs­
lücken haben im Frühjahr und Sommer dieses Jahres einen 
Höhepunkt erreicht und sind jetzt - Gott sei Dank - wieder 
langsam daran, sich zu schliessen, weil sich die Kapital­
märkte anders bewegen. Nichtsdestotrotz ist es für die zu­
künftige Entwicklung und auch für jene Kassen, die nach wie 
vor in Unterdeckung sind, notwendig, Massnahmen und In­
strumente vorzusehen, die Sanierungen ermöglichen. Die­
sem Ziel dient die Gesetzesvorlage. 
In einem ersten Punkt ist vorgesehen, dass vom gesetzli­
chen Erfordernis der jederzeitigen hundertprozentigen De­
ckung unter gewissen Bedingungen abgewichen werden 
kann. Dies rechtfertigt sich, weil die Pensionskassen ihre 
Rentenverpflichtungen nicht sofort erfüllen müssen, da die 
Rentner - wie wir alle wissen - in vielen Generationen ihre 
Ansprüche nacheinander geltend machen. Es ist sicher 
wichtig, dass jede Kasse ihre Liquidität sicherstellt, um die 
aktuellen Renten bezahlen zu können, und es bleibt wichtig, 
dass sie auch alle zukünftig versprochenen Renten immer 
zahlen kann. Aber die Zeit, die bis zur Bezahlung der Ren­
ten vergeht, erlaubt es doch, auch den Sanierungsmassnah­
men eine gewisse Frist zuzugestehen. 
Die Vorlage sieht vor, dass die St1ftungsräte der Pensions­
kassen - wie das heute der Fall ist - auch in Zukunft für die 
Vorsorgeeinrichtung, die sie verwalten, die Verantwortung 
tragen. Sie tragen damit auch die Verantwortung für die An-
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ordnung der Sanierungsmassnahmen zum jetzt gesetzlich 
vorgeschriebenen Zeitpunkt und auch nach den vorgegebe­
nen gesetzlichen Regeln. Die Regeln, die ich gleich erläu­
tern werde, lassen den Stiftungsräten aber immer noch 
einen erheblichen Handlungsspielraum. Letztere entschei­
den, welche Massnahmen im Einzelfall - also unter Berück­
sichtigung der Struktur der Kasse im Hinblick auf Aktive und 
Rentner und der R1s1ken, die 1n der Kasse versichert sind -
der Kasse adäquat sind. Mit anderen Worten: Der Gesetz­
geber gibt nicht für alle Kassen ein bestimmtes System vor, 
nach dem die Sanierungen durchgeführt werden müssen. 
Das Gesetz stellt jedoch die Massnahmen, die möglich sind, 
im Rahmen der Ergänzungen, die der Bundesrat uns vor­
schlägt, zur Verfügung. 
An erster Stelle steht die Kompetenz der Vorsorgeeinrich­
tung, während der Dauer der Unterdekkung Beiträge von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu erheben, um diese Un­
terdeckung zu beheben. Wichtig ist, dass im überobligatori­
schen Bereich diese Beitragserhebung nur mit dem Einver­
ständnis des Arbeitgebers möglich ist. 
Wir haben auch vorgesehen, dass nicht nur Arbeitgeber­
und Arbeitnehmerbeiträge erhoben werden können, son­
dern, in einem eng umschriebenen Rahmen, auf den ich zu­
rückkommen werde, auch Beiträge von den Rentnerinnen 
und Rentnern. Wir müssen uns klar sein, dass wir hier in ei­
nem Interessenkonflikt stehen. Auf der einen Seite haben 
die Rentnerinnen und Rentner ihre Rentenansprüche erwor­
ben. Sie haben dafür ihre Beiträge einbezahlt, sie haben 
auch auf die Rentenreglemente der Pensionskasse vertraut, 
die ihnen bestimmte Renten zusicherten. Also bedeutet es 
doch einen Eingriff in das Vertrauensprinzip, wenn in einem 
späteren Zeitpunkt auf diese Rentenzusagen zurückgekom­
men wird. 
Daher muss sehr sorgfältig und vors1cht1g mit diesen Eingrif­
fen umgegangen werden, und sie können, wie Sie sehen 
werden, nur in einem sehr beschränkten Rahmen überhaupt 
in Betracht kommen. Andererseits muss man sich auch klar 
sein, dass es bei einer Unterdeckung der Kasse aus dem 
Gerechtigkeitspostulat heraus nicht richtig wäre, nur die ak­
tive Generation, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die noch Beiträge zahlen, für sämtliche Verpflichtungen bei 
einer Deckungslücke aufkommen zu lassen. Es ist Aufgabe 
des Gesetzgebers, hier einen möglichst guten und für alle 
akzeptablen Interessenausgleich zu finden. 
Die Kommission und vorher schon der Bundesrat legen Ih­
nen nach unserer Überzeugung eine Vorlage vor, die diesen 
Interessenausgleich gewährleistet. 
Die zweite wichtige Massnahme, die das Gesetz vorsieht, ist 
die Kompetenz der Vorsorgeeinrichtung, während der Dauer 
der Unterdeckung auf dem BVG-Altersguthaben einen tiefe­
ren Zins als den BVG-Mindestzinssatz zu vergüten. Das 
sind die beiden Hauptmassnahmen, die für die Sanierung 
der Kassen vorgesehen sind. 
Es kommt eine Massnahme im Bereich der Wohneigen­
tumsförderung dazu, 1n dem Sinne, dass gewisse Missbräu­
che, die hier vorgekommen sind, verunmöglicht werden 
sollen. Weiter geht es darum, dass jene Personen, die aus 
einer Vorsorgekasse austreten, bei der Berechnung ihrer 
Austrittsleistungen bezüglich des Abzuges von Beitragen 
zur Behebung von Unterdeckungen gleich behandelt wer­
den wie jene, die in der Kasse bleiben. 
Als letzten Punkt sieht die Vorlage vor, dass Einlagen in ein 
gesondertes Reservekonto für Arbeitgeberbeiträge gemacht 
werden können. Das eröffnet jenen Firmen, die über gute 
Ergebnisse verfügen, eine Möglichkeit, auf Massnahmen zu 
verzichten. Wenn also das Unternehmen genügend Mittel 
hat, um seine Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie 
die ehemaligen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
Rentner sind, nicht zu belasten, dann soll auch die Möglich­
keit offen stehen, diesen Weg einzuschlagen. 
Die Kommission empfiehlt Ihnen, auf die Vorlage, die ich Ih­
nen zusammenfassend geschildert habe, einzutreten. Es ist 
eine wichtige Gesetzesänderung, die es den Pensionskas­
sen ermöglichen soll, diese Sanierungsmassnahmen dort, 
wo es notwendig ist, möglichst schnell zu ergreifen. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Jenny This (V, GL): Es ist richtig, dass der Unterdeckung im 
Bereich der zweiten Säule die notwendige Aufmerksamkeit 
geschenkt wird, auch wenn sich die Aktienmärkte in letzter 
Zeit leicht erholt haben. Allerdings ist es verfehlt, die Lage 
zu dramatisieren, denn die Mehrzahl der Vorsorgeeinrich­
tungen weist eine Unterdeckung von weniger als 1 O Prozent 
auf, und das ist nicht dramatisch. Bei all diesen Kassen sind 
einschneidende Massnahmen, wie das Erheben von Son­
derbeiträgen, fehl am Platz. In all diesen Fällen ist es ausrei­
chend, wenn die aktuelle Situation fundiert analysiert wird 
und man sich entsprechend darauf einstellt, wenn sich die 
Lage verschlimmern sollte. Angesic~ts der Langfristigkeit 
des Vorsorgesystems darf nicht mit Ubereifer reagiert wer­
den, sofern sich die Probleme allenfalls von selber lösen 
könnten. Alle eingeleiteten Massnahmen sind demzufolge 
auf einen Zeitraum von zehn Jahren auszurichten. Damit 
gibt man den Kassen auch die Möglichkeit, sich mit dem vor­
handenen Kapital selber zu refinanzieren. 
Die vom Bundesrat vorgeschlagenen Massnahmen zur be­
ruflichen Vorsorge sind zum grössten Teil unvermeidlich. Al­
lerdings kann nicht allen Massnahmen uneingeschränkt 
zugestimmt werden. So kann die Regelung bezüglich Sanie­
rungsbeiträge der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in der 
vorgeschlagenen Form nicht vorbehaltlos akzeptiert werden. 
Warum? Um eine Arbeitgeberhaftung für die Renten zu ver­
meiden, muss die Einführung von zusätzlichen Sanierungs­
beiträgen zwingend von der Zustimmung des Arbeitgebers 
abhängig gemacht werden, und zwar im obligatorischen wie 
im überobligatorischen Bereich. Im schweizerischen Rechts­
system hat der Arbeitgeber für die gemäss Reglement vor­
gesehenen Finanzierungsbeiträge aufzukommen, den Vor­
sorgeeinrichtungen gegenüber aber keine weiteren Ver­
pflichtungen einzugehen. 
Vor diesem Hintergrund handelt es sich bei den vorgeschla­
genen Sanierungsbeiträgen um eine sehr, sehr einschnei­
dende Abweichung gegenüber dem heutigen Recht - für die 
Arbeitgeber, wohlverstanden -, welche aber nur dann zum 
Tragen kommen darf, wenn der Arbeitgeber in der Vergan­
genheit ebenfalls zu Prämienvergünstigungen kam, und das 
ist nicht bei allen Arbeitgebern der Fall. Nur wenn tatsächlich 
Vergünstigungen gewährt wurden, kann man sich auf den 
Standpunkt stellen, dass diese zur Äufnung der Reserven 
gingen, was einen nachträglichen Beitrag eben aus diesen 
Reserven rechtfertigen würde. Wo aber der Arbeitgeber sei­
nen finanziellen Verpflichtungen uneingeschränkt nachge­
kommen ist, sind Unterdeckungen anderweitig zu beglei­
chen. 
Noch kurz zur Solidarität der Rentner: Das Kürzen laufender 
Renten ist politisch zweifellos hochbrisant. Bei all jenen Kas­
sen, bei welchen der Anteil der Rentner überdurchschnittlich 
hoch ist, wird man aber nicht darum herumkommen, auch 
von den Rentnern entsprechende Opfer zu verlangen. Dies 
lässt sich insbesondere dann rechtfertigen, wenn den Rent­
nern in der Vergangenheit Leistungsverbesserungen ge­
währt wurden, welche über den gesetzlichen Verpflichtun­
gen lagen - selbstverständlich nur dann. 
Noch etwas zu den öffentlichen Kassen: Im Entwurf wird 
festgehalten, dass Unterdeckungen von den Vorsorgeein­
richtungen selber behoben werden müssen und der Sicher­
heitsfonds nicht herangezogen werden darf. Das ist richtig 
und in allen Teilen zu befürworten. Ebenso wenig kann es 
aber infrage kommen, dass für einzelne Vorsorgewerke der 
Steuerzahler zur Kasse gebeten wird. Die öffentlichen Kas­
sen wie auch die ehemaligen Staatsbetriebe, die ja zum Teil 
erhebliche - erhebliche! - Unterdeckungen aufweisen, müs­
sen nach den genau gleichen Grundsätzen saniert werden 
wie die übrigen Vorsorgeeinrichtungen. Das ist logisch, sehr 
logisch, aber kann trotzdem nicht oft genug wiederholt wer­
den. 

Büttiker Rolf (R, SO): Gestatten Sie, dass ich als Nichtkom­
missionsmitglied, aber dafür als Stiftungsratspräs1dent einer 
Pensionskassenstiftung zur ganzen Geschichte, wie sie jetzt 
vorliegt, etwas sage. 
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Es 1st klar: Handlungsbedarf ist längst gegeben. Viele Leute 
in der Praxis, also Leute, die das bisherige Gesetz umsetzen 
müssen, haben Probleme bei der Umsetzung. Es ist gut, 
dass endlich Klarheit geschaffen wird, nach dem Motto: Bes­
ser spät als nie. Wir haben in den vergangenen Monaten ei­
nige Probleme gehabt. Wenn ich etwa daran denke: Bei den 
Diskussionen über die Verzinsung im überobligatorischen 
Bereich hat die Eidgenossenschaft kein gutes Bild abgege­
ben. Es herrschte lange Unklarheit, es wurden falsche Aus­
künfte gegeben, die Aufsichtsbehörden waren überfordert, 
und von oben kamen lange keine klaren Richtlinien. Bis 
heute, muss ich sagen, haben viele Kassen Probleme, Teilli­
quidationen durchzufuhren. Wer das in der Praxis schon ge­
macht hat, kann sich einmal vorstellen, wie das geht. Ich 
habe Jetzt drei Vergleiche auf meinem Schreibpult; es 1st 
keine auf die gleiche Art durchgeführt worden wie die an­
dere - ganz schlicht und einfach deshalb, weil die Grund­
lagen gefehlt haben, weil das bisherige Gesetz ein Schön­
wettergesetz war und diese Unterdeckungen zu wenig be­
handelt hat. 
Wir müssen uns aber im Klaren sein: Mit dem Gesetz, das 
jetzt vorliegt - ich möchte es als ein «Hydra-Gesetz» be­
zeichnen-, versuchen wir, e1n1gen w1cht1gen Problemen den 
Kopf abzuschlagen und hier die Probleme zu lösen. Auf der 
anderen Seite entstehen andere Probleme. 
Ein Beispiel: Ich weiss nicht, ob sich der Bundesrat und das 
Parlament im Klaren sind, dass wir mit der Lösung, wie sie 
Jetzt vorgeschlagen wird, eine Art Zweiklassengesellschaft 
im Pensionskassenbereich schaffen. Ich rede nur vom obli­
gatorischen Bereich. Wir haben jetzt dann im obligatori­
schen Bereich die Mindestzinssatze. Sie wissen, dass sie 
umstritten sind. Für eine beschränkte Zeit, während der Un­
terdeckung, sind dann auch im obligatorischen Bereich zur 
Sanierung - das ist klar - tiefere Zinssätze möglich. Sie 
müssen sich dieser Tatsache bewusst sein. Ich habe in der 
Botschaft des Bundesrates und jetzt auch in der Diskussion 
keine Anhaltspunkte dafür gefunden, wie es sich dann in der 
Praxis und am Markt auswirkt, wenn wir im obligatorischen 
Bereich - einverstanden: während einer beschränkten Zeit 
der Unterdeckung - zwei Zinssätze haben. Ich gebe zu: Es 
war für mich von Anfang an klar, dass im uberobligatori­
schen Bereich als Sanierungsmassnahme zu jeder Zeit ein 
tieferer Zinssatz möglich sein soll. 
Ein weiterer Punkt: Schauen Sie einmal Artikel 65c, Arbeit­
geberbeitragsreserven mit Verwendungsverzicht bei Unter­
deckung, an. Ich sage Ihnen zum Voraus, dass diese 
Regelung eine sehr bürokratische Lösung ist und in der 
Handhabung sehr kompliziert sein wird. Die KMU, die sich ir­
gendeiner Sammelstiftung angeschlossen haben, werden 
davon sehr stark betroffen sein, und ich möchte heute die 
Prognose wagen, dass die vorgeschlagene Lösung mit Ver­
wendungsverzicht der Arbeitgeberbeitragsreserven ein sehr 
bürokratisches Minenfeld ist, in das wir uns begeben. 
Ich hätte eine andere Lösung vorgeschlagen, aber die Zeit 
reicht nicht, um noch einmal das ganze Konzept zu ändern. 
Ich hätte es lieber gesehen, wenn man eine Art Eventualga­
rantie der Arbeitgeber für diese Unterdeckungen eingeführt 
hätte. Das hätte viel weniger Bürokratie erfordert, hätte mehr 
Klarheit geschaffen und ware in der Handhabung weit weni­
ger kompliziert gewesen. 
Im Übrigen stellen sich dann noch gewisse Fragen. Ich habe 
mir erlaubt, als Nichtkommissionsmitglied einen Antrag zu 
stellen, dass vor allem für die schwierigen und die offenen 
Fragen, neben den Regelungen des Bundesrates, eine ver­
tragliche Vereinbarung getroffen wird. Ich bin Herrn David 
dankbar, der sagte, dass nicht alles im Gesetz geregelt wer­
den könne. Der Bundesrat hat in der Botschaft auch ange­
kündigt, dass die weiteren Fragen in einem Vertrag zwi­
schen dem Arbeitgeber und der Personalvorsorgeeinrich­
tung gelöst werden müssen, z. B. die Frage der Verzinsung 
oder die Frage, was passiert, wenn sich die Unterdeckung 
reduziert, wie das dann zu handhaben 1st. Das hat man in 
der Botschaft geschrieben; leider fehlt das 1m Gesetz, und 
ich habe diesbezüglich einen Antrag gestellt. Wir werden in 
der Detailberatung darauf zurückkommen. 

Ein letzter Punkt betrifft die Austrittsleistung. So, wie der 
Bundesrat die Freizügigkeitsleistungen konzipiert hat, nützt 
es natürlich nichts. Es nützt nichts, wenn Sie Sanierungs­
massnahmen ergreifen, wenn Sie grosse Opfer verlangen, 
hingegen dann für den Austritt aus der Versicherung keine 
adäquate Lösung vorschlagen und eigentlich die Sanie­
rungsmassnahmen mit der Austrittsleistung wieder unterlau­
fen. Ich habe mir erlaubt, auch bei diesen zwei Eckpunkten 
einen Einzelantrag zu stellen, um das Problem bei den Sa­
nierungsmassnahmen und den anschliessenden Austritts­
leistungen zu lösen. Auf der einen Seite ergreifen Sie Sanie­
rungsmassnahmen, und bei den Austrittsleistungen geben 
Sie wieder die volle Leistung. Damit unterlaufen Sie, wie ge­
sagt, die Sanierungsbemühungen. 
Ich bin selbstverständlich für Eintreten. Wir brauchen dieses 
Gesetz. Aber wie gesagt sind damit noch längst nicht alle 
Probleme gelöst. Ich möchte auch vor etwas warnen: Es ist 
jetzt gesagt worden, die Unterdeckungen hätten sich dank 
der Aktienhausse reduziert, aber ich muss Ihnen sagen, 
dass es auch viele gibt, die sagen, wenn die Zinsen steigen 
werden, werden dann die Obligationen «an die Kasse» kom­
men, und das könnte dann einen neuen Problembereich 
darstellen, weil viele Kassen jetzt wegen des Risikos aus 
den Aktien ausgestiegen sind und in Obligationen investiert 
haben, und das könnte dann dazu führen, dass wir vor 
neuen und vielleicht noch grösseren Unterdeckungen ste­
hen könnten. 
Deshalb: Handlungsbedarf ist gegeben, Eintreten ist zu be­
fürworten; ich bin froh, dass dieses Gesetz vorliegt, aber alle 
Probleme werden mit diesem Gesetz in diesem Bereich 
nicht gelöst. 

Couchepin Pascal, president de la Confederation: La pre­
miere question qu'on peut se poser, c'est de savoir si la si­
tuation est dramatique ou non, comme l'a dit M. Jenny. Je 
suis convaincu qu'elle n'est pas dramatique. Mais eile est 
serieuse parce qu'il y a deux elements qui influencent 
aujourd'hui le jugement. Un des elements, M. Büttiker vient 
de l'evoquer: les cours sont en train de monter; il est proba­
ble qu'on aura une fois aussi un probleme avec les obliga­
tions dans la mesure ou les taux d'interet des obligations 
remonteront - ils sont actuellement tres bas. Les obligations 
qu1 ont ete acquises ces dern1ers mo1s en remplacement 
des act1ons perdront une partie de leur valeur intrinseque, et 
on devra proceder a des amort1ssements sur le stock des 
obligat1ons acquises ces derniers mois et qui portent des in­
terets tres bas. II y a donc la quand meme un risque qui en­
trave l'assainissement rapide des caisses de pension. 
II y a un deuxieme element qui n'a pas ete evoque, c'est que 
tous les calculs se font aujourd'hui sur la base notamment 
des taux de conversion qui sont actuellement en vigueur. Or, 
votre conseil a vote une motion (CSSS-CE 03.3438) deman­
dant au Conseil federal de presenter un rapport sur les taux 
de convers1on reels qui seraient necessaires pour repondre 
a l'evolution demograph1que. Par consequent, si, dans trois 
ou quatre ans, une propos1t1on de reduire encore le taux de 
convers1on pour repondre a la realite demographique est 
presentee, des caisses de pension qui aujourd'hui seraient 
juste en sous-couverture risquent de l'etre bien davantage. 
Donc, la situation n'est pas dramatique, mais eile est se­
rieuse et eile exige qu'on prenne des mesures en tenant 
compte des deux facteurs que j'ai evoques, celui qui a ete 
mentionne par M. Büttiker et aussi celui que je viens d'evo­
quer maintenant, c'est-a-dire le changement des bases de 
calcul qui seraient rendues necessaires par un diagnostic de 
l'evolution demographique. 
Venons-en a une vision generale des systemes de pre­
voyance en Suisse. II y a 3,2 m1llions d'assures en Suisse. 
La moitie est assuree aupres de ca1sses autonomes et 
l'autre aupres des caisses des compagnies d'assurances. 
La fortune des ca1sses autonomes, c'est-a-dire la fortune de 
ceux qui assurent 1,6 m1llion d'assures, s'eleve a 470 mil­
liards de francs, un tiers pour la partie obligatoire, et deux 
tiers pour la partie surobligatoire. Cela m'a toujours trappe 
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de voir que les deux tiers de la fortune des caisses corres­
pondent a la partie surobligatoire. C'est dire que la pre­
voyance professionnelle a ete largement au-dela de ce qui 
est exige par la loi. 
Du cöte des caisses qu1 sont assurees aupres des compa­
gnies d'assurances, c'est la fortune des compagnies d'assu­
rances qui donne la garantie du financement du systeme. La 
fortune des compagnies d'assurances s'eleve a 100 mil­
liards de francs. 
Au cours de l'annee 2003, on a fait faire une enquete par 
une entreprise qui s'appelle Complementa pour estimer le 
nombre de caisses qui eta1ent en sous-couverture. Et puis 
maintenant, on a le resultat d'une deuxieme enquete qui, 
eile, a ete faite officiellement: c'est l'enquete de l'OFAS sur 
la base de l'ensemble des caisses sur les resultats a fin 
2002. Or on constate une assez grande divergence entre 
l'enquete de Complementa, qui dit qu'il y a environ 40 pour 
cent des caisses qui sont en sous-couverture, et l'enquete 
de l'OFAS qui dit qu'il n'y a que 20 pour cent des caisses qui 
sont en sous-couverture. Mais cette d1fference n'est pas 
aussi grande si on prend en compte non plus le nombre de 
caisses, mais le nombre de personnes assurees aupres des 
ca1sses. Parce que naturellement, si vous calculez «une 
caisse/une voix», quel que soit le nombre d'assures, vous 
n'avez pas une vision aussi realiste des choses que cela se­
rait souhaitable. Lenquete de Complementa, eile, touchait 
plutöt les grandes caisses. Par consequent, eile touchait 
plus d'assures que l'autre enquete, qui met toutes les cais­
ses sur pied d'egalite et qui donne probablement une vision 
moins reelle de la situation. 
Lenquete Complementa dit donc 40 pour cent, l'enquete de 
l'OFAS d1t 20 pour cent. Finalement, si on prend les chiffres, 
on constate qu'il manquerait environ 42,7 milliards de francs. 
C'est un chiffre qu'on a toujours articule, environ 10 pour 
cent du total. C'est, encore une fois, 1mportant, mais ce n'est 
pas dramatique par rapport a d'autres pays. On a quand 
meme une fortune de 470 milliards de francs, et meme s'il 
manque 1 O pour cent - et il taut regler le probleme -, on n'a 
pas un systeme qui est en train de s'ecrouler. C'est un sys­
teme qui appelle des corrections, mais pas un systeme qui 
est mis en peril. 
Ce d'autant plus que ces plus de 40 milliards de francs se 
repartissent de maniere totalement inegale entre les cais­
ses publiques et les caisses privees. La majeure partie des 
40 milliards et quelques poussieres de milliards - ce qui est 
quand meme quelque chose d'important! - est a la charge 
des institutions de droit public - plus de 30 milliards de 
francs - et le reste a la charge des institutions de droit pri­
ve - 11 milliards de francs. Donc le probleme de la sous­
couverture, c'est d'abord un probleme des caisses publi­
ques; le montan! du decouvert des caisses privees est 
mo1ns eleve. 
Nous avons renonce a demander la procedure urgente, con­
trairement a ce qui avait ete souhaite par certains au cours 
de l'annee, parce que nous considerons qu'il taut faire quel­
que chose, ma1s qu'il n'y a pas lieu de le faire dans l'ur­
gence. On peut le faire de maniere sereine et sans panique. 
Du temps est necessaire, et il faul donner du temps au 
temps. 
Trois principes nous ont conduits. D'abord, je rappelle que 
les organes des caisses de retraite ont comme premiere res­
ponsabilite d'assumer la gestion des caisses. lls ne peuvent 
pas attendre que l'autorite de surveillance leur d1se exacte­
ment ce qu'ils doivent faire, ce sont eux qui doivent prendre 
des initiatives. Ensuite, le deuxieme princ1pe, c'est qu'il taut 
donner un certain temps parce que ce sont des «systemes 
de longue duree». Enfin, le troisieme principe est celui de la 
proportionnalite. On doit prendre des mesures qui sont plus 
ou moins graves en fonction de l'importance du decouvert et 
de la structure de la caisse, qui est parfois aussi determi­
nante que le montan! du decouvert. Par «structure de la 
caisse», on entend le rapport entre rentiers et assures, l'äge 
de l'«equipage» qui est affilie a la caisse. 
Les differentes mesures prevues sont: le prelevement de co­
tisations supplementaires aupres des employeurs et des sa-
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laries, un prelevement aupres des beneficiaires de rentes -
quand on etudiera cette dern1ere mesure, on verra qu'elle 
est extremement lim1tee et que, finalement, eile n'est vrai­
ment envisageable que dans des cas extremes, mais je 
crois qu'elle est necessaire sur le plan de l'equ1te -, l'appli­
cation d'un taux d'interet inferieur au taux minimal. Monsieur 
Büttiker, vous avez sauf erreur evoque ce probleme en di­
sant qu'1I n'est pas justifie d'obliger les caisses qui sont as­
surees aupres d'une institut1on collective a appliquer un taux 
d'interet minimum. Vous avez raison! Les caisses qui sont 
assurees aupres d'une institution collective ne seront jamais 
soumises a un taux d'interet inferieur au taux d'interet mini­
mal, car elles sont couvertes, garanties. Ensuite, il y a en­
core le versement de contributions supplementaires de 
l'employeur, sur une base volonta1re, sur un compte de re­
serve. II y a une proposition Jenny sur ce point. Je crois que 
le debat a son sujet ne sera pas nourri. Enfin, il y a quelques 
mesures d'accompagnement. 
En conclusion, je vous remercie d'entrer en matiere. Je re­
pete que la situation est serieuse mais pas dramatique, 
d'autant plus que, encore une fois, certains elements ne 
sont pas pris en compte, Je les rappelle: le risque que consti­
tuent les obligations acquises ces derniers mois et la neces­
site d'avoir une vision realiste du taux de conversion, comme 
vous l'avez souhaite dans la motion 03.3438. 

Emtreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en matiere est decidee sans opposition 

Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlasse­
nen- und lnvalidenvorsorge 
Loi federale sur la prevoyance professionnelle vieillesse, 
survivants et invalidite 

Detailberatung - Oiscussion par article 

Titel und Ingress, Ziff. 1 Einleitung 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, eh. 1 introduction 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 5 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 5 al. 2 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Ich möchte noch 
eine Bemerkung zum Votum von Kollege Büttiker machen. 
Es scheint mir sehr wichtig, dass wir zur Kenntnis nehmen, 
dass diese Vorlage im Vernehmlassungsverfahren weitest­
gehend unbestritten und anerkannt war. Mit anderen Wor­
ten - es ist mir wichtig, das festzuhalten -: Die Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer auf der einen Seite, aber auch die Pen­
sionskassenorganisationen auf der anderen Seite haben auf 
diese Vorlage und auf die vorgeschlagenen Massnahmen 
positiv reagiert, und das wurde in der Kommission auch so 
aufgenommen. Das schliesst nicht aus, dass man in einzel­
nen Punkten Kritik äussern und auch noch Verbesserungen 
anbringen kann. Aber ich betone nochmals: Im Grundtenor 
ist diese Vorlage von den Betroffenen als richtig anerkannt 
worden; und über die Anträge von Kollege Büttiker werden 
wir dann an der jeweiligen Stelle ernsthaft diskutieren. 
Zu Artikel 5 Absatz 2 möchte ich Folgendes ausführen: Die 
zurzeit geltenden Bestimmungen über die finanzielle Sicher­
heit, wie sie in den Artikeln 65 Absätze 1 und 2, 67, 69 und 
71 BVG enthalten sind, gelten zwar für die registrierten 
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Vorsorgeeinrichtungen, welche die obligatorische Vorsorge 
durchführen, nicht aber für die dem Freizügigkeitsgesetz un­
terstellten Einrichtungen, also für jene, die ausschliesslich 
im vor- oder überobligatorischen Bereich tätig sind, zum Bei­
spiel Kadervorsorgekassen. Nach dem vorliegenden Ent­
wurf werden die im geltenden BVG aufgeführten und die 
neuen Bestimmungen über die finanzielle Sicherheit neu 
auch für die dem Freizügigkeitsgesetz unterstellten Vorsor­
geeinrichtungen - also beispielsweise diese Kadervorsorge­
kassen - anwendbar sein. Diese neuen Bestimmungen 
betreffen insbesondere das, was wir jetzt behandeln, näm­
lich Artikel 65a betreffend die zeitlich begrenzte Unterde­
ckung, dann aber auch Artikel 65b Absätze 1, 2 und 3 
Buchstaben a und b betreffend Massnahmen bei Unterdek­
kung. Ausgenommen sind die Bestimmungen über den Sa­
nierungsbeitrag von Arbeitgebern und Arbeitnehmern - weil 
der Arbeitgeber, wie ich das vorher schon ausgeführt habe, 
im überobligatorischen Bereich ein Vetorecht hat - und auch 
die Vorschrift über die Mindestverzinsung, weil der Mindest­
zins, wie wir alle wissen, nur im obligatorischen Bereich gilt. 
Die Kommission hat diesen Vorschlägen des Bundesrates 
vollumfänglich zugestimmt. 

Angenommen - Adopte 

Art. 30f, 30g 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au proiet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 36 Abs. 3 
Antrag der Kommission 
Artikel 65b Absatz 3 Buchstabe b ist anwendbar auf Teue­
rungsanpassungen, die das paritätische Organ der Vorsor­
geeinrichtung unter Würdigung der finanziellen Lage der 
Vorsorgeeinrichtung beschlossen hat. 

Art. 36 al. 3 
Proposition de Ja commission 
L.:article 65b alinea 3 lettre b s'appl1que aux adaptations a 
l'evolution des prix decidees par l'organe paritaire de gestion 
sur la base de son appreciation de la situation financiere de 
l'institution de prevoyance. 

Angenommen - Adopte 

Art. 49 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 49 al. 2 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 65a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Wir kommen jetzt 
zum Kern dieser Vorlage. Auch nach heutigem Recht be­
steht auf Gesetzesstufe keine Bestimmung, wonach vom 
Grundsatz der jederzeitigen hundertprozentigen Deckung 
der übernommenen Verpflichtungen abgewichen werden 
kann. Hier schlägt der Bundesrat vor, dass von diesem 
Grundsatz zeitlich begrenzt abgewichen werden darf, sofern 
zwei Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Die Liquidität der Vorsorgeeinrichtung muss sichergestellt 
sein, das he1sst, die laufenden Renten müssen von der Vor­
sorgeeinrichtung bezahlt werden können. 
2. Die Kasse muss Massnahmen zur Behebung der Unter­
deckung ergreifen. Es ist also, mit anderen Worten, ganz klar 
nicht zulässig, einfach nichts zu tun und die Unterdeckung 
einfach andauern zu lassen. Die Stiftungsräte sind gehalten, 
innert angemessener Frist zu handeln, und ich denke, die an­
gemessene Frist ist so zu bemessen, dass die Stiftungsräte 
von ihren Versicherungsmathematikern die Daten einholen 
können. Wenn die Daten eine Unterdeckung ausweisen, be­
steht nicht mehr viel zeitlicher Spielraum, um nachher zu 
handeln. Ausserdem müssen die getroffenen Massnahmen 
geeignet sein, diese Unterdeckung zu beheben. 
Das sind die zentralen Pflichten, die für die Stiftungsräte neu 
eingeführt werden. Ausserdem sind nach dieser Vorschrift 
die Vorsorgeeinrichtung und die Stiftungsräte verpflichtet, 
der Aufsichtsbehörde und den Destinatären - also den 
Rentnerinnen und Rentnern, auch den Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern - die notwendige Information über die Mass­
nahmen abzugeben, die zur Behebung der Unterdeckung 
getroffen worden sind. Die Betroffenen sollen also genau 
wissen, was vorgekehrt worden ist. 
Die Kommission schliesst sich hier vollumfänglich den bun­
desrätlichen Vorschlägen an. 

Angenommen - Adopte 

Art. 65b 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 1, 2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs. 3 

b. von Rentnerinnen und Rentnern einen Beitrag zur Behe­
bung einer Unterdeckung erheben. Die Erhebung dieses 
Beitrages erfolgt durch Verrechnung mit den laufenden Ren­
ten. Der Beitrag darf nur auf dem Teil der laufenden Rente 
erhoben werden, der in den letzten zehn Jahren vor der Ein­
führung dieser Massnahme durch gesetzlich oder reglemen­
tarisch nicht vorgeschriebene Erhöhungen entstanden ist. Er 
darf nicht auf Versicherungsleistungen bei Alter, Tod und In­
validität der obligatorischen Vorsorge erhoben werden. Auf 
Versicherungsleistungen, welche über die Leistungen der 
obligatorischen Vorsorge hinausgehen, darf er nur dann er­
hoben werden, wenn eine entsprechende reglementarische 
Grundlage vorhanden ist. 

Antrag der Minderheit 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 
Abs. 3 

b. Streichen 

Art. 65b 
Proposition de Ja majorite 
Al. 1, 2 
Adherer au proJet du Conseil federal 
Al. 3 

b. le prelevement aupres des beneficiaires de rente d'une 
contribution destinee a resorber le decouvert, qui est deduite 
des rentes en cours. Cette contribution ne peut etre prelevee 
que sur la partie de la rente en cours qui, durant les dix der­
nieres annees precedant l'introduction de cette mesure, a 
resulte d'augmentations qui n'etaient pas prescrites par des 
dispositions legales ou reglementaires. Elle ne peut pas etre 
prelevee sur les prestations d'assurance en cas de vieil­
lesse, de deces et d'invalidite de la prevoyance obligatoire. 
Elle peut etre prelevee sur les prestations allant au-dela de 
la prevoyance obligatoire uniquement si le reglement le pre­
voit. 

Bulletin off1c1el de !'Assemblee federale 



4. Dezember 2003 1109 Ständerat 03.060 

Proposition de Ja minorite 
(Studer Jean, Brunner Christiane) 
Al. 3 

b. Bitter 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Hier sind wir nun 
tatsächlich beim effektiven Kern der Vorlage, nämlich bei je­
nen Massnahmen, die getroffen werden können, um Sanie­
rungen durchzuführen. In Absatz 3 Buchstabe a finden Sie 
die von mir bereits erwähnten Beiträge der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zur Behebung der Unterdeckung, wobei auch 
festgehalten ist, dass der Beitrag des Arbeitgebers minde­
stens gleich hoch sein muss wie die Summe der Beiträge 
der Arbeitnehmer. Dieser Buchstabe a war in der Kommis­
sion unbestritten. 
Ich empfehle Ihnen, diesem Buchstaben zuzustimmen. 

Couchepin Pascal, president de la Confederation: Une seule 
precision a la lettre a: cela ne concerne evidemment que le 
domaine obllgatoire. 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Zu Absatz 3 
Buchstabe b: Bei Buchstabe b geht es um die erwähnte 
schwierige Interessenabwägung für den Bereich der Rent­
nerinnen und Rentner. Der Bundesrat hat zuerst einmal den 
Grundsatz vorgeschlagen, dass grundsätzlich ein Rentner­
beitrag möglich sein soll. Die Kommission hat sich diesem 
Antrag angeschlossen. 
Wir haben uns dann sehr ausführlich über die Konditionen 
eines Rentnerbeitrages unterhalten. Im Wesentlichen sind in 
diesem Absatz fünf Konditionen enthalten, die einem Rent­
nerbeitrag im Ergebnis sehr enge Grenzen setzen: 
1. Wenn ein Sanierungsbeitrag gemacht wird, kann eine 
Verrechnung nur mit laufenden Renten erfolgen. Das heisst, 
es kann nicht 1n Betracht kommen, in der Vergangenheit 
ausbezahlte Renten 1n irgendeiner Form zu tangieren. 
2. Es kann nur auf jenem Teil der Rente ein Beitrag gefordert 
werden, für den keine gesetzliche oder reglementarische 
Erhöhung vorgeschrieben war. Wenn eine Erhöhung der 
Rente in der Vergangenheit durch Gesetz oder durch Regle­
ment vorgeschrieben war, ist eine Rückforderung nicht mög­
lich. Mit anderen Worten: Es sind nur dann Rückforderungen 
möglich, wenn die Pensionskasse freiwillig, nicht durch ei­
nen Beschluss des Stiftungsrates reglementarisch vorgege­
ben, eine solche Erhöhung beschlossen hat. In der Praxis 
wird das insbesondere Fälle betreffen, in denen eine Pensi­
onskasse in der Vergangenheit Teuerungszulagen gespro­
chen hat, ohne dazu im Reglement verpflichtet gewesen zu 
sein. Es können auch reale Zuschläge sein, die man in der 
Vergangenheit gesprochen hat und die nicht 1m Reglement -
und ohnehin nicht 1m Gesetz - vorgesehen waren. 
Zum Teuerungszuschlag muss ich Ihnen sagen, dass das 
Gesetz in Artikel 36 Ja vorsieht, dass die Stiftung überschies­
sende Gelder grundsätzlich für den Teuerungsausgleich ver­
wenden soll. Wir haben in dieser Bestimmung ausdrücklich 
erklärt, dass diese Sanierungsmöglichkeit vorbehalten 
bleibt. Mit anderen Worten: Beiträge, die unter jenem Artikel 
für die Teuerung gezahlt worden sind, gelten nicht als ge­
setzlich gebundene Beiträge; dort sind also Sanierungen 
möglich. Wenn aber reglementarisch ein Teuerungsaus­
gleich gewährt worden ist, dann ist eine Kürzung auf der 
Rentnerseite nicht möglich. 
3. Eine weitere Bedingung hat die Kommissionsmehrheit 
neu beigefügt: Es können nicht Rentnerbeiträge auf unbe­
schränkte Zeit zurück in Betracht kommen, sondern nur be­
zogen auf die letzten zehn Jahre. Faktisch bedeutet dies: 
Wenn die Bestimmung 2004 in Kraft tritt, gilt die Bestim­
mung rückwirkend bis 1994. Was vorher passiert ist, kann in 
keinem Fall mehr als Erhöhung in Betracht gezogen werden. 
4. Die Beiträge dürfen nicht auf dem obligatorischen Teil der 
Rente erhoben werden, sondern nur auf dem überobligatori­
schen Teil. 
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5. Für eine solche Sanierungsmassnahme braucht es eine 
Reglementsvorschrift. Es genügt nicht, einfach einen einzel­
nen Beschluss zu fassen, sondern das Reglement der 
Kasse muss effektiv geändert werden. 
Die Kommissionsmehrheit ist der Überzeugung, dass mit 
diesen fünf Bedingungen die Interessenabwägung zwischen 
den schutzwürdigen und berechtigten Interessen der Rent­
ner auf der einen Seite und den Interessen der aktiven Be­
schäftigten an nicht zu hohen Beiträgen für die Sanierung 
auf der anderen Seite - und auch jenen der Arbeitgeber­
seite - ausgewogen vorgenommen wurde. Es 1st aber auch 
klar - das möchte ich herausstreichen -, dass die in Arti­
kel 65b Absatz 3 Buchstaben a und b vorgesehene Rege­
lung faktisch die Hauptverantwortung für die Sanierung doch 
bei der aktiven Generation belässt und nur eine teilweise 
Mitverantwortung bei der Rentnergeneration vorsieht: sofern 
man in der Vergangenheit einmal zusätzliche freiwillige Leis­
tungen bezogen hat. 
Daher kann die Kommissionsmehrheit mit gutem Gewissen 
hinter dieser Lösung stehen und empfiehlt Ihnen, ihr zuzu­
stimmen. Die Minderheit schlägt Ihnen vor, auf der Rentner­
seile gar nichts zu machen. 
Wir bitten Sie, der Mehrheit zu folgen. 

Studer Jean (S, NE): La mesure discutee ici est de savoir 
si, pour proceder a l'assainissement d'une caisse, on peut 
effectivement prendre l'argent sur les rentes qui sont ver­
sees, les rentes en cours et les rentes futures; b1en sür, <;:a 
ne peut pas concerner les rentes passees. 
On sent bien que le sujet est sensible. II est sensible parce 
qu'il met en discussion des elements assez essentiels, 
comme par exemple les droits acquis dans le cadre des 
prestations d'institutions privees. II met aussi sur la table la 
question de l'egalite de traitement entre les assures. Finale­
ment, de notre cöte, on pouvait comprendre que si une insti­
tution de prevoyance avait fait un cadeau a un ou plusieurs 
assures, on pourra1t, en cas de difficultes, demander finale­
ment a ces assures, qui ont beneficie d'un avantage qui 
n'etait pas dü, de participer a l'assainissement de la caisse a 
hauteur de ce cadeau, ce qui leur permettrait de continuer a 
toucher une rente. 
Mais une fois defini ce principe, il faul aller plus en avant 
pour en voir les limites. La question qui se posait d'abord 
etait de savoir quand il y aurait un cadeau, et la commission 
a dü notamment debattre du dernier point que vient d'evo­
quer le rapporteur, cette problematique de l'indexation des 
rentes. Dans le cadre de la LPP, ancienne ou nouvelle - par­
lons de la nouvelle -, il a ete precise que lorsque la caisse a 
les moyens financiers pour assurer l'indexation des rentes, 
eile doit proceder a cette adaptation au rencherissement. II 
nous semble de notre cöte qu'on ne peu! pas differencier les 
types de cadeaux: il n'y a pas des demi-cadeaux ou des ca­
deaux pleins. Si, effectivement, dans le cadre de sa gestion, 
la ca1sse estime qu'elle a les moyens, a ce moment-la, lega­
lement eile doit proceder a l'indexation. Cette obligation de 
proceder a l'1ndexation ne peut plus alors etre consideree 
comme un cadeau, mais c'est bien l'execution d'une obliga­
tion legale importante pour les assures, pour maintenir leur 
pouvoir d'achat. II ne nous paraissait des lors pas imagina­
ble que, dans ce cas-la, on puisse considerer qu'il y ait un 
cadeau et donc qu'une indexation ainsi decidee puisse fina­
lement eire reconsideree et retranchee dans une perspec­
tive d'assainissement. 
La deuxieme question est celle de l'egalite de traitement. On 
peu! encore 1maginer qu'on reprenne un peu un cadeau 
pour permettre l'assainissement de la caisse. Mais ce que 
vous propose ici la maJorite de la commiss1on, ce n'est pas 
un effort limite au cadeau, c'est un effort qui dure tant qu'il y 
a un decouvert. Autrement dit, l'assure qui a beneficie d'un 
cadeau devra participer a l'assainissement par une reduc­
t1on de sa rente qui, capitalisee, peut representer plus que 
l'avantage dont il aurait beneficie, et ce tant que dure le de­
couvert puisque l'alinea 3 precise bien que l'ensemble des 
mesures qu'on decrit ici sont applicables «tant que dure le 
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decouvert». De la sorte, on peut creer une source d'inegalite 
entre l'assure qui beneficie d'un cadeau et son collegue qui 
n'en a pas beneficie parce que celu1 qu1 a beneficie d'un ca­
deau devra participer a l'assainissement d'une maniere teile 
qu'a un moment donne, il paiera meme plus que celui qui n'a 
pas beneficie de cadeau. Mais c'est bien la consequence 
que prevoit la loi lorsqu'elle envisage une mesure de com­
pensation tant et aussi longtemps que dure le decouvert. 
Je ne crois pas que l'on puisse de cette maniere creer des 
differences entre les assures, independamment de toutes 
les difficultes pratiques que soulevera l'application de cette 
disposition, des difficultes pratiques si importantes que la 
majorite de la commission etait d'avis que cette mesure de­
vrait jouer un röle davantage de «gendarme» dans la ges­
tion des caisses que veritablement de mesure d'assainis­
sement. 
Mais vous comprenez bien que ce sujet est sensible pour les 
assures et que, lorsque l'on aborde des sujets aussi sensi­
bles, on ne peut pas simplement imaginer les solutions 
comme des mesures du genre «gendarme», mais qu'il taut 
bien etre certain qu'il pourrait y avoir une application. On 
n'est pas certain de l'application, et je ne crois pas qu'il con­
vienne ici d'accroTtre encore l'insecurite des assures en leur 
disant qu'on pourrait reduire leur rente. 
Pour ces raisons, la m1norite de la commmission vous pro­
pose de renoncer a cette mesure, ce qui, pour etre parfaite­
ment clair pour les debats, impliquerait aussi que l'article 36 
alinea 3 soit biffe - ce qui n'a pas ete note comme cela 
parce que l'article en question a ete rajoute apres nos dis­
cussions en commission. On a passe par-dessus cet article 
juste avant, mais il est en relation directe avec l'article 65b 
alinea 3 lettre b. Comme l'article 36 alinea 3 a ete rajoute 
apres les debats en commission, il n'a pas ete possible de 
deposer une proposition de minorite, mais les deux dispos1-
t1ons sont liees. Je le dis pour la clarte des debats, pour que, 
au cas Oll vous suivriez l'argumentation que je suis en train 
de developper, on ne retrouve pas sans l'article 65b alinea 3 
lettre b, mais encore avec l'article 36 alinea 3. Encore une 
fois, les deux dispositions sont liees, si l'une est supprimee, 
l'autre l'est aussi. 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Ich glaube, es 
ist richtig, wenn wir noch auf die Argumente der Minderheit 
Studer Jean eingehen. Zunächst möchte ich bestätigen, was 
Kollege Studer Jean am Schluss gesagt hat. Artikel 36 Ab­
satz 3 hängt mit der vorliegenden Bestimmung zusammen 
und betrifft genau den Fall, wo Teuerungszulagen gewährt 
wurden und den Rentnern nachher eine Sanierungsmass­
nahme zugemutet wird. 
Es geht mir, ich sage es nochmals, genau um diesen Fall der 
Teuerungszulage, den Kollege Studer geschildert hat. Der 
entscheidende Punkt für die Mehrheit der Kommission ist fol­
gender: Der Vertrauensschutz gegenüber den Rentnern be­
züglich der Teuerungszulage soll immer dann gewährleistet 
bleiben, wenn bezüglich der finanziellen Verhältnisse der 
Kasse keine Kondition gesetzt wurde, weder im Reglement 
noch durch einen Beschluss des Stiftungsrates. Es steht 
schon jetzt in Artikel 36 Absatz 2 bezüglich der Teuerungs­
zulage, dass die finanziellen Verhältnisse eine entschei­
dende Kondition des Teuerungs~usgleiches sind. So lange 
er so konditioniert ist, ist nach Uberzeugung der Mehrheit 
der Kommission der Vertrauensschutz gewährleistet, auch 
bei der Teuerungszulage. Denn dann wissen die Rentnerin­
nen und Rentner, dass diese Teuerungszulage, die hier zu­
sätzlich gewährt wird, der Kondition der finanziellen Situa­
tion, der finanziellen Möglichkeiten der Kasse, untersteht. So 
lange diese Kondition allen klar ist und man sich nicht auf 
eine Reglementsbestimmung bezieht, wo diese Kondition 
nicht gegeben ist, ist der Vertrauensschutz gewährleistet. 
Dann kann auch Buchstabe b zur Anwendung kommen. 
Die Minderheit und die Mehrheit der Kommission sind sich 
einig, dass der Vertrauensschutz gewährleistet sein muss. 
Wir weisen aber darauf hin, dass schon das geltende Recht 
die finanziellen Möglichkeiten der Kasse vorbehält und dass 

es allen Beteiligten, auch den Rentnerinnen und Rentnern, 
klar ist, dass diese Kond1t1on besteht; daher ist auch diese 
Massnahme nachher zumutbar. 

Couchepin Pascal, president de la Confederation: II taut 
redire que ces dispositions n'interviennent pas comme 9a 
dans le vide. II s'agit de ca1sses qui sont en peril. Le premier 
objectif, lorsqu'on est sur le radeau de la Meduse, c'est de 
survivre et de maintenir, dans l'interet de tous, les caisses 
en existence. On n'a pas ici un systeme Oll il y a des filets 
qui garantissent tous les risques. Les caisses doivent trou­
ver des solutions pour permettre leur survie dans des condi­
tions saines a long terme. Par consequent, on doit subor­
donner un certain nombre d'interets a l'objectif commun, a 
l'1nteret general de la caisse. C'est ce que l'on essaie de 
faire a travers cette disposition. C'est evidemment une dis­
position qui est politiquement difficile, raison pour laquelle, 
des le depart, le Conseil federal avait fait une proposition qui 
etait deja restrictive. Votre conseil a ete encore plus loin. II a 
introduit des restrictions supplementaires auxquelles nous 
nous rallions. 
M. Studer a evoque un cas qui, a notre sens, ne peut passe 
realiser. C'est le cas de quelqu'un qui aurait re9u le renche­
rissement non prevu par le reglement. Comme l'a dit et redit 
M. David, s'il est prevu dans le reglement que le rencheris­
sement est accorde, il n'y a pas de possibilite de revenir sur 
ce «cadeau». Quelqu'un aurait re9u le rencherissement et 
serait appele a contribuer a l'assainissement de la caisse 
durant un temps tel qu'a la fin, il aurait mieux fait de ne pas 
recevoir le rencherissement parce qu'on lui en redemande 
davantage que ce qu'il a re9u: c'est contraire a l'egalite de 
traitement, si c'est ainsi. II n'est pas pensable que quelqu'un 
qui a re9u un «cadeau» soit appele a payer davantage que 
le «cadeau» qu'il a re9u. C'est la limite maximale. Vous dites 
qu'on peut la franchir; nous, nous disons que ce n'est pas 
possible de la franchir. C'est contraire a l'egalite de traite­
ment, contraire a l'esprit de la loi et c'est un cas Oll, a coup 
sür, l'autorite de surveillance devrait intervenir pour interdire 
qu'on aille jusqu'a cette extremite. 
Deuxieme point, c'est que toutes ces dispositions sont bä­
ties sous le chapeau du principe de la proportionnalite. On 
ne peut pas non plus aller jusqu'a epuiser l'avantage re9u 
par un rentier sous forme du rencherissement non impose 
par le reglement si les autres partenaires, les autres assures 
ne font pas un effort au moins egal. C'est le principe de pro­
portionnalite. 
Donc, on est sur le radeau de la Meduse, mais on n'est pas 
en train de se manger entre survivants, on est en train de ra­
mer ensemble dans la meme direction pour essayer et reus­
sir - non seulement essayer, mais reussir - a amener le 
radeau de la Meduse a bon port, raison pour laquelle, en 
toute bonne conscience, on peut pol1tiquement accepter 
cette disposition. Le contraire serait de sacrifier le mousse 
au profit du v1eux marin. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 30 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 9 Stimmen 

Präsident (.Schiesser Fritz, Präsident): Damit ergibt sich 
auch keine Anderung bei Artikel 36 Absatz 3. 

Art. 65c 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Büttiker 
Abs. 3 
.... und deren Behandlung bei einer Gesamt- und Teilliquida­
tion. Zusätzlich wird eine vertragliche Vereinbarung zwi­
schen der Vorsorgeeinrichtung und dem Arbeitgeber abge­
schlossen. 
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Art. 65c 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Buttiker 
Al. 3 
.... en cas de liquidation totale ou partielle. De plus, un ac­
cord est conclu entre l'institution de prevoyance et l'em­
ployeur. 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Ich möchte noch 
auf Buchstabe c von Artikel 65b Absatz 3 verweisen, den wir 
jetzt auch beschlossen haben, der die Mbgllchke1t der Unter­
schreitung des Mindestzinssatzes nach Artikel 15 Absatz 2 
als dritte wichtige Massnahme vorsieht. Artikel 65b Absatz 3 
Buchstabe c bringt eigentlich die heutige Praxis zum Aus­
druck. Nach Artikel 331 Absatz 3 OR erbringt der Arbeitge­
ber «seine Beiträge aus eigenen Mitteln oder aus Beitrags­
reserven der Vorsorgeeinrichtung, die von ihm vorgängig 
hiefür geäufnet worden und gesondert ausgewiesen sind». 
Im Rahmen der Vertragsfreiheit können bereits heute Ver­
träge zwischen Arbeitgeber und Vorsorgeeinrichtungen über 
einen zeitlich begrenzten Verzicht der Verwendung solcher 
Arbeitgeberbeitragsreserven im Falle einer Unterdeckung 
abgeschlossen werden. Dann werden solche Mittel, statt 
dass sie zur Zahlung von Arbeitgeberbeiträgen verwendet 
werden, aus diesen Reserven auf ein Sonderkonto überwie­
sen, und die Ämter für berufliche Vorsorge haben hier auch 
Mustervereinbarungen für den Abschluss solcher Verträge 
über den Verwendungsverzicht der Arbeitgeberbeitragsre­
serven vorgesehen. Was wir hier machen und was der Bun­
desrat uns vorschlägt, ist, diese Praxisregelung, die sich be­
währt hat, im Kontext der Sanierungsmöglichkeiten ins 
Gesetz aufzunehmen. 
Ich möchte noch etwas zu Artikel 65c Absatz 2 sagen: Die 
Einlagen des Arbeitgebers in die Arbeitgeberbeitragsreserve 
sind bekanntlich steuerbefreit, und mit dieser Vorschrift von 
Absatz 2 soll allfälligen Missbrauchsgefahren ein Riegel vor­
geschoben werden. Mit anderen Worten: Die Einlagen dür­
fen den Betrag der Unterdeckung nicht übersteigen, und sie 
werden auch nicht verzinst. Aus der steuerlichen Sicht soll 
Steuerbefreiung nur so weit vollumfänglich gewährt werden, 
als es um die Beseitigung der Unterdeckung geht, aber nicht 
für mehr. 

Büttiker Rolf (R, SO): Ich möchte Ihnen beliebt machen -
es handelt sich eigentlich um eine kleine Änderung, eine Er­
gänzung des Gesetzestextes -, dass man die «vertragliche 
Vereinbarung zwischen der Vorsorgeeinnchtung und dem 
Arbeitgeber» ins Gesetz schreibt. Warum? Dem Arbeitgeber 
muss die Sicherheit gegeben werden, dass die Arbeitgeber­
beitragsreserve mit Verwendungsverzicht nur zweckentspre­
chend, d. h. nicht zweckwidrig, verwendet wird. Das 1st 
einmal ein wichtiger Punkt. Nun habe ich in der Botschaft 
des Bundesrates gelesen, dass zwischen der Vorsorgeein­
richtung und dem Arbeitgeber eine vertragliche Vereinba­
rung abzuschliessen sei - das steht in der Botschaft -, um 
eben diese Punkte, wie sie Herr David im Eintretensreferat 
auch schon angesprochen hat, zu regeln. Deshalb sollte 
dies nach meiner Auffassung in Artikel 65c auch ausdrück­
lich erwähnt werden. Ich meine, die Bestimmung gehöre ins 
Gesetz, wonach z. 8. eine Arbeitgeberbeitragsreserve mit 
Verwendungsverzicht, welche nicht mehr benötigt wird, nach 
Wunsch des Arbeitgebers ohne Weiteres auf eine andere 
Vorsorgeeinrichtung übertragen werden darf, insbesondere 
auf eine patronale Vorsorgeeinnchtung oder eine Kadervor­
sorgeeinnchtung, z. 8. zwecks Aufbau oder Erweiterung der 
bestehenden Kadervorsorge. 
Es ist unbestritten, dass sich im Zusammenhang mit der Ar­
beitgeberbeitragsreserve mit Verwendungsverzicht einige 
Fragen stellen. Ich habe schon 1m Eintretensreferat gesagt, 
dass es sehr bürokratisch und in der Handhabung sehr kom­
pliziert sei. Es stellen sich Fragen der Verzinsung. Es ist 
auch unklar, was passiert, wenn sich die Unterdeckung stu-
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fenweise reduziert. Es ist ein finanzielles Risiko, das der Ar­
beitgeber mit der Bildung einer Arbeitgeberbeitragsreserve 
mit Verwendungsverzicht eingeht. Das heisst, es muss ir­
gendwo klar und abschliessend geregelt werden, dass die­
ses Geld für die Behebung einer Unterdeckung herangezo­
gen wird. Ich meine, die liberalste Lösung besteht - so, wie 
es der Bundesrat in der Botschaft erwähnt - in einer Verein­
barung zwischen Arbeitgeber und Vorsorgeeinrichtung. 
Nach seinem Konzept will der Bundesrat im Gesetz die Ein­
zelheiten regeln - das ist das eine -, und er sagt auch im 
Gesetz, dass er insbesondere gewisse Punkte regelt. Ich 
kann nicht recht verstehen, dass der Rest in einem Vertrag, 
in einer Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Vorsorge­
einrichtung, geregelt werden muss. Ich kann nicht so recht 
verstehen, warum man eigentlich diese Möglichkeit oder 
diese Ergänzung - um überall Klarheit zu haben - nicht ins 
Gesetz aufgenommen hat. 
Ich bitte Sie, diese auf den ersten Blick unbedeutende, aber 
für die Handhabung und für die Klarheit des Gesetzes be­
deutende Bestimmung zusätzlich ins Gesetz aufzunehmen. 
Ich glaube, Herr Bundespräsident, es fällt Ihnen kein Zacken 
aus der Krone, wenn Sie dieser Ergänzung seitens des Bun­
desrates auch zustimmen können, weil Sie es ja in der Bot­
schaft auch erwähnt haben. 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: So, wie der Text 
hier steht, könnte man eigentlich davon ausgehen, dass er 
an sich eine mögliche Ergänzung dieses Artikels wäre. Aber 
die Begründung, die Kollege Büttiker jetzt gegeben hat, 
macht mich doch skeptisch, denn eines ist klar: Wenn diese 
Beiträge geleistet worden sind, gehören sie zu dieser Vor­
sorgeeinrichtung, d. h., sie können nicht mehr zurückgenom­
men werden - das ist heute schon so -, auch nicht im 
Liquidations/all. Sie bleiben dem Vorsorgevermögen verhaf­
tet und werden nach den Liquidationsregeln verteilt. Mit an­
deren Worten: Beim Beispiel, das Kollege Büttiker angeführt 
hat, wäre es nicht möglich, dass man diese Reserven, wenn 
sie nicht mehr für den Sanierungszweck benötigt werden, 
herausnimmt und in eine Kadervorsorgekasse oder in eine 
andere Institution einlegt. Die öffentlich-rechtlichen Grenzen, 
die hier durch das Gesetz und nachher durch die Verord­
nung des Bundesrates gesetzt werden, lassen einen gewis­
sen Gestaltungsspielraum, sowohl für die Stiftungsorgane 
als auch für das Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer; aber diese Grenzen können nicht per Vertrag über­
schritten werden. 
Wenn Kollege Büttiker seinen Antrag so versteht, dass nur 
innerhalb der Grenzen des Gesetzes und der Verordnung 
Vereinbarungen zwischen der Vorsorgeeinrichtung und dem 
Arbeitgeber getroffen würden, dann wäre das klar. Aber es 
ware keinesfalls so, dass der Vertrag das Gesetz brechen 
würde, dass also Stiftungsrat und Arbeitgeber über die Ver­
wendung dieser Reserven einen Vertrag abschliessen könn­
ten, der nicht der Zweckbindung für das Vorsorgevermögen 
entspräche, die im Gesetz und in Verordnungen vorgesehen 
ist. Wenn der Antrag nur in diesem eingeschränkten Sinne 
gemeint ist - im Sinne einer ausdrücklichen Erklärung der 
Möglichkeit von Verträgen -, dann ist das in Ordnung, aber 
ich möchte einfach unterstreichen: Verträge gehen dem Ge­
setz und auch den Regeln der Verordnung des Bundesrates 
keineswegs vor. 

Büttiker Rolf (R, SO): Es ist klar, dass natürlich in einem 
solchen Vertrag nicht Dinge abgemacht werden können, die 
nach dem Gesetz, auch nach dem neuen Gesetz, nicht 
möglich sind. Mir geht es nur darum: Im Gesetzestext, Ab­
satz 3, steht, dass der Bundesrat diese Einzelheiten regelt; 
«insbesondere» steht ja da. Aber Sie haben ja gesagt, es 
sei - wenn man den Gesetzestext liest, sieht man das -
noch ein Gestaltungsspielraum vorhanden, der zwischen 
dem Arbeitgeber und der Vorsorgeeinrichtung geregelt wer­
den müsse. Mir geht es natürlich darum, dass das auch ge­
regelt wird. Wenn es nicht geregelt ist, gibt es sonst wieder 
Probleme, rechtliche Probleme und Probleme bei der Ausle-
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gung. Ich möchte, wie es auch in der Botschaft steht, diese 
zusätzliche Möglichkeit schaffen, ich möchte, dass das auch 
im Gesetz steht und nicht nur in der Botschaft, wo es eben 
nicht durchgesetzt werden kann oder nicht durchgesetzt 
wird. 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Ich bitte Herrn 
Büttiker, das noch klar zu machen, indem er schreibt: «Zu­
sätzlich kann eine vertragliche Vereinbarung abgeschlossen 
werden.» Das hiesse, dass es keine Muss-Vorschrift ist. Da­
mit würde nochmals völlig klar gesagt, dass es nur im Rah­
men des Gesetzes des öffentlichen Rechtes möglich ist, 
dass es dort aber Handlungsspielraum gibt. So würde der 
Antrag noch etwas präzisiert. Ich weiss nicht, ob sich Herr 
Büttiker damit einverstanden erklären kann. Ich hätte jeden­
falls nichts gegen diesen Antrag einzuwenden, wenn er so 
präzisiert würde. 

Couchepin Pascal, president de la Confederation: Je crois 
que la discussion qui v1ent d'avoir lieu entre M. David et M. 
Büttiker a ete necessaire. Notre point de vue, c'est que, par 
princ1pe, on n'a pas d'objection a ce qu'on porte au niveau 
de la loi quelque chose qui est regle en general par l'ordon­
nance. Par contre, avec les limitations qu'a indiquees M. Da­
vid, on a une certaine liberte dans ce contrat, mais dans le 
cadre de la loi. Et le principe de base, c'est que ces mon­
tants doivent rester dans le meme cercle dans l'1nstitution de 
prevoyance: on ne peut pas passer de la prevoyance obliga­
toire a la prevoyance pour les cadres. II taut que 9a reste 
dans le meme cercle que ce qui a ete prevu au moment ou 
l'employeur a fait ce versement sur un campte special 
aupres de la caisse. Si c'est interprete de cette maniere-la, 
c'est une question, j'allais dire, d'esthetique jund1que de sa­
voir s'il taut mettre cela au niveau de la 101 ou a celu1 de l'or­
donnance. 
Monsieur Büttiker, si votre interpretation allait au-dela de ce 
qu'a dit M. David et de ce que je confirme, a savoir qu'on ne 
peut pas aller au-dela du cercle qui avait ete prevu initiale­
ment, alors il faudrait dire non. Mais, d'apres vos declara­
tions, vous voulez vous en tenir aux regles strictes, soit au 
maintien dans le cercle pour lequel le montant etait prevu. 

Präsident (Frick Bruno, erster Vizepräsident): Es fällt mir 
leicht, diese erweiterte Kommissionssitzung hier zu leiten. 
Ich habe bereits die Kommissionssitzung selber geleitet. 
Herr Büttiker teilt mir mit, er sei bereit, seinen Antrag wie 
folgt zu ändern: «Zusätzlich kann eine vertragliche Vereinba­
rung .... » 

Abs. 3-AI. 3 
Angenommen gemäss modifiziertem Antrag Büttiker 
Adopte se/on /a proposition modifiee Buttiker 

Übrige Bestimmungen angenommen 
Les autres dispositions sont adoptees 

Art. 81 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 81 al. 1 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: In der geltenden 
Praxis der Eidgenössischen Steuerverwaltung sind die Ein­
lagen der Arbeitgeber in die Arbeitgeberbeitragsreserven 
steuerbefreit; doch bis heute fehlt eine entsprechende aus­
drückliche Grundlage im BVG. 
Der Bundesrat schlägt jetzt vor, die Einlagen des Arbeitge­
bers in die Arbeitgeberbeitragsreserven - einschliesslich je­
ner, die wir soeben besprochen haben, nach Artikel 65c -
ausdrücklich als steuerbefreit oder als im Geschäftsaufwand 

abzugsfähig zu deklarieren, damit das ganz klar und eindeu­
tig ist. 

Angenommen - Adopte 

Art. 81 a 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Klar ist auch: 
Wenn Rentnerinnen und Rentner einmal wirklich in die Lage 
kommen sollten, einen San1erungsbe1trag zahlen zu müs­
sen, so muss dieser auch von den direkten Steuern des 
Bundes, der Kantone und Gemeinden abgezogen werden 
können. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. II, III 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. II, III 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Änderung bisherigen Rechts 
Modification d'autres actes legislatifs 

Ziff. 1 Art. 331f 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. 1 art. 331f 
Proposition de /a comm1ss1on 
Adherer au projet du Conseil federal 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Wir kommen zu 
Artikel 3311 OR. Wie im obligatorischen Bereich sollen die 
Vorsorgeeinrichtungen auch im überobligatorischen Bereich 
mit dieser Bestimmung, die Ihnen vorliegt, die Möglichkeit 
erhalten, auf der Basis des Reglementes die Verpfändung, 
den Vorbezug und die Rückzahlung dann zu verweigern, 
wenn Unterdeckung besteht. Das ist eigentlich die Parallel­
vorschrift zu der, die wir in Artikel 301 BVG für das Obligato­
rium beschlossen haben. Es ist klar, dass für die Pensions­
kassen dieser Abfluss an Liquidität Probleme schaffen kann, 
wenn sie in Unterdeckung sind, und daher muss ihnen die 
Möglichkeit eingeräumt werden, im Falle der Sanierung vor­
übergehend weitere Auszahlungen von Geldern der Wohnei­
gentumsförderung nicht zuzulassen. Allerdings - Pacta sunt 
servanda - muss die Pensionskasse dort, wo Verträge ab­
gemacht worden sind, diese einhalten. Es wird für die Pensi­
onskassen auch ein Anlass sein, ihre Reglemente bezüglich 
dieser Bestimmung bezüglich Wohneigentum- oder Wohn­
bauförderung genau zu prüfen, indem sie nur Versprechen 
abgeben, die sie dann im Sanierungsfall nicht in ihrer Hand­
lungsfähigkeit einschränken. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 2 Art. 33 Abs. 1 Bst. d 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. 2 art. 33 al. 1 er let. d 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 
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David Eugen (C, SG), für die Kommission: Beim Bundesge­
setz über die direkte Bundessteuer geht es ganz einfach um 
die Aussage, dass Einlagen und Beiträge, die im Rahmen 
von San1erungsmassnahmen zur Behebung von Unterde­
ckungen geleistet werden, von Einkünften abgezogen wer­
den können. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 3 Art. 9 Abs. 2 Bst. d 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch. 3 art. 9 al. 2 let. d 
Proposition de Ja commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Was ich soeben 
bezüglich der direkten Bundessteuer gesagt habe, gilt auch 
für die kantonalen und kommunalen Steuern. 

Angenommen - Adopte 

Ziff. 4 Art. 17 
Antrag der Kommission 
Abs. 2-4 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Büttiker 
Abs. 4 
.... der Beiträge verzinst wird. Vorbehalten bleibt eine redu­
zierte oder entfallende Verzinsung während der Dauer einer 
Unterdeckung. 

Ch. 4 art. 17 
Proposition de Ja commission 
Al.2-4 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Büttiker 
Al. 4 
.... a cet effet porte interets. Demeure reservee la possib1lite 
de verser les interets reduits, ou de ne pas verser d'interets 
du tout pendant la duree d'un decouvert. 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Zum Freizügig­
keitsgesetz: Die Beiträge für Verwaltungskosten, für Kosten 
des Sicherheitsfonds und zur Behebung einer Unterdeckung 
können nach dem geltenden Freizügigkeitsgesetz nicht von 
der Austrittsleistung abgezogen werden; so steht es in die­
sem Gesetz. Das bedeutet insbesondere für den Fall den 
wir hier besprechen, eine Bevorzugung jener Persone~. die 
die Firma verlassen, gegenüber jenen, die in der Firma blei­
ben. Das darf 1n einem Sanierungsfall nicht sein. Das Prinzip 
der Rechtsgleichheit verlangt mit anderen Worten, dass 
jene, die aus der Firma austreten, bezüglich der Sanierungs­
beiträge nicht besser gestellt sind als jene, die in der Firma 
bleiben. 
Daher schlägt der Bundesrat vor, dass die Sanierungsbei­
träge gemäss Absatz 2 von der Austrittsleistung des Versi­
cherten abgezogen werden können, damit auch bei der 
Erhebung solcher Beiträge eine grösstmögliche Wirkung zur 
Behebung der Unterdeckung erzielt werden kann. Ausser­
d~m werden aus Gründen der Transparenz weitere Kosten, 
wie Verwaltungskosten und Kosten des Sicherheitsfonds, 
von der Austrittsleistung abziehbar. 
Das sind die wesentlichen Änderungen, die in Artikel 17 des 
Freizügigkeitsgesetzes vorgeschlagen werden. Die Kom­
mission empfiehlt Ihnen Zustimmung. 

Büttiker Rolf (R, SO): Ich möchte Artikel 17 Absatz 4 des 
Freizügigkeitsgesetzes nicht anders fassen, sondern diesen 
ergänzen; es geht nämlich um ein wesentliches Problem. 
Der Inhalt dieses Antrages hier geht natürlich weit über das 
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hinaus, was der vorher erfolgreiche Antrag verlangt. Was 
Kommissionssprecher David in Bezug auf die Verzinsung 
sagte, ist richtig. Aber er nimmt natürlich nur den BVG-Min­
destzinssatz. Die Problematik stellt sich natürlich dann, 
wenn wir eine entfallende Verzinsung, also z. B. eine Null­
verzinsung oder eine reduzierte Verzinsung, haben. Das ist 
ja jetzt möglich, und dieses Kernproblem muss irgendwo ge­
löst werden; wenn nicht hier, dann muss der Bundesrat die 
Zusage machen, dass Artikel 6 Absatz 2 der Freizügigkeits­
verordnung geändert wird. Denn dort schreibt er ja vor - und 
das ist der entscheidende Punkt, Herr Bundespräsident -, 
dass der Zinssatz, den wir auf diese Verzinsung anwenden, 
der BVG-Mindestzinssatz sein muss. Das hat nun für eine 
Vorsorgeeinrichtung mit Unterdeckung Konsequenzen, die 
höchst unerfreulich sind, weil es jetzt eben möglich 1st, tie­
fere Verzinsungen vorzunehmen. 
Wir haben Probleme, erstens: mit der paritätischen Finan­
zierung der Sparbeiträge, zweitens: wir haben keine einge­
brachte Austrittsleistung, drittens: die umhüllende Vorsorge, 
viertens: die Verzinsung des Sparkapitals, jeweils mit dem 
BVG-Mindestzinssatz; infolge Unterdeckung wird dieser 
Mindestzinssatz jetzt aber während mehreren Jahren unter­
schritten; das haben wir ja so beschlossen. Schliesslich ha­
ben wir beim Austritt ein Alter von mindestens 45 Jahren. 
Wenn man das alles aufrechnet, wenn man die Rechnung 
macht, haben wir nach Artikel 17 Absatz 1 des Freizügig­
keitsgesetzes eine Mindestaustrittsleistung von 200 Prozent 
der eigenen Sparbeiträge mit Zins, d. h. genau das vorhan­
dene Sparkapital. 
Wenn wir das so machen und hier nichts ändern, haben wir 
nun ein echtes Problem, denn im überobligatorischen Be­
reich ist es ohne weiteres möglich, das heisst, es ist absolut 
rechtskonform, das Sparkapital zu einem tieferen Zinssatz 
als dem BVG-Mindestzinssatz zu verzinsen und z. 8. eine 
Nullrunde durchzuführen; das hatten wir ja in der Praxis bei 
einzelnen Kassen mit Unterdeckung auch schon. Die Mög­
lichkeit einer relativ niedrigen Verzinsung, z. B. zwecks Ver­
besserung der finanziellen Sicherheit der Vorsorgeeinrich­
tung, wird aber durch die Höhe der Mindestaustrittsleistung 
unterlaufen, etwas überspitzt gesagt: sogar torpediert. Das 
vorhandene Sparkapital könnte dann nämlich ganz legal 
niedriger sein als die Mindestaustrittsleistung; das ist, Herr 
Kommissionssprecher, das Problem. Wer in der Vorsorge­
einrichtung verbleibt, erhält weniger als derjenige, der aus­
tritt. 
Die Vorschriften zur Ermittlung der Mindestaustrittsleistung 
sind, zumindest was den nichtobligatorischen Bereich an­
betrifft, als Konstruktionsfehler im Freizügigkeitsgesetz zu 
taxieren. Hinzu kommt: Wenn man neuerdings im obligatori­
schen Bereich den BVG-Mindestzinssatz unterschreiten 
darf, sollte dies auch dazu führen dürfen, dass nicht nur die 
verbleibenden Versicherten davon betroffen sind, sondern 
auch die austretenden Versicherten. Das heisst, Artikel 17 
des Freizüg1gkeitsgesetzes und Artikel 6 der Freizügigkeits­
verordnung sind generell zu modifizieren, unabhängig da­
von, ob es sich um die obligatorische Vorsorge handelt oder 
nicht. 
In diesem Sinne möchte ich Ihnen diese Ergänzung beantra­
gen, damit sich auch in Bezug auf die Abänderung der Ver­
ordnung Klarheit ergibt. Es soll eben nicht nur der BVG­
Mindestzinssatz bei der Austrittsleistung angewendet wer­
den, sondern man soll - oder noch besser: muss - ebenfalls 
in die Berechnung der Austrittsleistung einbeziehen, wenn 
die Kasse vorher, also im Vorfeld des Austritts, eine redu­
zierte oder entfallende Verzinsung, also eine Nullrunde, 
hatte. 
Ich danke Ihnen, wenn Sie der Ergänzung zustimmen, auch 
in dem Sinne, dass sich auch der Zweitrat dann bei der Be­
ratung der Sanierung der Kassen mit Unterdeckung dieser 
Problematik, die wirklich eine echte Problematik ist, noch 
einmal annehmen kann. 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Kollege Büttiker 
nimmt hier ein Problem auf, das berechtigt ist, aber von der 
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Kommission aus betrachten wir dieses Problem als gelöst. 
Warum? Wir haben soeben mit Artikel 65b Absatz 3 Buch­
stabe c BVG beschlossen, dass der Mindestzinssatz unter­
schritten werden kann. Das ist die zentrale gesetzliche 
Regelung. Es ist klar, dass in der Verordnung, und zwar 
nicht nur in dieser Verordnung, sondern in mehreren Verord­
nungen, wo auf den Mindestzinssatz Bezug genommen 
wird, überall korrigierend beigefügt werden muss, dass diese 
neue Regel, die wir jetzt einführen, auch dort gilt. Also wird 
der Verordnunggeber Bundesrat bei sämtlichen Verord­
nungsbestimmungen, nicht nur bei der Freizügigkeitsfrage, 
sondern beispielsweise auch bei Scheidung - wir haben an 
verschiedenen Orten Bezugnahmen auf den Mindestzins­
satz -, die Möglichkeit der Unterschreitung beifügen müs­
sen, die im Kasus Sanierung gemäss Artikel 65b Absatz 3 
Buchstabe c gegeben ist. 
Daher empfehle ich, beim System zu bleiben, wonach wir im 
Gesetzesartikel das Prinzip der Unterschreitung definiert ha­
ben und wonach natürlich der Bundesrat als Verordnungge­
ber - ich bitte Herrn Bundespräsident Couchepin, das zu be­
statigen - nun bei sämtlichen Bestimmungen, die auf diesen 
Mindestzinssatz Bezug nehmen, entsprechende Anpassun­
gen vornimmt bzw. Ergänzungen trifft, sodass der Zinssatz 
unterschritten werden kann, wenn in einer Kasse eine Sa­
nierungsmassnahme im Gange ist. Das ist eine Frage der 
Regelungsebene: Gesetz oder Verordnung? Aber in der Sa­
che hat Kollege Büttiker vollkommen Recht, wir sind der glei­
chen Meinung. 

Couchepin Pascal, president de la Confederation: Je peux 
confirmer ce que dit M. David. C'est un plaisir pour mo1 de le 
faire et je le fais publiquement. 
Je crois, Monsieur Büttiker, qu'ici on fait un vote de principe, 
alors qu'on est tous d'accord sur l'interpretation. 

Büttiker Rolf (R, SO): Ich bin vor allem mit den Ausführun­
gen von Herrn David sehr einverstanden. Herr Bundespräsi­
dent Couchepin hat nun erklärt, dass die Verordnungen so 
angepasst werden, dass dieses Problem gelöst wird. Da ich 
diese Zusicherung habe, kann ich meinen Antrag zurückzie­
hen. 

Präsident (Frick Bruno, erster Vizepräsident): Der Antrag 
Büttiker ist zurückgezogen. 

Angenommen gemäss Antrag der Kommission 
Adopte seJon Ja proposition de Ja commission 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensembJe 
Für Annahme des Entwurfes .... 30 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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Motion SGK-SR (03.060). 
Sanierungsmassnahmen 
bei öffentlichen Kassen 
Motion CSSS-CE (03.060). 
Mesures d'assaimssement pour 
les caisses de pension publiques 

E1nre1chungsdatum 17 11 03 
Patededepöt 11.11 03 
StanderaVConseil des Etats 04 12.03 

Präsident (Frick Bruno, erster Vizepräsident): Der Bundes­
rat beantragt, die Motion in ein Postulat umzuwandeln. 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Die Kommission 
ist sich im Klaren, dass wir 1n diesem Umgang beim BVG nur 

die Frage der dem BVG unterstellten Kassen geregelt ha­
ben, hingegen nicht das Problem der öffentlichen Kassen. 
Mit anderen Worten: Diese Vorlage enthält keine Regelung 
bezüglich der Sanierungsmassnahmen bei öffentlichen Kas­
sen. Die Kommission hat sich im Rahmen ihrer Beratungen 
dieser Sanierungsvorlage überlegt, eine Gesetzesbestim­
mung aufzunehmen, die auch bei den öffentlichen Kassen 
Klarheit darüber schaffen würde, wann welche Sanierungs­
massnahmen zu ergreifen wären. Insbesondere wurde ein 
Vorschlag diskutiert, wonach die öffentlichen Körperschaften 
in ihren Gesetzen klare Garantiezusagen für ihre öffentli­
chen Kassen machen müssen. Soweit diese Garantiezusa­
gen bestehen, soll es keine Unterdeckung geben; wenn 
Garantiezusagen aber nicht oder nicht in hinreichendem 
Umfang bestehen, tritt eine Unterdeckung ein, und damit ist 
auch eine öffentliche Kasse verpflichtet, diese Massnahmen 
zu treffen. 
Der Bundesrat hat uns erklärt, er würde es vorziehen, wenn 
wir das nicht ins Gesetz aufnähmen. Er wolle aber sehr 
schnell - im kommenden Sommer, wenn ich richtig verstan­
den habe - mit einer entsprechenden Vorlage kommen, die 
dieses Problem angehe. (Zwischenbemerkung Bundespräsi­
dent Couchepin) Nicht im Sommer? Aber sehr bald, denn 
das ist eine wichtige Frage. In der Kommission finden wir es 
dringend, dass das Thema der öffentlichen Kassen behan­
delt wird und die möglichen Sanierungsmassnahmen aufge­
zeigt werden. Deshalb haben wir dem Bundesrat den Auf­
trag erteilt, das jetzt zu machen. 
Ich muss sagen: Die Sache ist meines Erachtens so drin­
gend und so ernst - ich spreche hier hoffentlich immer noch 
im Namen der Kommission -, dass wir bei der Form der Mo­
tion bleiben, weil es uns sehr Ernst ist damit, dass das auch 
gemacht wird. 
Daher empfehle ich Ihnen, die Motion nicht zum Postulat ab­
zuschwächen. 

Couchepin Pascal, president de la Confederation: Tout 
d'abord, la situation. Suivant l'enquete qui a ete realisee par 
l'OFAS et que J'ai evoquee au debut de la matinee, 36 insti­
tut1ons de prevoyance de droit public avec garantie accusent 
ensemble un deficit de couverture de 17,55 milliards de 
francs - et c;:a, c'est sans Publica, qui n'est pas prise en 
campte dans ce chiffre. Nous avons demande un examen 
approfondi de la situation de ces caisses et dans le courant 
des premiers mois de l'annee prochaine, l'OFAS sera en 
mesure de donner les resultats de cette expertise. La situa­
tion est actuellement differente dans les caisses ou il y a une 
garantie publique et dans les caisses - ce qui peut exister 
aussi - de droit public sans garantie de l'Etat. 
A quel rythme do1t-on intervenir? Au vu des sommes indi­
quees, au vu de l'effort que font les pouvoirs publics pour re­
trouver un certa1n equil1bre des finances publiques, Je crois 
qu'on doit attirer leur attention sur le probleme, mais on ne 
peut pas leur forcer la main. On ne peut pas forcer le rythme, 
parce que c;:a provoquerait finalement une debäcle des finan­
ces publiques qui ne serait pas saine, notamment pour la 
garantie qui est accordee aux caisses. 
Alors, nous considerons que l'affaire est importante et que 
vous avez raison de soulever le probleme. Nous voulons 
chercher une solution, mais nous voudrions attendre l'exper­
tise precitee pour connaTtre exactement l'ampleur du ma­
laise. 
C'est la raison pour laquelle nous vous proposons de trans­
former la motion en postulat; une des dernieres fois, 
pu1squ'a partir du 1 er decembre, on ne peut plus transformer 
une motion en postulat. Mais, cette motion ayant ete depo­
see avant le 1 er decembre, on peut encore la transformer en 
postulat. Alors, profitez encore de ce droit avant qu'il ne dis­
paraisse (HiJarite) et acceptez de transformer la motion en 
postulat. 

David Eugen {C, SG), für die Kommission: Ich möchte noch 
etwas dazu sagen. Ich unterstreiche, dass ich für die Mei­
nung des Bundespräsidenten, wonach die öffentlichen Haus-
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halte angesichts der f1nanz1ellen Fragen, die hier auf sie zu­
kommen, sehr vorsichtig sein müssen und das gründlich 
überlegen müssen, viel Verständnis habe. Die Kommission 
verlangt aber mit ihrer Motion nicht eine Ausfinanzierung der 
Kassen, sondern sie will Klarheit darüber, wann bei den öf­
fentlichen Kassen auch Sanierungsmassnahmen eingeleitet 
werden müssen; man will einen klaren Rechtsrahmen. Es 
muss klar sein, dass unter bestimmten Bedingungen Sanie­
rungsmassnahmen ergriffen werden müssen; solange diese 
noch nicht erfüllt sind, müssen keine Massnahmen ergriffen 
werden. 
Heute ist die Lage so, dass bei den öffentlichen Kassen ein­
fach keine Sanierungsmassnahmen ergriffen werden, weil 
niemand bezüglich der Konditionen einen klaren Rechtsrah­
men hat. Solange die öffentlichen Hände klare, eindeutig 
definierte Garantieerklärungen abgeben, ist auch keine Aus­
finanzierung möglich; das muss aber auch gemacht werden 
und muss klar geregelt sein. Das ist der Wunsch der Kom­
mission; das möchte ich betonen. 
Diesen Auftrag kann man sehr schnell umsetzen. Das ist 
keine Geldfrage, das ist eine Frage der Transparenz, der 
klaren Verhältnisse und der klaren Ermittlung der so ge­
nannten Unterdeckung der öffentlichen Kassen. Es ist nach 
meiner Meinung und nach Meinung der Kommission unver­
zichtbar, dass wir das sehr rasch angehen. 
Ich danke für das Angebot zur Umwandlung in ein Postulat, 
das wir bis zum 1. Dezember offenbar noch haben, emp­
fehle aber dem Rat, dieses Angebot nicht anzunehmen, 
sondern bei der klaren Linie der Motion zu bleiben. 

Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Gemäss Artikel 22 
Absatz 3 des Geschäftsverkehrsgesetzes kann die Motion 
auf Antrag eines Ratsmitgliedes oder des Bundesrates in ein 
Postulat umgewandelt werden, sofern der Motionär einver­
standen ist. Dies ist hier nicht der Fall. Die Motion kann also 
nur überwiesen oder nicht überwiesen werden. 

Abstimmung - Vote 
Für Überweisung der Motion .... 23 Stimmen 
Dagegen .... 9 Stimmen 
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Embryonenforschungsgesetz 
Loi relative 
a la recherche sur les embryons 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 20.11.02 (881 2003 1163) 
Message du Conseil federal 20 11.02 (FF 2003 1065) 

Ständerat/Conseil des Etats 12.03.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 17.09.03 (Ordnungsantrag- Motion d'ordre) 

Nationalrat/Conseil national 17.09 03 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 17 09.03 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 18.09.03 (Fortsetzung- Suite) 

Nat1onalrat/Conse1I national 18.09.03 (Fortsetzung - Suite) 

Stande rat/Conseil des Etats 01.10 03 (Fortsetzung - Suite) 

Nationalrat/Conseil national 01.10.03 (Dringlichkeitsklausel - Clause d'ur­
gence) 

Standerat/Conse1I des Etats 02.1 O 03 (Dnnghchke1tsklausel - Clause d'ur­
gence) 

Ständerat/Conseil des Etats 03 10.03 (Schlussabstimmung - Vote !mal) 

Nationalrat/Conseil national 03.10.03 (Schlussabstimmung - Vote !mal) 

Text des Erlasses 2 (AS 2003 3681) 
Texte de l'acte leg1slatif 2 (RO 2003 3681) 

Ständerat/Conseil des Etats 04 12.03 (Differenzen - Divergences) 

Standerat/Conseil des Etats 19.12.03 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nationalrat/Conse1l national 19.12.03 (Schlussabstimmung-Vote final) 

1. Bundesgesetz über die Forschung an embryonalen 
Stammzellen (Stammzellenforschungsgesetz, SFG) 
1. Loi tederale relative a la recherche sur les cellules 
souches embryonnaires (Loi relative a la recherche sur 
les cellules souches, LRC) 

Bieri Peter (C, ZG), für die Kommission: Wir sind beim 
Stammzellenforschungsgesetz in der ersten Runde der Dif­
ferenzbereinigung. Der Ständerat ist bei diesem Gesetz Ers­
trat. Wir haben anlässlich der Erstberatung beschlossen, 
das Gesetz auf die Stammzellengewinnung und -forschung 
zu beschränken und die Gesetzgebung über die Embryo­
nenforschung erst dann zu regeln, wenn die Verfassungs­
grundlage geklärt ist. Im Vorfeld des vom Bundesrat ange­
kündigten Gesetzes über die Forschung am Menschen sol­
len die Verfassungsfrage und hier insbesondere die Verein­
barkeit mit Artikel 119 der Bundesverfassung vertieft geprüft 
werden. 
Unser Rat hat auf Antrag Ihrer Kommission ein Verbot 
beschlossen, überzählige Embryonen zu einem anderen 
Zwecke als zur Gewinnung embryonaler Stammzellen zu 
verwenden. Das Gesetz trägt deshalb folgerichtig neu den 
Titel: «Bundesgesetz über die Forschung an embryonalen 
Stammzellen» oder, in der Kurzversion, «Stammzellenfor­
schungsgesetz» und nicht mehr wie früher «Bundesgesetz 
über die Forschung an überzähligen Embryonen und em­
bryonalen Stammzellen» oder, 1n der Kurzform, «Embryo­
nenforschungsgesetz». Im Weiteren haben wir einige weiter 
gehende, in der Tendenz einschränkendere Bestimmungen 
beschlossen, so etwa bezüglich der Gewinnung von Stamm­
zellen aus überzähligen Embryonen oder beim Patentge­
setz. 
Der Nationalrat hat in der Herbstsession nach einer recht 
kontroversen Debatte das Grundkonzept des Ständerates 
fast voll und ganz übernommen. Im Vergleich zum Ständerat 
hat er zwei inhaltliche und einige kleine redaktionelle Ände­
rungen vorgenommen, die ich im Rahmen der Detailbera­
tung erläutern werde. 

Art. 2 Bst. d 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
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2. Wir sind mit der WAK zum Schluss gekommen, dass we­
sentliche Entscheidungsgrundlagen gefehlt haben. Heute 
sind sie da, aber sie sind zu kurzfristig gekommen. 
Ich bitte Sie, nachdem die Finanzkommission nicht Stellung 
nehmen konnte und das erst am 22./23. März tun wird, hier 
jetzt nichts übers Knie zu brechen und dieses Geschäft nicht 
um jeden Preis in dieser Session durchzudrücken. 

Baader Caspar (V, BL): Ich bitte Sie, diesem Ordnungsan­
trag zuzustimmen. 
Es ist nicht so, dass die Vorlagen 1 und 2 dieses Geschäftes 
einen engen Zusammenhang hätten, wie Herr Rechsteiner­
Basel gesagt hat. Bei der Vorlage 1 geht es um die Verwen­
dung des Ertrages aus den überschüssigen Goldreserven, 
der bereits vorhanden ist, und bei der Vorlage 2 geht es ja 
um Ihre Initiative, die sich über die Verwendung künftiger 
Gewinne der Nationalbank aussprechen will. Deshalb hän­
gen diese Vorlagen nicht direkt zusammen. 
Es ist aber auch so, Kollega Walker Felix, dass die Finanz­
kommission diesen Mitbericht schon lange hätte machen 
können. Die WAK hat das Geschäft Ende Januar beraten, 
und deshalb sind wir der Auffassung gewesen, mit gutem 
Willen hätte der Mitbericht im Februar erarbeitet werden 
können. Wir sind der Meinung, dass die Bevölkerung vor der 
Abstimmung am 16. Mai - die einen ganz engen Zusam­
menhang mit der Verwendung der Goldreserven hat - An­
spruch darauf hat, zu wissen, wie der Nationalrat denkt: ob 
er bereit ist, die Goldreserven grossmehrheitlich für die Fi­
nanzierung der AHV einzusetzen, wie wir das verlangen, 
oder ob er dazu nicht bereit ist. Es geht doch nicht an, am 
16. Mai vom Volk auf Vorrat hin eine Erhöhung der Mehr­
wertsteuer von heute 7,6 auf 9,4 Prozent zu verlangen -
d. h. eine Erhöhung um 5 Milliarden Franken -, ohne vorher 
andere Finanzierungsquellen und -möglichkeiten, insbeson­
dere eben die Verwendung der Goldreserven, geprüft und 
darüber entschieden zu haben. 
Es ist daher Abstimmungstaktik von Ihnen, die Sie diesen 
Ordnungsantrag ablehnen, wenn Sie die Beratung dieser 
Vorlage im Rat nicht vor der Volksabstimmung am 16. Mai 
durchführen wollen. Wer unseren Ordnungsantrag ablehnt, 
handelt unseres Erachtens gegenüber der Bevölkerung un­
ehrlich. 
Ich bitte Sie deshalb, den Ordnungsantrag zu unterstützen. 

Pelli Fulvio (RL, Tl), für das Büro: Das Büro empfiehlt Ihnen 
mit 9 zu 3 Stimmen, den Ordnungsantrag zurückzuweisen. 
Erstens hat die WAK den Entwurf des Bundesrates nicht fer­
tig behandelt: Nur die Vorlage 1 wurde behandelt, nicht aber 
die Vorlage 2. 
Zweitens hat die Finanzkommission ihre Stellungnahme zur 
Vorlage 1 noch nicht abgegeben. Nachdem das Büro Mitte 
Februar entschieden hatte, in dieser Session dieses Thema 
nicht zu traktandieren, sah die Finanzkommission dieses 
Thema für ihre Sitzung nach der Session vor. Somit haben 
wir im Moment diese Stellungnahme aufgrund von Artikel 49 
Absatz 5 Parlamentsgesetz nicht. Drittens ist es auch un­
klug, dieses Thema während dieser Session zu behandeln. 
Nachdem wir im Nationalrat entschieden haben, bleibt - in 
einem Parlament, das zwei Kammern hat - immer noch der 
Ständerat. Somit gibt es auf den 16. Mai keine Meinung des 
Parlamentes. Wir schaffen nur Verwirrung, wenn wir das 
Volk jetzt glauben lassen, dass das, was der Nationalrat ent­
scheidet, einem Entscheid des Parlamentes entspricht. 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag der SVP-Fraktion .... 42 Stimmen 
Dagegen ... 111 Stimmen 
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03.060 

Berufliche Vorsorge. 
Sanierungsmassnahmen 

Nationalrat 

Prevoyance professionnelle. 
Mesures d'assainissement 

Zweitrat - Deuxieme Conseil 
Botschaft des Bundesrates 19.09.03 (BBI 2003 6399) 
Message du Conseil federal 19.09.03 (FF 2003 5835) 

03.060 

StanderaVConse1I des Etats 04 12.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nat1onalraVConse1I national 01.03.04 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

StänderaVConse1I des Etats 09.03.04 (Differenzen - D1vergences) 

Nat1onalraVConse1I national 11 03 04 (Differenzen - Divergences) 

Rechsteiner Rudolf (S, BS), für die Kommission: Die Geset­
zesrevision, die nun nach der Beratung im Ständerat dem 
Nationalrat vorliegt, regelt die Massnahmen, die bei De­
ckungslücken von privatrechtlichen Pensionskassen zu er­
greifen sind. Diese Deckungslücken haben sich seit der 
Börsenbaisse im Jahre 2000 zu einem grossen Problem vie­
ler Pensionskassen entwickelt, besonders in der ersten 
Hälfte des vorigen Jahres, als die Baisse ihren Tiefpunkt 
durchschritt. 
Bei Unterdeckungen von Pensionskassen sind rechtlich ge­
sehen zwei verschiedene Verhältnisse auseinander zu hal­
ten. Bei den privatrechtlichen Pensionskassen liegen Unter­
deckungen vor, wenn die Summe der vorhandenen Aktiven 
nicht mehr ausreicht, um die reglementarischen Ansprüche 
zu decken. Anders ist die Situation in öffentlich-rechtlichen 
Pensionskassen. Der Gesetzgeber hat diesen zugestanden, 
einen Teil der Leistungen nach dem Umlageverfahren zu fi­
nanzieren, weil öffentlich-rechtliche Institute die Perennität 
erfüllen und nicht Konkurs gehen können. Das BVG verlangt 
von diesen Kassen nicht die volle Ausfinanzierung der Leis­
tungen, sondern lässt die Bilanzierung einer Staatsgarantie 
zu, weil deren Träger - die Gemeinden und Kantone - über 
ein eigenes Steuersubstrat verfügen. 
Bei der Beurteilung der aktuellen Unterdeckungen sind 
diese beiden Finanzierungsverfahren klar voneinander zu 
trennen. Die zwei Kassentypen sollten auch 1n Statistiken 
über den aktuellen Dekkungsgrad auf keinen Fall vermischt 
werden, und Informationen, die diesen Unterschied nicht be­
achten, sind nicht sachgemäss. 
Richten wir nun den Blick auf die privatrechtlichen Kassen, 
so dürfen wir - dank der Erholung der Kapitalmärkte in den 
letzten zwölf Monaten - glücklicherweise feststellen, dass es 
übers Ganze gesehen heute keine nennenswerten Unter­
deckungen bei der zweiten Säule mehr gibt. Die Lage hat 
sich allgemein sehr entspannt, ist aber noch nicht so komfor­
tabel wie in den späten Neunzigerjahren. Ausserdem gibt es 
Ausnahmen, Einzelfälle mit nach wie vor bedeutenden De­
ckungslücken. Diese betreffen Kassen, die kurz vor der Bör­
senspitze, also um das Jahr 1999/2000 herum, neue, aktien­
orientierte Anlagerisiken eingegangen sind, ohne von ihren 
früheren Trägern - den Lebensversicherungen oder auch 
dem Bund - die nötigen finanziellen Schwankungsreserven 
erhalten zu haben. 
Besonders bekannt sind die Fälle der privatisierten öffentlich­
rechtlichen Pensionskassen wie jene der SBB, die auf der 
Spitze der Börsenentwicklung privatisiert worden sind, aber 
nur nominell und nicht materiell ausreichend ausfinanziert 
wurden. Weniger bekannt ist, dass es auch eine kleinere Zahl 
von kleinen und mittleren Unternehmen gibt, die sich in den 
Jahren 1999 und 2000 aus Gruppenversicherungen ausge­
kauft haben und 1n den Aktienhandel eingestiegen sind, ohne 
für diese Strategie die nötigen Reserven zu haben. 
Entscheidend bei der vorliegenden Gesetzesrevision ist die 
Bestimmung in Artikel 65a und 65b, welche neu erstmals 
eine zeitlich begrenzte Unterdeckung von Vorsorgeeinrich­
tungen zulasst und im Übrigen das vorgehen zur Sanierung 
der Kassen regelt. 
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Die Kommission 1st 1n weiten Teilen dem Entwurf des Bun­
desrates und den Beschlüssen des Ständerates gefolgt. Die 
Vorlage sieht vor, dass die Stiftungsräte der Pensionskassen 
auch in Zukunft die volle Verantwortung für die Vorsorgeein­
richtungen tragen, die sie verwalten. Sie haben damit auch 
die Führungsfunktion für die Anordnung von Sanierungs­
massnahmen zum jetzt gesetzlich vorgeschriebenen Zeit­
punkt und nach den lohngesetzlich definierten Spielregeln. 
Die St1ftungsräte haben dabei einen erheblichen Handlungs­
spielraum: Sie entscheiden einerseits, inwiefern und in wel­
chem Rhythmus die aktiven Mitglieder einer Pensionskasse 
mittels Nachzahlungen zur Sanierung beitragen sollen und 
inwiefern die Verzinsung auf den überobligatorischen An­
wartschaften gekürzt werden soll. Sie können andererseits 
auch in beschränktem Umfang auf die Rentenleistungen Zu­
griff nehmen Die Gesetzesrevision regelt die Frage, inwie­
weit auch Rentnerinnen und Rentner zu Sanierungen beitra­
gen müssen. Zudem verbessert sie die Rechtssicherheit bei 
der zweiten Säule. 
Der Ständerat hat bereits festgelegt, dass laufende Renten, 
soweit sie reglementarisch festgesetzt sind, unantastbar 
sind. Nur derjenige Teil der laufenden Rente, welcher auf so 
genannten Ad-hoc-Leistungsverbesserungen basiert sowie 
einerseits in die laufenden Renten eingebaut und anderer­
seits weder gesetzlich noch reglementarisch in der Höhe 
vorgeschrieben wurde, soll durch eine Verrechnung mit dem 
Sanierungsbeitrag verfügbar sein. Eine solche Kürzung von 
Renten ist ohne Abänderungs- oder Sanierungsklausel im 
Reglement möglich. Das Verhältnismässigkeitsprinzip ver­
langt, dass die nicht nachhaltig finanzierten Kosten solcher 
Rentenerhöhungen bzw. die zu hoch angesetzten Rentener­
höhungen auch von denjenigen Personen mitgetragen wer­
den, die davon profitiert haben. 
Im überobligatorischen Teil der Rente, welcher auf regle­
mentarischen Ansprüchen basiert, gelten die Grundsätze 
des Vertragsrechtes und damit des Vertrauensschutzes. Ar­
tikel 65b Absatz 4 sieht denn auch vor, dass für Fragen, wel­
che die Rentnerinnen und Rentner betreffen, von den Vor­
sorgeeinrichtungen eine geeignete Form der Mitsprache zu 
schaffen ist. 
Es ist also denkbar, beispielsweise einen einmal gewährten 
Teuerungsausgleich zu kürzen, wenn dieser nicht während 
mehr als zehn Jahren geleistet wurde und reglementarisch 
kein Rechtsanspruch besteht. 
Die Kommission hat im Gesetz dazu noch präzisiert, dass 
die Rentenhöhe, wie sie bei Entstehung des Rentenan­
spruchs bestand, jedenfalls gewährleistet ist. Sanierungs­
beiträge der Aktiven werden während der Dauer der Unter­
deckung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern gemeinsam 
getragen. Im überobligatorischen Bereich setzt diese Bei­
tragserhebung das Einverständnis des Arbeitgebers voraus. 
Auch über die Senkung der Zinssätze können Sanierungs­
leistungen finanziert werden. Dies 1st im überobligatorischen 
Bereich schon heute so. Auch Kapitalerträge, die den regle­
mentarischen Zins überschreiten, tragen zur Sanierung bei. 
Nicht folgen mochte die Kommission dem Bundesrat und 
dem Ständerat in der Frage, ob der Mindestzins nach Artikel 
15 Absatz 2 BVG unterschritten werden darf. Nach Ansicht 
der Kommission ist ein gesetzlicher Mindestzins, der bei Sa­
nierungen vom Stiftungsrat unterschritten werden darf, gar 
kein gesetzlicher Mindestzins mehr. 
Die Kommission hat beim Bundesamt für Sozialversicherung 
einen Bericht über die Verfassungsmässigkeit einer gekürz­
ten Mindestverzinsung einholen lassen. Der Mindestzinssatz 
bestimmt zusammen mit dem vom Gesetz definierten versi­
cherten Lohn und dem Umwandlungssatz die Leistungsfä­
higkeit der obligatorischen Altersversicherung. Eine inad­
äquate Verzinsung würde das Leistungsziel gemass Bun­
desverfassung, also die Fortsetzung der gewohnten Lebens­
weise, grundlegend gefahrden. 
In der Botschaft des Bundesrates zum BVG vom 19. Dezem­
ber 1975 wurde die «goldene Regel» als Referenzgrösse für 
die Ersatzquote der Altersrenten definiert. Ist die Zuwachs­
rate des Vermögens, also die Vermögensrendite, gleich 
hoch wie die Zuwachsrate der Löhne, so wird von der golde-
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nen Regel gesprochen. Sie bedeutet keine volkswirtschaftli­
che Gesetzmässigkeit, sollte aber über längere Zeiträume 
hinweg erreicht werden, ansonsten die Rendite des Umlage­
verfahrens jene des Kapitaldeckungsverfahrens deutlich 
übertrifft. Die Unterschreitung der Mindestverzinsung im ob­
ligatorischen Bereich würde das Leistungsziel, welches in 
der Bundesverfassung festgelegt 1st, grundlegend untermi­
nieren und die Erhaltung der Kaufkraft der anwartschaftli­
chen Leistungen stark infrage stellen. 
Nicht zuletzt scheute die Kommission vor der Kürzung des 
Mindestzinses zurück, weil sich bei dieser Massnahme die 
Arbeitgeber, die in der Regel den grössten Einfluss auf die 
Anlagepolitik der Pensionskassen ausüben, nicht an den Sa­
nierungsmassnahmen beteiligen müssten. Die Sanierungs­
lasten würden dann ganz auf die Arbeitnehmer überwälzt. 
Die Möglichkeit, den Mindestzins bei Unterdeckung generell 
und jederzeit zu kürzen, würde das Vertrauen in die zweite 
Säule generell stark schwächen und könnte zudem manche 
Stiftungsräte, die von der Vorsorgeeinrichtung selber keine 
Renten zu erwarten haben, zu einem unvorsichtigen Anlage­
verhalten veranlassen. Nach Ansicht der Kommission genügt 
es, tiefere Verzinsungen im überobligatorischen Bereich zu 
ermöglichen, wie dies heute bereits gehandhabt wird. 
Genehmigt wurden die Neuerungen betreffend Arbeitgeber­
beitragsreserven mit Verwendungsverzicht bei Unterde­
ckung. Die gesonderten Reservekonti für Arbeitgeberbei­
träge eröffnen jenen Firmen, die über gute Ergebnisse ver­
fügen, eine Möglichkeit, bei Unterdeckung ganz auf spezielle 
Massnahmen zu verzichten. Es ist in den letzten Monaten 
des Öfteren vorgekommen, dass Arbeitgeber substanzielle 
freiwillige Beiträge zur Sanierung geleistet haben. Es sind 
Beiträge, die sich im Nachhinein, nach der jüngsten Börsen­
erholung, als Eventualverpflichtung herausstellen könnten 
und den Kassen auch die Beibehaltung einer substanziellen 
Aktienquote ermöglicht haben - sehr zum Vorteil der betref­
fenden Kassen, wie sich herausstellt. 
Die Vorlage sieht weitere Massnahmen 1m Bereich der 
Wohneigentumsförderung und der Freizügigkeitsleistungen 
vor: in dem Sinne, dass Missbräuche, die zuweilen vorge­
kommen sind, in Zukunft verunmöglicht werden. Es geht im 
Grundsatz darum, dass Personen, die aus einer Vorsorge­
einrichtung austreten, bei der Berechnung ihrer Austrittsleis­
tungen gleich wie jene Personen behandelt werden, die in 
der Pensionskasse verbleiben und zu ihrer Sanierung beitra­
gen müssen. 
Mit der Möglichkeit, Unterdeckungen in der Pensionskasse 
temporar zuzulassen, unterscheidet sich die Konstruktion 
des BVG generell von den Bestimmungen im Versicherungs­
aufsichtsgesetz, welches auch in dieser Session revidiert 
wird. Pensionskassen sollen Papiere halten können, die 
grösseren Wertschwankungen unterliegen, also zum Bei­
spiel Fremdwährungsobligationen oder Aktien, aber auch 
Liegenschaften. Eine Bestimmung im BVG, die die jederzei­
tige Solvenz der Kassen vorschreiben würde, hätte zur 
Folge, dass bei einer längeren Börsenbaisse in riesigem 
Ausmasse Papiere gegen Kasse verkauft würden, was die 
Börsenbaisse prozyklisch nur noch akzentuieren würde. Die 
zweite Säule sollte aber zur Stabilisierung und nicht zur De­
stabilisierung der Märkte beitragen. 
Die Zulässigkeit von temporärer Unterdeckung ermöglicht es 
den Kassen, auch in schlechten Zeiten Aktienbestände zu 
halten, die sonst wie bei den Privatversicherungen mitten in 
der Baisse veräussert werden müssten. Eine Einschränkung 
des Anlagespektrums der Pensionskassen auf reine, so ge­
nannt sichere Nominalwertanlagen wäre ebenfalls nicht ziel­
führend, weil erstens die vermeintliche Sicherheit mit tiefe­
ren Erträgen erkauft werden müsste und weil zweitens die 
Nominalwertanlagen im Fall einer grösseren Inflation weni­
ger Sicherheit bieten als Realwerte wie Aktien oder Liegen­
schaften. Optimale Sicherheit resultiert in der zweiten Säule 
aus einer guten Diversifikation der Anlagen. Zudem sollte 
die zweite Säule so dimensioniert werden, dass es nicht zu 
Anlagenot und spekulativen Strohfeuern kommt. 
Zur langfristigen Sicherheit ist es wünschbar, dass der Ge­
setzgeber konkreter als bisher die Höhe der Schwankungs-
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reserven von Pensionskassen regelt. Entsprechende Kom­
petenzen wurden in der 1. BVG-Revision ins Gesetz aufge­
nommen und müssen nun vom Bundesrat noch ausge­
deutscht werden. 
Die Situation vieler Kassen wäre nicht derart dramatisch 
geworden, wären die Gewinne in den guten Jahren nicht 
voreilig für Beitragssenkungen und Ermessensleistungen 
«verfrühstückt» worden. Aufschlussreich ist in diesem Zu­
sammenhang, dass die Situation vieler kleiner Kassen mit 
konservativer Anlagestrategie wesentlich besser ist als jene 
in manchen grossen Vorsorgeeinrichtungen. In Zukunft 
sollte man aus der vergangenen Börsenkrise die Lehren zie­
hen und angemessene Schwankungsreserven bilden, so­
dass Unterdeckungen mit grosser Wahrscheinlichkeit aus­
geschlossen werden können. Das Ziel ist eine solide zweite 
Säule, die allen Beteiligten eine faire Rendite und eine hohe 
Sicherheit garantiert. 
Ich bitte Sie, den Anträgen der Mehrheit der Kommission zu 
folgen. 

Robbiani Meinrado (C, Tl), pour la commission: C'est heu­
reusement dans un climat beaucoup plus favorable que la 
d1scuss1on sur l'assainissement des caisses de pension peut 
se denouer aujourd'hui. Mais, au-dela du contexte moins 
tendu d'aujourd'hu1, cette discussion reste tout de meme in­
contournable. Un systeme comme Je deuxieme pilier, base 
sur l'accumulation de capitaux a long terme, est, par sa na­
ture meme, expose aux fluctuations des marches financiers. 
C'est d'ailleurs ce qui s'est passe de maniere tres aigue ces 
dernieres annees, d'abord en relation avec l'explosion des 
rendements des valeurs boursieres - qui avait conduit pas 
mal de caisses de pension a modifier la structure de leur 
portefeuille pour y inclure davantage d'act1ons -, et ensuite 
avec Ja chute de la Bourse qui a produit des performances 
tres negatives qui ont a leur tour entraine des situations as­
sez diffuses de decouverts. Decouverts qui atteignaient, fin 
2002, 13 milliards de francs et qu1 concernaient a peu pres 
Ja mo1lie des caisses de pension. 
Celle situation - qu1 s'est entre-temps amelioree, heureuse­
ment - a conduit le Conseil federal a elaborer de nouvelles 
dispositions dans le but de mieux piloter la demarche d'as­
sainissement des caisses de pension. Et c'est par Je mes­
sage du 19 septembre 2003 que Je Conseil federal a pro­
pose des modifications de Ja legislation sur la prevoyance 
professionnelle, modif1cations qui sont centrees essentielle­
ment sur les po1nts suivants: 
D'abord, on propose d'attenuer Ja regle rigide en vigueur, qui 
impose aux institut1ons de prevoyance d'etre toujours en si­
tuation de couverture complete. l..'.evolution de ces dernieres 
annees a montre que cette condition est excessive. Campte 
tenu du fait que Je 2e pilier est place dans une perspective 
de long terme et que Je respect de la norme actuelle ex1ge­
rait des moyens disproportionnes, un decouvert temporaire -
bien que non souhaite - n'apparait pas totalement incompa­
tible avec Je systeme de Ja prevoyance professionnelle et il 
peut etre accepte, du moins pour une duree limitee, mais 
evidemment a des cond1tions bien precises. D'abord, il faul 
adopter des mesures permettant d'assainir la situation dans 
un delai raisonnable. Ensuite, il faul tout de meme etre en 
mesure de fournir les prestations qui deviennent entre­
temps exigibles. Finalement, il faul diffuser une information 
sur Ja situation. 
Le deuxieme element du projet du Conseil federal concerne 
les principes generaux regissant la procedure d'assa1nisse­
ment et le principal est celui de la responsab11ite propre des 
institutions de prevoyance. C'est l'inst1tution meme qu1 est 
ent1erement responsable de l'assainissement; ni l'autorite de 
surveillance, ni le fonds de garantie ne partagent cette res­
ponsabillte. 
Cela nous conduit au troisieme element du projet du Conseil 
federal, c'est-a-dire les propositions d'assa1nissement a. pro­
prement parler. Lorsque les mesures offertes deja. aujour­
d'hui par le droit en v1gueur ne suffisent pas, le Conseil fede­
ral propose que l'on puisse avoir recours temporairement a. 
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trois mesures supplementaires: le prelevement de cotisa­
tions speciales aupres de l'employeur et des assures, le pre­
levement de contributions speciales aupres des benefi­
ciaires de rentes et l'application d'un taux d'interet inferieur 
au taux minimal. 
Le quatrieme element present dans le projet du Conseil fe­
deral concerne des dispositions visant a sauvegarder l'effi­
cacite des plans d'assainissement, pour eviter en particulier 
que quelqu'un cherche a contourner ces mesures memes. 
C'est pour cela que le Conseil federal a adapte en ce sens 
des dispositions concernant l'acces a la propriete, le libre 
passage et la possibilite d'effectuer des versements particu­
liers sur des reserves de cotisat1on des employeurs. 
C'est evidemment autour de ces trois mesures speciales 
que s'est concentree la discussion de Ja commission. La 
commission a d'abord adhere a la mesure concernant les 
cotisations temporaires a la charge de l'employeur et des as­
sures. II taut tout de meme remarquer que cette mesure con­
cerne uniquement la partie obligatoire et non la partie 
«surobligatoire» ou l'employeur dispose pratiquement d'un 
dro1t de veto. 
La discussion a ete au contraire beaucoup plus intense et 
articulee sur la mesure concernant les benefic1aires de ren­
tes. De l'avis de la commission, cette mesure ne peut pas 
etre exclue, surtout dans Je cas ou Ja part des rentiers est 
tres elevee par rapport aux assures actifs. II est equitable de 
ne pas charger tout Je poids de l'assainissement sur Je dos 
des assures actifs. II s'agit toutefois d'une mesure tres deli­
cate, parce qu'elle touche aux prestations et c'est pour ces 
motifs que Ja commission a introduit des conditions bien pre­
cises - que je n'enonce pas par manque de temps. La com­
mission a tout de meme inclus aussi une garantie de 
consultation des beneficiaires de rentes en cas d'adoption 
d'une mesure qui les touche. 
Sur Ja troisieme mesure, concernant Ja reduction du taux de 
remuneration minimal, Ja commission a decide de Ja bitter 
par 13 voix contre 8. On reviendra sur ce theme, parce qu'il y 
a une proposition de minorite. Je conclus avec ces preci­
sions et ces modifications. 
La commission a adopte ce projet par 21 voix sans opposi­
tion et 1 abstention. Elle vous invite donc a la suivre. 

Egerszegi-Obrist Christine (AL, AG): Ich bitte Sie im Na­
men der FDP-Fraktion, auf diese Vorlage einzutreten. 
Wir bekennen uns mit aller Stärke zu unserem Dreisäulen­
system, und die zweite Säule ist darin ein ganz wichtiger 
Pfeiler. Bei der ersten Säule haben wir ein Umlageverfahren. 
In der AHV kann man kein Geld erwirtschaften, das bleibt 
fix; was in die Kasse kommt, wird wieder ausbezahlt. Bei der 
zweiten Säule haben wir das Kapitaldeckungsverfahren. 
Hier kann man Geld erwirtschaften, Gewinn machen, aber -
das haben wir in den letzten Jahren etwas vergessen - man 
kann auch Verluste einfahren. Aus dieser Erfahrung heraus 
kam es zur Botschaft, die hier vorliegt. 
Für die FDP sind folgende Eckpunkte wichtig: 
1. In der zweiten Säule gibt es nie Anlass zu Hauruck-Übun­
gen. Wir haben einen vierzigjährigen Ansparprozess, der 
nachher während etwa zwanzig Jahren Renten auslöst, 
d. h., wir haben in dieser ganzen Zeit für alle gute und 
schlechte Bedingungen. Das bedeutet: Es gibt keine Hau­
ruck-Übungen, es gibt keine Prämienaufschläge, keine Leis­
tungskürzungen im grossen Stil, sie sin.~ so nicht gerechtfer­
tigt. Massnahmen brauchen gezielte Ubergangsfristen; die 
Sozialpartner, die Beitragszahler und die Versicherten müs­
sen sich auf neue Gegebenheiten einstellen können. 
2. Ebenfalls sehr wichtig ist für uns die Frage der Transpa­
renz. Ich kann mich noch gut erinnern: Als wir in diesem 
Saal zum ersten Mal mit dieser Forderung im Rahmen der 
BVG-Revision gekommen sind, hatten uns im Vorfeld ge­
wisse Kreise fast gesteinigt. Unterdessen scheinen aber alle 
gelernt zu haben: Wenn man diese Diskussion um die 
Transparenz vor vier, fünf Jahren geführt hätte, hätte man 
ohne grosse Einwände den Mindestzinssatz senken können, 
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wenn ein gegebener Zins nicht mehr erwirtschaftet werden 
kann. Man könnte den Umwandlungssatz senken, wenn 
man sieht, dass die Längerlebigkeit der Leute nicht mehr 
kompensiert werden kann, und im Fall einer Unterdeckung 
könnte man schauen, wo die Ursachen sind und wie man 
das korrigieren kann. Das ist eine absolute Voraussetzung 
zur Umsetzung dieser Massnahmen. 
3. Ein wichtiger Punkt ist für uns, dass die berufliche Vor­
sorge in ein Rahmengesetz gefasst ist. Das heisst, dass der 
Staat nur den Rahmen vorgibt und Arbeitnehmer und Arbeit­
geber diesen Rahmen mit Beiträgen und Leistungen nach 
gewissen Spielregeln gestalten müssen. Das heisst in erster 
Linie, dass die Vorsorgeeinrichtungen selber Korrekturen 
vornehmen müssen, wenn es zu einer Unterdeckung 
kommt. Sie müssen die Analyse selber erstellen, weshalb es 
dazu gekommen ist. Es müssen alle Abklärungen im Regle­
ment aufgeführt sein. Diese müssen von Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberseite her bestätigt werden. 
4. Ein Punkt, der uns sehr wichtig ist: die Aufsicht muss funk­
tionieren. Wenn wir ganz klar sagen, der Staat gebe nur den 
Rahmen vor, dann muss es für alle nachvollziehbar sein, wie 
dieses Geschaft läuft. Aber auch die Aufsicht muss funktio­
nieren. Sie muss gerecht, kompetent, aber auch einheitlich 
sein. Hier haben wir noch viel zu tun! Ich kann mich noch gut 
daran erinnern, dass verschiedene Aufsichtsgremien den 
Vorsorgeeinrichtungen, die gute Reserven angespart hatten, 
Folgendes gesagt haben: «Das geht nicht, dass ihr so 
grosse Reserven habt; ihr müsst das mit Leistungen und 
Beitragserleichterungen kompensieren.» Zwei, drei Jahre 
später wären die Vorsorgeeinrichtungen froh gewesen, sie 
hätten noch ein solches Polster vorzuweisen gehabt. 
Also: Panik und dringliche Botschaften im Umgang mit Un­
terdeckungen sind nicht am Platz! 
Wir sind froh, dass wir jetzt etwas Zeit haben. Man muss ein­
mal anschauen, was Unterdeckung heisst, wie es zustande 
kommt, dass eine Deckung nicht mehr hundertprozentig da 
ist. Die Leute haben immer sofort Angst, die Renten seien 
nicht gesichert. Das ist aber überhaupt nicht der Fall! Zu ei­
ner hundertprozentigen Deckung gehört, dass in der Kasse 
alle Renten, die jetzt laufen, vorhanden sind. Es gehört aber 
auch dazu, dass alle Anteile der Leute, die für einen Unter­
nehmer in dieser Kasse versichert sind, für ihre spätere 
Rente auch vorhanden sind. Zu einer hundertprozentigen 
Deckung gehören aber auch die Reserven: die Reserven für 
das lnvaliditätsrisiko, die Reserven für die Garantie des Zins­
satzes und die Reserven für die Längerlebigkeit der Leute. 
Wenn diese Reserven in schlechten Zeiten aufgebraucht 
worden sind, dann kommt es zu einer Unterdeckung. Es ist 
auch so, dass Kassen, die eine Unterdeckung hatten, jetzt 
relativ schnell wieder in einen besseren Deckungsbereich 
kommen, da die Zinslage wieder besser geworden ist. Das 
heisst, dass wir hier ganz ordentlich vorangehen können, 
dass wir uns mit Vernunft und Umsicht an diese Vorlage her­
anmachen können. 
Was die Rentnerbeiträge betrifft, findet die FDP, man müsse 
mit diesem Bereich vorsichtig umgehen. In der zweiten 
Säule hat eigentlich jeder Versicherte seinen eigenen 
Sparstrumpf. Wie bei allen andern Vermögensanlagen gibt 
es hier bessere und weniger gute Zinssätze. Wenn jemand 
vor der Pension steht, kann er wählen, ob er das Kapital 
nimmt oder ob er sich eine Rente auszahlen lässt. Wenn wir 
jetzt bei den Renten Kürzungen machen, würde das 
zwangsläufig dazu führen, dass die Leute sich vermehrt das 
Kapital auszahlen liessen und dass die zweite Säule aus 
dem Gleichgewicht käme. Es handelt sich aber auch bei die­
sen Renten, die versprochen worden sind, um wohlerwor­
bene Rechte. Es ist nicht so, dass hier die Solidarität gegen­
über den Nichterwerbstätigen von den Erwerbstätigen allein 
getragen wird. Die Solidarität in der zweiten Säule wird sehr 
restriktiv gehandhabt. Es gibt eine Solidarität, wenn jemand 
vorzeitig stirbt; dann fällt nämlich sein Alterskapital in den 
Topf der Versicherten, die noch eine Rente erwarten. 
Bei den Rentnern können wir uns der Lösung anschliessen, 
die die Kommission gefunden hat. Wenn nachweislich auf 
freiwilligen Leistungen jetzt bessere Renten ausbezahlt wor-
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den sind, kann man auf diesem Teil allenfalls auch wieder 
Reduktionen vornehmen. 
In der Frage des Mindestzinssatzes ist unsere Fraktion nicht 
einer Meinung. Sie haben einen Antrag der freisinnig-demo­
kratischen Fraktion, vertreten durch Herrn Ruey, auf dem 
Tisch, wieder zur Vorlage des Bundesrates zurückzukehren. 
Eine Minderheit der Fraktion ist hier der Ansicht, dass der 
Mindestzinssatz wirklich die im Minimum zu erreichende 
Grösse ist, die nicht irgendwie politisiert werden sollte, son­
dern ganz neutral der Zinssatz ist, der anvisiert werden 
sollte. 
Wir sind alle auf diese Vorlage eingetreten. Wir finden, sie 
gibt eine gute Grundlage ab, Regelungen zu treffen. Ich bitte 
Sie, auch einzutreten. 

Meyer Therese (C, FR): Le groupe democrate-chretien en­
tre en matiere et soutiendra les mesures d'assainissement 
des institutions de prevoyance selon les propositions de la 
majorite de la commission du Conseil national, avec une 
sympathie pour la minorite a l'article 65b alinea 3 lettre b. 
Au moment de la presentation de son message, l'ete der­
nier, le Conseil federal annorn;:ait que pres de la moitie des 
institutions de prevoyance etaient en sous-couverture. 
Aujourd'hui, heureusement, il s'avere que la situation s'est 
amelioree gräce au redressement du marche des cap1taux. 
Les chiffres avances parlent encore de 20 pour cent d'insti­
tutions en sous-couverture. De toute fac;:on, l'experience que 
nous avons vecue montre que la legislation doit etre dotee 
d'instruments permettant de reagir rapidement lorsqu'un 
probleme de sous-couverture se pose. La structure du 
deuxieme pilier doit etre forte, de nature a jouir de la con­
fiance des assures, qui doivent pouvoir compter sur un re­
venu decent, a l'heure de la retraite, apres une vie de travail. 
Par la modification de l'ordonnance OPP 2, a l'article 44, le 
Conseil federal avait donne une definition claire du decou­
vert, defin1t1on absolument necessaire et que nous avions 
reclamee. La revision partielle de la loi, quant a eile, propose 
les mesures suivantes: 
1. la limitation des versements anticipes et des rembourse­
ments en cas de decouvert; 
2. la tolerance d'un decouvert limite dans le temps si des 
mesures sont prises pour le resorber; 
3. le devoir d'informer l'autorite de surveillance, les em­
ployeurs, les assures et les beneficiaires. 
En outre, si le decouvert ne peut etre resorbe autrement, 
l'institution de prevoyance peut appliquer, pendant que dure 
le decouvert, les mesures complementaires suivantes: le 
prelevement de cotisations aupres de l'employeur et des sa­
laries; le prelevement, aupres des beneficiaires de rentes, 
de contributions sur la part surobligatoire qui aurait beneficie 
d'augmentations non prescntes dans les reglements. 
II apparait normal qu'une solidarite entre les personnes acti­
ves et les rentiers existe. On sait que dans certaines cais­
ses, il y a quelquefois un nombre plus eleve de rentiers que 
d'actifs. Et, si nous demandions seulement aux actifs de re­
sorber le decouvert, il s'ensuivrait une situation tres difficile 
pour eux qui ne repondrait pas a la solidarite requise. 
Le PDC dit oui a toutes ces mesures, sous reserve de verifi­
cation des effets que generera la derniere phrase de l'arti­
cle 65b alinea 1 lettre b concernant la garantie du montan! 
des rentes a la naissance du droit. Nous demandons au Con­
seil des Etats d'examiner encore une fois cette question. Ces 
mesures demandent un effort momentane des personnes 
concernees dans une lim1te acceptable pour assurer le futur. 
Par contre, le PDC dit non a une remuneration inferieure au 
taux minimal prevu a l'article 5 alinea 2, estimant que cette 
mesure toucherait la partie obligatoire du deuxieme pilier, 
partie qu'il veut preserver pour la securite du niveau des ren­
tes. lci, la commission a d'ailleurs suivi une proposition Rob­
biani. Le PDC pense que les beneficiaires de rentes qui 
seraient appeles a participer a l'assainissement de leur 
caisse par des contnbut1ons doivent etre associes a ce pro­
cessus. C'est pour cela qu'il a depose une proposition de mi­
nonte dont nous nous entretiendrons plus tard. 
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Les autres mesures proposees n'ont pas suscite de contro­
verse et seront soutenues par le PDC. 
Pour la securite a long terme de notre deux1eme p1l1er, le 
groupe democrate-chretien dit oui au projet d'assainisse­
ment des institutions de prevoyance et vous engage a faire 
de meme. 

Goll Christine (S, ZH): Die Hysterie um die finanzielle Lage 
der Vorsorgeeinrichtungen ist vorbei. Die Fakten belegen, 
dass Panikreaktionen fehl am Platz sind, auch wenn die Pri­
vatversicherer nach wie vor auf hohem Niveau jammern. 
Deshalb muss auch mit der herbeigeredeten Notwendigkeit 
Schluss sein, einschneidende Massnahmen zu Sanierungen 
zu ergreifen, welche die Versicherten nur unnötig verunsi­
chern und belasten oder welche gar zu Rentenkürzungen 
führen. 
Die nationalrätliche SGK hat in dieser Vorlage verschiedene 
substanzielle Verbesserungen zugunsten der Versicherten 
angebracht. Zu den drei vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Massnahmen ist eine Vorbemerkung notwendig: Bevor über 
irgendwelche Sanierungsmassnahmen entschieden werden 
kann, muss auf alle Fälle umfassend informiert werden. Das 
heisst, die Vorsorgeeinrichtung muss den Arbeitgeber, muss 
die Arbeitnehmenden bzw. die Versicherten, aber auch die 
Rentner und die Rentnerinnen umfassend nicht nur über die 
Unterdeckung, sondern über das Ausmass und die Ursa­
chen der Unterdeckung und über die ergriffenen Massnah­
men informieren. Diese umfassende Informationspflicht und 
Transparenz hat die nationalrätliche Kommission auch im 
Gesetz verankert. Das ist eine erste substanzielle Verbesse­
rung zugunsten der Versicherten. 
Nun zu den Sanierungsmassnahmen; während der Dauer 
der Unterdeckung sollen folgende Massnahmen möglich 
sein: 
1. Es soll möglich sein, Beiträge von Arbeitgebern und Ar­
beitnehmenden zu erheben, wobei die Beiträge der Arbeit­
geber mindestens gleich hoch sein müssen wie die Summe 
der Beiträge der Arbeitnehmenden. 
2. Sofern Beiträge von Rentnerinnen und Rentnern über­
haupt ins Auge gefasst werden, besteht die Komm1ss1on dar­
auf, dass die Höhe der Renten bei Entstehung des Renten­
anspruchs auf jeden Fall gewährleistet bleibt. Bereits der 
Ständerat hat bei dieser Bestimmung klargestellt - und dies 
im Gegensatz etwa zum Bundesrat-, dass auf den obligato­
rischen Anteilen der Renten keine Beiträge von Rentnern 
und Rentnerinnen erhoben werden dürfen. Zudem hat die 
Kommission im Gesetz ein Mitspracherecht für die Rentner 
und Rentnerinnen verankert. Das heisst, die Vorsorgeein­
richtungen müssen dieses Mitspracherecht in die Praxis um­
setzen. Das sind zwei weitere substanzielle Verbesserungen 
in dieser Vorlage zugunsten der Versicherten, in diesem 
Falle vor allem zugunsten der Rentner und Rentnerinnen. 
3. Der Vorschlag des Bundesrates - dem der Ständerat übri­
gens unverständlicherweise gefolgt 1st -, dass der Mindest­
zinssatz noch weiter unterschritten werden darf, fand bei un­
serer Kommission gar kein Gehör. Nach dem bereits zwei­
mal erfolgten Kniefall des Bundesrates vor der Privatversi­
cherungslobby ist die ersatzlose Streichung dieser Sanie­
rungsmassnahme - also der Möglichkeit der Unterschrei­
tung des Mindestzinssatzes-, wie das die SGK oppositions­
los beantragt, nichts als folgerichtig. Eine Unterschreitungs­
möglichkeit wäre gravierend, weil damit nicht nur das Sys­
tem der beruflichen Vorsorge zerstört würde, sondern weil 
vor allem das verfassungsmässig garantierte Leistungsziel 
sinnlos gefährdet würde. 
Die Möglichkeit, den Mindestzinssatz weiter zu unterschrei­
ten, wäre auch ein Freipass für die Arbeitgeberseite, die sich 
so nicht mehr an Sanierungsmassnahmen beteiligen 
musste. Eine Hierarchie der verschiedenen Sanierungsmög­
lichkeiten ist nämlich im Gesetz nicht vorgesehen. Im Be­
reich des BVG-Obligatoriums darf das Leistungsziel nicht 
unterschritten werden, weil sonst die Renten noch tiefer aus­
fallen würden, als sie ohnehin schon sind. Letztlich käme die 
Massnahme unter Buchstabe c der gänzlichen Abschaffung 
des Mindestzinssatzes gleich. Mit der Streichung des Buch-
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stabens c hat die nationalrätliche SGK eine dritte wesentli­
che Verbesserung zugunsten der Versicherten angebracht; 
ich bitte Sie, auch den Einzelantrag Ruey abzulehnen. 
Das Vertrauen in die zweite Säule sinkt in der Bevölkerung. 
Die vom Parlament beschlossenen Transparenzbestim­
mungen müssen endlich und so schnell als möglich in Kraft 
gesetzt werden. Doch das Bundesamt für Privatversicherun­
gen arbeitet einmal mehr in die Taschen der Lobby der Pri­
vatversicherungen und vergisst dabei die Interessen der 
Versicherten. Das Gejammer über das BVG-Verlustgeschäft 
muss aufhören. Sanierungsmassnahmen sollen möglich, 
aber nicht unverhältnismässig sein. 
Die SP-Fraktion empfiehlt Ihnen deshalb, der Mehrheit Ihrer 
Kommission zu folgen. Sie wird nur im Sinne der Mehrheits­
variante auf diese Vorlage eintreten; das heisst: keine Ren­
tenkürzungen für Rentner und Rentnerinnen, keine weitere 
Unterschreitung des Mindestzinssatzes, ein Mitspracherecht 
für die Pensionierten und die Pflicht zu einer transparenten 
Informationspolitik. Das sind die Eckpfeiler, mit denen die 
SP-Fraktion Sanierungsmassnahmen in der beruflichen Vor­
sorge befürwortet. 

Parmelin Guy (V, VD): Mes preopinantes ont deja largement 
traite des discussions de la commission et de ce projet; je 
serai donc succinct. 
Dans les grandes lignes, le proJet du Conseil federal rencon­
tre notre approbation. II faul en effet se rememorer le con­
texte qui prevalait pour comprendre ce paquet de mesures. 
Ces mesures doivent, d'une part, permettre de retablir une 
situation qui, pour certaines caisses, a ete difficile, voire par­
fois inquietante, et d'autre part, apporter quelque souplesse 
en introduisant dans la loi la possibilite d'admettre un decou­
vert limite dans le temps et cela a des conditions bien prec1-
ses. Les differentes mesures mises en place pour mieux 
maHriser a l'avenir des situations delicates formen! un en­
semble coherent permettant de se donner une marge de 
manoeuvre indispensable. Dans un sujet aussi sensible et 
complexe que le deuxieme pilier, il a fallu faire une pesee 
d'interets entre le souhaitable et le praticable, en tenant 
compte notamment de l'aspect constitutionnel des mesures 
envisagees. Le texte du gouvernement amende par le Con­
seil des Etats nous para1t donc tout a fait adapte. 
C'est pourquoi, au nom du groupe de l'UDC, je vous invite a 
entrer en matiere et a le soutenir. 
En ce qui concerne les diverses propositions de la commis­
sion, des minorites et de celles qui ont ete deposees 
aujourd'hui, je reinterviendrai en cours de debat. 

Fasel Hugo (G, FR): Vor gut einem Jahr, basierend auf den 
Jahresabschlüssen 2002, wies noch rund ein Viertel der re­
gistrierten Vorsorgeeinrichtungen ohne Staatsgarantie eine 
Unterdeckung auf. Es grassierte allgemeine Unsicherheit. 
Der Börseneinbruch hatte voll auf die Vermögenswerte der 
Pensionskassen durchgeschlagen. Zum ersten Mal in der 
Geschichte der beruflichen Vorsorge wurde sichtbar, dass 
auch die zweite Säule gewisse Unsicherheiten hat. Wir sind 
also durch diese Erfahrungen etwas realistischer geworden. 
überraschend war eigentlich nur, dass sich auch die Profis 
in diesem Bereich plötzlich panikartig aufgeführt haben und 
grundlegend aus den Augen verloren haben, dass das Pen­
sionskassengeschäft ein Geschäft über vierzig und mehr 
Jahre darstellt. 
Im Rahmen dieser Panikmache wurde dann auch diese Vor­
lage geboren und sogar als dringlich erklärt. Inzwischen -
und das ist gut so; auch die Börse hat sich wieder erholt -
kann man das heutige Geschäft mit einer gewissen Gelas­
senheit angehen kann und die einzelnen Vorschläge prüfen. 
Die Vorlage soll in erster Linie dazu dienen, Sicherheit dahin 
gehend zu schaffen, dass die Pensionskassen nun exakter 
wissen, wie sie bei Unterdeckung vorzugehen haben. Es 
wird insbesondere Klarheit darüber geschaffen, wann über­
haupt Unterdeckung vorliegt. Es wird Klarheit geschaffen, 
dass zum verfügbaren Vorsorgevermögen auch die Schwan­
kungsreserven gehören. Es wird Klarheit geschaffen, woher 
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die Mittel stammen können oder sollen, die für eine Sanie­
rung notwendig sind, und es wird auch festgelegt, unter wel­
chen Bedingungen, unter welchen restriktiven Bedingungen 
auch Rentnerinnen und Rentner einen Beitrag zur Sanie­
rung leisten können. Es wird nun klar festgehalten, dass 
Missbräuche im Bereich der Wohneigentumsförderung mit 
Mitteln der beruflichen Vorsorge zu verhindern sind. Schliess­
lich wird auch festgelegt, dass die Schaffung eines Kontos 
Arbeitgeberbeitragsreserve möglich wird. 
Man könnte also diese Vorlage weniger im Rahmen von 
Sanierungen sehen - wir hatten schon bisher eine ganze 
Reihe von Möglichkeiten, es kommen eigentlich keine neuen 
hinzu -, sondern diese Vorlage ist eigentlich eine Vorlage, 
die dazu dient, Klarheiten zu schaffen und Sicherheiten zu 
kreieren. 
Unter diesem Aspekt wird die grüne Fraktion auf das Ge­
schäft eintreten. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Au cours de ces der­
niers mo1s, et ce depu1s 2002, ou les caisses de pension 
avaient une situation deficitaire particuilerement dellcate, on 
a fait plusieurs expertises qui ont toutes montre que la situa­
tion s'est ameiloree. Les dernieres enquetes datent du qua­
trieme trimestre 2003. Depuis lors, la Bourse a encore fait 
quelques progres, si bien qu'il y a probablement moins de 
caisses qui sont en decouvert qu'il y a une annee et beau­
coup moins encore qu'il y a deux ans. Mais j'allais dire: «Peu 
importe!» Le but de cette revision de loi n'est pas de venir au 
secours de teile ou teile caisse qui, au cours de ces dernie­
res annees, aurait ete en difficulte. Le but n'est pas de viser 
des caisses individuelles, mais de mettre en place, pour les 
vingt prochaines annees, un mecanisme qui permettra de 
faire face a des evenements similaires a ceux auxquels on a 
assiste en 2001 et en 2002. II ne taut donc pas tirer argu­
ment de l'evolution conjoncturelle pour hes1ter a entrer en 
mat1ere sur les propositions qui sont faites. II ne laut pas non 
plus t1rer argument du fait que la situation va mieux pour re­
fuser des mesures qui seraient peut-etre utiles a l'avenir, 
voire indispensables. II taut en rester aux principes. 
Or, quels sont les principes que le Conseil lederal met en 
oeuvre a travers cette proposition de modification de loi? Le 
premier principe, c'est que la responsabilite primaire in­
combe aux institut1ons de prevoyance elles-memes. C'est a 
elles de suivre l'evolution de la situation financiere, de la ca­
pacite de risque de la caisse. Toutes ces mesures d'assai­
nissement doivent repondre a des circonstances exception­
nelles et non previsibles. Je ne dis pas qu'il y a une taute 
lorsqu'une caisse se trouve dans cette s1tuat1on, ma1s 11 taut 
pet1t a pet1t prendre acte du fait qu'on ne peut pas calculer 
les choses comme allant de soi. II taut anticiper les evene­
ments lorsqu'on est gerant d'une caisse et se poser des 
questions quant a la solidite des reserves, quant aux risques 
qu'on fait courir. Et c'est seulement lorsque des circonstan­
ces exceptionnelles surviennent que l'on peut et que l'on 
doit utiliser les dispositions qu'on va discuter aujourd'hui. 
Une derogation temporaire au principe de la garantie offerte 
en tout temps est prevue, sous condition que l'institution de 
prevoyance prenne des mesures afin de retablir la couver­
ture integrale de ses engagements dans un delai raisonna­
ble. L.:objectif, c'est une couverture de 100 pour cent. 
Ensuite, un autre principe: c'est le principe de la proportion­
nalite. Les mesures doivent etre adaptees au degre de de­
couvert. Chaque mesure do1t etre adaptee a la s1tuation 
propre de l'institution de prevoyance, aussi bien dans le 
temps qu'au plan material. Des mesures plus dures ne doi­
vent etre prises que si des mesures moins dures ne permet­
tent pas de resorber les decouverts. Si la situation financiere 
s'ameilore, la durete des mesures doit etre attenuee le plus 
rapidement possible. 
Afin d'elargir la marge de manoeuvre des institutions de pre­
voyance qu1 presentent un decouvert important, les mesures 
doivent etre explicitement decrites dans la loi federale sur la 
prevoyance professionnelle vieillesse, survivants et invalidite 
(LPP), ainsi que dans la loi sur le libre passage. De quoi 
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s'agit-il? De prelevements de cotisations supplementaires 
aupres des employeurs et des salaries, et cela sur une base 
paritaire, et du prelevement d'une contribution aupres des 
beneficiaires de rentes. Cette mesure doit s'appliquer de 
maniere restrictive: il n'y a pas de reduction durable du droit 
a la rente possible. Le prelevement de cette contribution 
n'est envisageable que si les rentiers ont anterieurement be­
neficie de repartitions d'excedents, au cours des dix annees 
precedant l'entree en vigueur de cette mesure. Les presta­
tions minimales LPP restent garanties; les allocations de 
rencherissement qui ont ete allouees par l'organe paritaire, 
sur la base de son appreciation de la situation financiere de 
l'institution de prevoyance, peuvent etre soumises aux coti­
sations des rentiers. 
Ensuite, il y a l'application d'un taux d'interet inferieur au 
taux minimal. La commission propose de ne pas accepter 
cette mesure. II y a une proposition du groupe radical-liberal, 
que nous soutiendrons, car il nous para1t tout a fait evident 
que si cette mesure est importante, eile est certainement ef­
f1cace et mo1ns douloureuse que d'autres mesures; eile est 
appropriee pour les institutions de prevoyance offrant la pre­
voyance minimale et ne disposant pas de reserves suftlsan­
tes. 
Lorsqu'on a discute cette proposition en commission, j'ai eu 
parfois le sentiment que, si l'on refusait cette possibilite, on 
trouverait une autre solution et que les choses s'arrange­
raient. II y aura certainement des cas ou, si cette possibilite 
n'existe pas, l'assainissement de la caisse sera gravement 
compromis. Et personne ne viendra au secours de cette 
caisse! II faudra peut-etre, a ce moment-la, envisager des 
mesures d'assainissement beaucoup plus graves et beau­
coup plus dangereuses pour les rentiers actuels et futurs. 
Cette mesure est subsidiaire, exceptionnelle, mais neces­
saire. La refuser, c'est faire comme si la loi pouvait changer 
la realite; or la realite finit par s'1mposer. 
Je ne veux pas faire un discours sur un cas particulier, mais 
je voudrais signaler a l'intention du Parlement ce qui se 
passe dans une caisse publique qui est celle d'une v1lle que 
nous aimons tous: la ville de Lausanne. Celle-ci est une ville 
ou les choses sont dirigees de main de maTtre par un esprit 
mathematique qui sait faire les calculs et qui croit a la realite 
des chiffres; c'est une ville qu'on ne peut pas soup9onner 
d'etre dirigee par des aventuriers droitistes. Eh bien, la ville 
de Lausanne, qui a une caisse publique avec une garantie 
de la commune, a pris un certain nombre de mesures que je 
dois vous l1re parce qu'elles m'appara1ssent quand meme 
extraordinaires dans le climat actuel, d'autant plus qu'elles 
ont obtenu l'appui des syndicats par leurs presidents. 
On prevo1t une augmentation de 5,5 pour cent des cotisa­
tions pour les employes. Une augmentation de 5,5 pour cent 
des cotisations en trois ans, cela signifie une reduction de 
salaire de l'equivalent de 5,5 pour cent. Les employeurs, de 
leur cöte, prevoient 6 pour cent d'augmentation des coti­
sations. Ensuite, il y a une reduction du taux de rente de 
1,667 pour cent par annee a 1,5 pour cent. Cela signifie que 
pour atteindre le meme niveau de rente, il laut travailler plus 
longtemps: elevation de l'äge de la retraite. Celui-ci passe a 
65 ans pour la caisse A et a 60 ans pour la caisse B, qui est 
celle de la police. II y a ensuite une mesure qui me para1t 
aussi extremement importante et courageuse: il est prevu 
que, tant que la caisse n'aura pas atteint 60 pour cent de 
couverture, on n'accordera pas de compensation du renche­
rissement aux rentiers. On est1me que la caisse retrouvera 
le niveau de couverture que l'on veut obtenir, 60 pour cent, 
apres une quinzaine d'annees environ. Quinze ans avec un 
taux moyen d'inflation de 1 pour cent, cela fait 15 a 20 pour 
cent de diminution reelle des rentes. 
Si une municipalite conduite par un mathematicien avec l'ap­
pui des forces progressistes de gauche, des verts et des so­
cialistes et ensu1te avec l'accord des syndicats peut prendre 
ce type de decision pour sauver sa caisse, nous sommes ici 
dans de l'eau tiede et je vous 1nvite a plonger dans ce bassin 
non pas avec delectat1on, parce que ce n'est jamais agrea­
ble de vous proposer de reduire un certain nombre de pres­
tations pour sauver l'essentiel, mais avec courage, parce 
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qu'a Lausanne - et je rends hommage au syndic et a sa mu­
nicipalite - on a ose plonger dans de l'eau glacee. Mettons­
nous au travail! 

Dormond Beguelin Marlyse (S, VD): Monsieur le conseiller 
federal, vous venez de nous faire une demonstration tres 
elogieuse de la proposition qui est faite pour la caisse de 
pension de la ville de Lausanne. Mais il y a tout de meme 
une chose que vous n'avez pas precisee, et j'aimerais savoir 
si vous l'ignorez ou si c'est un oubli de votre part, c'est que 
cette proposition a effectivement ete acceptee par Je presi­
dent du syndicat, mais eile n'a pas encore passe devant le 
Conseil communal de la ville de Lausanne. Et eile est deja 
menacee de referendum, entre autres par des personnes de 
dro1te. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: C'est vrai, Madame, 
mais cela ne donne que plus de relief au courage de l'execu­
tif et plus particulierement du leader des forces progressis­
tes, qui a ose faire ces propositions avec un courage 
exemplaire. Encore une fois, on invite les gens a plonger 
dans une eau glacee, mais c'est Je seul moyen de sauver le 
systeme, alors qu'ici nous hesitons a trempoter nos doigts 
dans de l'eau tiede. Mais je sais bien - c'est dit dans le com­
munique que j'ai ici de la ville de Lausanne - qu'il taut en­
core les approbations generales, mais l'executif a fait 
quelque chose d'extremement courageux et, vous comme 
moi, nous sommes preis a rendre hommage au courage 
lorsqu'il se manifeste sans aucun prejuge ideologique. 

Präsident (Binder Max, Präsident): Die Kommissionsspre­
cher verzichten auf das Wort. Eintreten 1st nicht bestritten. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en matiere est decidee sans opposition 

Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlasse­
nen- und lnvalidenvorsorge 
Loi federale sur la prevoyance professionnelle vieil­
lesse, survivants et invalidite 

Detailberatung - Discussion par article 

Titel und Ingress; Ziff. 1 Einleitung; Art. 5 Abs. 2; 30f; 
30g; 36 Abs. 3; 49 Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Titre et preambule; eh. 1 introduction; art. 5 al. 2; 30f; 
30g; 36 al. 3; 49 al. 2 
Proposition de Ja commission 
Adherer a Ja decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Art. 65a 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 2 
.... Rentner über das Ausmass und die Ursachen der Unter­
deckung sowie über ergriffene Massnahmen informieren. 

Art. 65a 
Proposition de Ja commission 
Al. 1 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 2 
.... et les beneficiaires de rentes du degre et des causes du 
decouvert ainsi que des mesures prises. 

Angenommen - Adopte 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

9 

Art. 65b 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 1, 2 
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Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 
Abs. 3 
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b ..... vorhanden ist. Die Höhe der Renten bei Entstehung 
des Rentenanspruches bleibt jedenfalls gewährleistet. 
c. Streichen 
Abs. 4 
Für alle Fragen, welche die Rentnerinnen und Rentner be­
treffen, sorgen die Vorsorgeeinrichtungen für eine geeignete 
Form der Mitsprache. 

Antrag der Minderheit 
(Meyer Therese, Robbiani) 
Abs. 3 

b ..... laufenden Renten. Es muss sichergestellt werden, 
dass sich die Rentnerinnen und Rentner an der Entschei­
dung über diese Massnahme beteiligen können. Der Beitrag 
darf .... (Rest gemäss Antrag der Mehrheit) 

Antrag der Minderheit 
(Borer, Bortoluzzi, Hassler, Scherer Marcel) 
Abs. 4 
Streichen 

Antrag der freisinnig-demokratischen Fraktion 
Abs. 3 

c. Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 65b 
Proposition de Ja majorite 
Al. 1, 2 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 
Al. 3 

b ..... le prevoit. Le montant des rentes etabli lors de Ja nais­
sance du droit a la rente reste en tout cas garanti. 
c. Bitter 
Al. 4 
Pour toutes les questions concernant les beneficiaires de 
rente, les institutions de prevoyance veillent a une formule 
appropriee de consultation desdits beneficiaires. 

Proposition de Ja minorite 
(Meyer Therese, Robbiani) 
Al. 3 

b ..... des rentes en cours. La participation des beneficiaires 
de rentes a Ja prise de decision de cette mesure doit etre ga­
rantie. Cette contribution ne peut etre .... (reste selon Ja pro­
position de Ja majorite) 

Proposition de Ja minorite 
(Borer, Bortoluzzi, Hassler, Scherer Marcel) 
Al. 4 
B1ffer 

Proposition du groupe radical-liberal 
Al. 3 

c. Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Meyer Therese (C, FR): Par cette proposition de minorite, je 
demande une participation des beneficiaires de rentes a une 
prise de decision qui les concernerait d1rectement, a savoir 
un prelevement sur les rentes en cours. 
Curieusement, cette idee n'a pas ete soutenue, alors que les 
associations de rentiers y sont favorables. Les rentiers ne 
s'insurgent pas contre la participation eventuelle a un assai­
nissement d'une 1nst1tution de prevoyance, mais ils deman­
dent une information de premiere main et la participation 
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directe a la discussion qui forge la decision de prise de la 
mesure. Je pense que nous sommes dans une situation 
nouvelle ou la participation materielle des rentiers pourrait 
etre requise, et nous devons donc trouver de nouveaux mo­
deles de participation a la prise de decision, ceci surtout 
pour eviter la frustration de ceux qui seraient appeles a subir 
!es consequences d'une prise de decision sans pouvoir y 
participer. 
Les mesures votees ne sont pas graduelles, c'est-a-dire 
qu'une institution pourrait legalement decider que seul un 
prelevement sur les rentes en cours devrait contribuer a l'as­
sa1nissement, a l'exclus1on d'autres mesures. lmaginez la 
frustrat1on et la revolte que pourrait engendrer une teile si­
tuation! Par contre, si !es personnes touchees directement 
sont representees a la table ou les decisions se prennent, la 
situation et les motifs des decisions seront connus de pre­
miere main et le point de vue de ce groupe de personnes 
pourra aussi eire pris en campte. Je pense qu'1! est JUste de 
prevoir une possibilite d'assainissement par prelevement sur 
des rentes dans des circonstances bien precises - pre­
voyance surobligatoire et augmentations non prescrites au 
prealable -, mais, a man sens, !es rentiers bien informes se­
raient plutöt des allies si ce genre de decis1on b1en expliquee 
devait tomber. 
Le Conseil federal et les partenaires sociaux sont contre 
cette proposition et ne vo1ent pas comment organiser cette 
participation. On a l'impression que certains ont peur de per­
dre des s1eges! Or des institutions connaissent deja cette 
participation et invitent a la discussion des representants 
des retraites, des patrons et aussi des employes. A man 
avis, s'il y a a la base la volonte de trouver une solution, une 
mise en oeuvre devrait etre possible sans trop de probleme. 
Je vous demande donc a tous de voter cette proposition de 
minorite. De taute fai;:on, cela creera une divergence avec le 
Conseil des Etats. Celui-ci pourra reexaminer la question. 
A man avis, l'alinea 4 propose par la majorite ne resout pas 
tous !es problemes. La majorite demande une consultation 
des milieux qui seraient appeles a participer, mais cela ne 
remplace pas la presence directe a la table ou les decisions 
se prennent. 
Je vous demande de soutenir ma proposition de minorite. 

Ruey Claude (RL, VD): Vous l'avez vu, la commission ade­
cide de bitter l'article 65b alinea 3 lettre c et de renoncer a 
l'une des mesures prevues par le Conseil federal, et ceci par 
13 voix contre 8 et 1 abstention. 
Je m'exprime, je crois pouvoir le dire, non seulement au nom 
du groupe radical-liberal, mais aussi au nom d'une minorite 
assez forte de la commission, et je vous demande de main­
tenir cette lettre c. 
Pour quelles raisons? Vous savez tres bien que le Conseil 
federal et le projet de loi que nous discutons ont pour but de 
prendre pour un temps limite des mesures d'assainissement 
des caisses de prevoyance et, parmi ces mesures, de pou­
voir remunerer de maniere inferieure au taux d'interet mini­
mal ces avoirs de prevoyance. Je vous rappelle aussi, meme 
si la polemique a deja eu lieu a cette tribune, qu'entre 20 et 
40 pour cent des caisses autonomes sont aujourd'hui en 
sous-couverture et cela represente tout de meme un decou­
vert impressionnant, de plus de 42 milliards de francs suis­
ses. 
II est donc necessaire de prendre des mesures et de ne pas 
se limiter dans les mesures que nous devons prendre. II 
s'agit de resorber pleinement ou partiellement le decouvert 
des caisses et pour cela d'assurer l'objectif de prestations 
qui est 1nscrit dans la Constitution federale, a l'article 113 
alinea 2. Parmi les mesures que nous propose le Conseil 
federal, il y a celles qui permettent de prelever des cotisa­
tions supplementaires, et il y a celles qui permettent de de­
mander aux rentiers - on vient d'en entendre parler - de 
part1ciper par une contnbution destinee a resorber ce decou­
vert. Ces deux mesures signifient directement attaquer de 
plein fouet les personnes, si je puis dire, de maniere imme­
diate, alors que la trois1eme mesure, qui est une mesure 
d'ultima ratio, permet d'offrir la possibilite a l'1nst1tution de 
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prevoyance, tant que dure le decouvert, de pratiquer une re­
muneration inferieure au taux minimal prevu a l'article 15 ali­
nea 2 LPP. 
Encore une fois, il s'agit d'assurer la perennite du deux1eme 
pilier et de permettre l'assainissement des caisses dans les 
plus brefs delais. Refuser cette troisieme possibilite d'assai­
nissement ne nous paraTt pas bon. Ce taux d'interet minimal 
est bien sür important, il y a d'ailleurs eu taute une polemi­
que a ce sujet, mais il taut quand meme se souvenir qu'a 
l'epoque Oll le taux d'interet minimal avait ete fixe a 4 pour 
cent, puis a 3,25 pour cent, puis a 2,25 pour cent, on pre­
voyait simplement de maintenir le pouvoir d'achat. Vous le 
savez, on peut voir qu'en realite, conjugue avec le salaire 
assure prescrit dans la loi, avec les bonifications de 
vieillesse legales et avec le taux de conversion, il permet de 
determiner des prestations de vieillesse obligatoires qui sont 
largement suffisantes. Les chiffres que nous a donnes 
l'OFAS nous montrent que l'on pourrait remunerer a un taux 
nul pendant deux a cinq ans !es avoirs de vieillesse sans 
pour autant obv1er a l'objectif constitutionnel d'assurer un 
rendement suffisant et surtout une prevoyance suffisante. 
On utilise !es termes «maintenir de maniere appropnee son 
n1veau de vie anterieur» dans la Constitution, c'est-a-dire 
avoir a peu pres 60 pour cent du dernier salaire. 
Donc, ces mesures prevues par le Conseil federal, y com­
pris le fait d'aller au-dessous de l'interet minimum, sont par­
faitement compat1bles avec la perennite des caisses et 
meme compatibles avec la perennite de la couverture. Celle 
dern1ere mesure, j'aimerais le dire, ne tauche pas les ren­
tiers; eile ne tauche que les assures actifs, et ceci sur une 
periode qui permet d'amortir le choc. 
II n'est des lors pas du taut utile, il est meme nuisible, d'em­
pecher la possibilite de prendre de telles mesures, car on 
aboutirait alors, comme l'a dit le Conseil federal, a devoir 
augmenter les cotisations ou alors a laisser partir la caisse 
en faillite, ce qu'evidemment personne ne souhaite. Mon­
sieur le conseiller federal Couchepin a eile a juste titre la 
commune de Lausanne. On a vu jusqu'ou peut aller une me­
sure de redressement de caisse lorsqu'on a precisement 
laisse filer l'equilibre de ladite caisse. Lausanne va devoir 
passer par un remede de cheval. lci, il ne s'agit pas d'un re­
mede de cheval, peut-etre d'eau tiede, encore que cette eau 
m'apparait bien chaude, et par consequent on peut y mettre 
le pied ou meme le doigt. 
C'est ainsi que le groupe rad1cal-liberal, taut comme le Con­
seil federal, est1me qu'il ne faut pas se priver de cette possi­
b11ite. II s'agit d'assurer les objectifs prevus en 1985, c'est-a­
dire la perennite du deuxieme pilier pour l'ensemble des 
caisses de prevoyance, en ayant une couverture appropnee 
avec des variations a plus ou moins 1 pour cent sur la lon­
gue duree. On doit arriver a ce 60 pour cent constitutionnel. 

Borer Roland (V, SO): Gestatten Sie mir eine Vorbemer­
kung: Die Minderheit, die zu Artikel 65b Absatz 4 einen 
Streichungsantrag gestellt hat, ist dezidiert der Meinung, 
dass alle Massnahmen, die im Zusammenhang mit der Sa­
nierung von Vorsorgeeinrichtungen ergriffen werden müs­
sen, selbstverständlich dem Grundsatz der Verhältnismäs­
sigkeit standhalten müssen. Das gilt für die Massnahmen in 
Absatz 3 ebenso wie für die Massnahmen in Absatz 4. 
Zum Antrag auf Streichung von Artikel 65b Absatz 4: Grund­
sätzlich ist es so, dass auch die Minderheit die Rechte der 
Rentnerinnen und Rentner akzeptiert und anerkennt. Eigent­
lich wäre es richtig, wenn die Rentner in irgendeiner Form 
auch aktiv mitsprechen könnten, wenn es um die Sanierung 
auch ihrer Vorsorgeeinrichtung geht. Wir haben in verschie­
denen Diskussionen und in Gesprächen mit Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern versucht, Lösungen zu finden. Der Strei­
chungsantrag kommt also aus der Situation heraus, dass wir 
keine Lösung gefunden haben, wie wir Rentnerinnen und 
Rentner in diesem Bereich einbeziehen können, damit sie 
auch gerecht und angemessen vertreten sind. Wenn wir das 
Papier, das uns heute vom Schweizerischen Seniorenrat 
hier verteilt worden 1st, einmal genauer ansehen, sehen wir, 
dass auch die Vertreterinnen und Vertreter der älteren Ge-
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neration, der Rentnergeneration, selber keine Lösung anfüh­
ren können, wie man das Problem angehen soll. Sie weisen 
wohl darauf hin, dass eine Mitsprachemöglichkeit geschaf­
fen werden soll, aber sie zeigen nicht auf, wie dies durchge­
führt werden soll. 
Folgender Satz ist in diesem Zusammenhang richtungswei­
send: Eigentlich sind weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer 
bereit, einen Sitz in dieser Führungseinrichtung zugunsten 
einer Vertretung der Rentnerinnen und Rentner abzugeben. 
Wenn schon, dann müssten eigentlich an dieser Stelle die 
Vertreter der Arbeitnehmer einen Sitz abgeben, weil die Ar­
beitnehmerinnen und -nehmer sicher enger mit den Rentne­
rinnen und Rentnern verbunden sind als die Arbeitgeber. Die 
Arbeitgeber haben eine andere Betrachtungsweise. Wenn 
hier festgestellt wird, dass niemand seinen Einfluss ein we­
nig zurücknehmen möchte zugunsten der Rentnerinnen und 
Rentner, dann 1st das symptomatisch. 
Wir sind der Meinung, dass Arbeitnehmerinnen und -nehmer 
eigentlich versuchen sollten, auch ein wenig über den Eintritt 
ins Rentenalter hinaus zu denken, und bei ihrer Vertretung in 
den paritätischen Einrichtungen dafür sorgen sollten, dass 
auch die Überlegungen der Rentnerinnen und Rentner in 
diesen Gremien entsprechend vertreten sind. 
Ich möchte nochmals wiederholen: Die Minderheit 1st nicht 
der Meinung, dass ein Mitarbeiter oder eine Mitarbeiterin 
nichts mehr zu sagen hätte, sobald er oder sie ins Rentenal­
ter kommt. Es wäre sogar sehr schön, wenn man diese Mit­
sprache realisieren könnte. Wir sind aber der Meinung, dass 
es praktisch nicht machbar ist, dies angemessen umzuset­
zen. 
Aus diesem Grund stellen wir Ihnen hier den Streichungsan­
trag und bitten Sie, uns zu unterstützen. 

Meyer Therese (C, FR): Je m'exprime au suJet de l'article 65b 
alinea 3 lettre c. Le groupe PDC soutient ici la majorite. Sui­
vant la proposition Robbiani, la majorite de la commission a 
soutenu l'idee de ne pas permettre une remuneration infe­
rieure au taux minimal prevu, et nous soutenons cette idee. 
II s'agit ici de la securite du montan! de l'avoir de la pre­
voyance obligatoire, qui est deja modeste. Cela ne tauche 
que les personnes en activite, c'est vrai, mais elles auront 
un avoir vie1llesse moins eleve et, par consequent, des ren­
tes moins elevees. 
On estime de tous bords qu'il ne taut pas toucher a la part 
obligatoire de la prevoyance. On l'a entendu crier sur les 
toits bien souvent cette annee. Cette mesure, qui permet 
une remuneration inferieure au taux minimal prevu, est une 
breche dans cette sacro-sainte idee que la part obligatoire 
ne doit pas eire touchee. Nous avons ete d'accord d'etre fa­
vorables a d'autres mesures - prelevement meme sur des 
parts de rentes dans des conditions bien precises -, mais 
nous ne pouvons etre d'accord avec cette mesure-la qui tau­
che, comme je vous l'a1 d1t, a la securite de la part obliga­
toire du deuxieme p1ller. 
Nous soutenons donc la majorite de la commission. 

Parmelin Guy (V, VD): En ce qui concerne l'article 65b ali­
nea 3 lettre b, la proposition faite par la minorite de la com­
mission se veut etre un geste envers les beneficiaires de 
rentes, ma1s en realite et en pratique, eile ne va que compli­
quer inutilement les choses. En effet, le contenu de l'article 
65b alinea 3 lettre b est tres restrictif dans sa redaction et ne 
vise en fin de campte qu'une partie de l'avoir se situant au 
dela de la prevoyance obligatoire, voire meme surobligatoire. 
lntroduire dans ces conditions une consultat1on, vo1re meme 
ce qu'on pourrait assimiler a un dro1t de codecis1on des be­
neficiaires de rentes, apparaTt disproportionne et finalement 
susceptible de n'avoir pour resultat que de court-circuiter les 
organes decisionnels des institutions. Cela risque d'etre 
compris comme une rupture de la solidarite au sein de l'ins­
titution de prevoyance lors de difficultes, alors que le but final 
des mesures mises en place par cette modification de loi est 
bien que chacun apporte sa contribution au maintien d'une 
situation saine, equillbree de l'institution commune lorsque 
des problemes serieux se font jour. 
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C'est pourquoi la solution proposee par la minorite a cette 
lettre ne nous apparaTt pas adequate et je vous 1nvite a en 
rester au texte tel que redige par la majorite de la commis­
sion. 
En ce qui concerne, a l'alinea 3 lettre c, la proposition du 
groupe radical-liberal: cet alinea vise avant tout a completer 
tout un arsenal de mesures qui pourraient s'averer necessai­
res en cas de graves problemes; cela elargit la marge de 
manoeuvre a disposition des institutions de prevoyance, et 
en ce sens, 11 serait regrettable de se priver de la possibilite 
prevue a la lettre c, meme, et c'est vrai, si l'aspect du taux 
minimum reste extremement sensible. C'est b1en l'ensemble 
du disposit1f legislatif qui vise a creer les conditions permet­
tant a l'avenir de gerer au mieux les institutions de pre­
voyance, et surtout de limiter les risques au maximum. 
Pour ces raisons, je vous invite, au nom du groupe de 
l'Union democratique du Centre, a soutenir la proposit1on du 
groupe radical-liberal. 
Enfin, concernant l'article 65b alinea 4: pour des raisons si­
milaires a celles evoquees a l'alinea precedent, il convient 
de soutenir la proposition de minorite et de bitter la proposi­
tion de la majorite de la commiss1on, qui, comme je l'ai deJa 
dit, introduit un droit de regard finalement des beneficiaires 
de rentes sur toutes les quest1ons les concernant. Qu'est-ce 
qu'une «formule appropriee de consultation»? Ou f1xe-t-on 
la limite? N'est-ce pas finalement risquer de generer des 
blocages a des moments ou des decisions rapides et fermes 
doivent etre prises? II nous paraTt plus judicieux de laisser 
les organes des institutions de prevoyance agir dans les llmi­
tes clairement fixees par la loi, qui nous paraissent suffire a 
garantir que les interets tant des beneficiaires de rentes que 
des autres cotisants soient sauvegardes. 
Je vous invite donc, a cet alinea 4, a rejeter la proposition de 
la majorite. 

Egerszegi-Obrist Christine (RL, AG): Ich äussere mich zu 
den Minderheiten bei Artikel 65b Absatz 3 Buchstabe b und 
Absatz 4. Ich habe beim Eintreten gesagt, dass wir grösste 
Hemmungen haben, von den Rentnerinnen und Rentnern 
Beiträge zu verlangen. Es gibt aber bestimmte Fälle, wo es 
in den letzten Jahren nachweislich zu grossen Aufstockun­
gen gekommen ist, wo es denkbar ist, dass ein solches Vor­
gehen möglich ist. So haben wir es in dieser Vorlage 
legiferiert. 
Jetzt stellt sich die Frage, wieweit wir die Betroffenen mitbe­
stimmen lassen. Hier ist die FDP-Fraktion ganz klar der Mei­
nung, dass die zweite Säule mit Leistungen und Beiträgen 
von Arbeitnehmern und Arbeitgebern bestimmt wird. Es ist 
die berufliche Säule. So soll es auch gehandhabt werden. 
Deshalb ist der Antrag der Minderheit Meyer Therese sicher 
nicht die richtige Form, denn wirklich entscheiden kann man 
hier nicht, ausser man ist Mitglied des Stiftungsrates. Wir ha­
ben den Stiftungsräten im Rahmen der 1. BVG-Revision ja 
auch in Bezug auf die Parität und auch in Bezug auf die Aus­
bildung mehr Wirkungsmöglichkeiten gegeben. 
Jetzt möchten wir aber nicht, dass man einfach über Rent­
nerinnen und Rentner verfügen kann. Deshalb ist es denk­
bar, dass die Betroffenen über Ehemaligenorganisationen in 
einer geeigneten Form - der Mitsprache, des Anhörens -
wirklich auch informiert werden. Wir wollten uns hier nicht 
festlegen. Es ist einfach: Man entscheidet nicht über ihre 
Köpfe hinweg, man bezieht sie - was eigentlich eine Selbst­
verständlichkeit ist - in diesen Prozess ein, erklärt ihnen 
warum. Wenn Transparenz vorhanden ist, wird es auch ein­
sichtig sein, weshalb sie gewisse Leistungen erbringen müs­
sen. 
Ich bitte Sie im Namen der FDP-Fraktion, die Mehrheit zu 
unterstützen und die Anträge der Minderheiten abzulehnen. 

Fasel Hugo (G, FR): Zuerst ist es notwendig, dass ich auf 
die Bemerkungen von Herrn Ruey antworte, denn er hat 
sein ganzes Votum auf einem Faktum aufgebaut, das bereits 
überholt 1st. Er hat immer noch begründet, es weise ein Vier­
tel der Pensionskassen eine Unterdeckung auf. Herr Ruey, 
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das war Ende 2002, Ihr Votum ist völlig überholt. Das zeigt 
eben gerade, dass es sich hier um ein langfristiges Geschäft 
handelt. Sie sind nicht a jour. 
Nun zum Mindestzinssatz in seiner gesamten Bedeutung: 
Der Mindestzins ist für die Erreichung des Verfassungsziels, 
und das ist immer noch die Fortführung der gewohnten Le­
benshaltung, ein ganz zentrales Element. Es darf von die­
sem Ziel deshalb nicht leichtfertig abgewichen werden. Mit 
der Regelung, die wir in Artikel 65 Absatz 3 Buchstabe c 
treffen, ist nicht irgendein Mindestzins, sondern der Mindest­
zins des Obligatoriums gemeint. Nun ist es sozialpolitisch 
richtig und notwendig, bei der Garantie des Mindestzinses 
dem Obligatorium die Priorität zu geben. Es soll nicht so 
sein, dass der vom Bundesrat festgelegte Mindestzins unter­
schritten, unterlaufen werden kann. Der Bundesrat hat hier 
für Sicherheit und für Verlässlichkeit in der zweiten Säule zu 
sorgen. 
Schon heute ist es möglich, dass im Überobllgatorium - ich 
betone noch einmal: im Überobligatorium - sogar Nullrun­
den gefahren werden könnten. Deshalb können wir bereits 
über die Senkung des Mindestzinssatzes im Überobligato­
rium einen enormen Beitrag zur Sanierung leisten. Für mich 
1st es auch nicht verständlich, warum Herr Ruey diesen An­
trag vertreten hat, denn er richtet sich grundsätzlich gegen 
den Wettbewerb. Der Mindestzinssatz, Herr Ruey, ist zu­
gleich ein Mindeststandard. Pensionskassen, die ihn nicht 
erreichen, sollen auch einmal vom Markt verschwinden; sie 
sind nicht wettbewerbsfähig. Deshalb verstösst Ihr Antrag, 
zum Entwurf des Bundesrates zurückzukehren, gegen Ihre 
eigenen Wünsche. 
Wenn wir den Mindestzinssatz unterschreiten - dies an die 
Adresse des Bundesrates, Herr Bundesrat-, dann seien Sie 
doch konsequent und schaffen Sie den Mindestzins 
überhaupt ab. Es macht keinen Sinn, wenn der Bundesrat 
einen Mindestzins festlegt und 1m gleichen Atemzug dessen 
Unterschreitung zulässt. Deshalb verstehe ich nicht, wes­
halb sich der Bundesrat auf einen solchen Widerspruch ein­
lässt. 
Es kommt ein Weiteres hinzu: Wenn wir bereit sind, den Min­
destzinssatz noch einmal zu unterschreiten, besteht auch 
auf Arbeitgeberseite kein besonderes Interesse, bei Leistun­
gen vorsichtig und zurückhaltend zu sein. Von der Arbeitge­
berseite her kann man auch beginnen, Leistungen zu ver­
sprechen, um im Fall der Unterdeckung über den 
Mindestzinssatz zu sanieren - eine fundamental sehr ge­
fährliche Entwicklung, die hier eingeleitet wird. 
Ich lade den Bundesrat ein, sich für das Verfassungsziel 
konsequent einzusetzen und für Sicherheit und Verläss­
lichkeit bei der zweiten Säule zu sorgen. In diesem Sinne 
wird die grüne Fraktion der Mehrheit der Kommission zu­
stimmen. 

Rechsteiner Paul (S, SG): Bei Artikel 65b Absatz 3 geht es 
um die politisch umstrittenste Bestimmung dieser Vorlage. 
Man darf feststellen, dass die Strategie des Bundesrates, 
von Bundesrat Couchepin - die Politik der maximalen Verun­
sicherung der Rentnerinnen und Rentner, die er ja nicht nur 
bei den Pensionskassen mit Leidenschaft betrieben hat, 
sondern die er nun auch mit Leidenschaft bei der AHV zu 
betreiben beginnt -, hier doch nach der Fassung der Kom­
missionsmehrheit stark gemildert ist. Bezüglich der so ge­
nannten Rentnerbeiträge, der Rentensenkungen, hat sich 
nach der Fassung der Kommissionsmehrheit die doch sehr 
vernünftige Bestimmung durchgesetzt, dass die Rente bei 
Beginn des Rentenanspruchs garantiert werden muss. Das 
ist jetzt in diesem Rat so nicht mehr bestritten. 
Wir haben zwei Themen, die noch zu behandeln sind: Die 
Frage des Einbezugs der Rentnerinnen und Rentner und die 
Frage der Unterschreitung des Mindestzinses; sie sind noch 
offen und bei den Minderheitsanträgen und beim Antrag 
Ruey zu behandeln. 
Bezüglich der Mitsprache der Rentnerinnen und Rentner 
sind wir mit der Kommissionsmehrheit der Auffassung, dass 
die Mitsprache der Rentnerinnen und Rentner bei allen 
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Massnahmen, die sie betreffen, gewährleistet sein muss. 
Das aber ist in der Fassung der Kommissionsmehrheit in Ab­
satz 4 garantiert: Überall dort, wo die Rentnerinnen und 
Rentner betroffen sind, müssen sie in geeigneter Form mit 
einbezogen werden. Wir sind demgegenüber der Auffas­
sung, dass eine weiter gehende Formulierung im Sinne des 
Minderheitsantrages Meyer Therese nicht reif ist: Sie visiert 
die höchste Ebene des Einbezugs in die Entscheidung an -
die Mitsprache ist ja die zweithöchste Stufe, das Informa­
tionsrecht die niedrigste Stufe -; aber die Mitentscheidung 
würde die Parität, die heute garantiert ist, doch stark be­
schneiden, namentlich die Parität, die heute den Beschäftig­
ten in einem Betrieb - so mindestens ist es im Gesetz vorge­
sehen - die Hälfte der Entscheidungsgewalt garantiert. Hier 
muss nach Formen gesucht werden, wie die Rentnerinnen 
und Rentner in Zukunft angemessen einbezogen werden 
können. Auf der Ebene der Mitsprache ist das zum gegen­
wärtigen Zeitpunkt richtig geregelt. 
Von einer viel grösseren Tragweite ist der von Herrn Ruey 
vertretene Antrag, der ja neu, und wiederum auf dem Buckel 
der heutigen Beschäftigten, das Leistungsziel im Obligato­
rium beeinträchtigen will. Der Mindestzins - wir wissen es -
garantiert in der zweiten Säule im vorherrschenden Bei­
tragsprimat neben dem Umwandlungssatz die Höhe der 
Rente. Wenn man den Mindestzins - und deshalb handelt 
es sich um eine derart wichtige Grösse - reduziert, reduziert 
man im Effekt die Renten aller heute Beschäftigten. 
Was Herr Ruey vorschlägt, beeinträchtigt nicht nur die Leis­
tungen der Beschäftigten, sondern auch das verfassungs­
mässig garantierte Leistungsziel. Das Leistungsziel, wie es 
die Verfassung heute vorschreibt, kann im Obligatorium nur 
mit diesem langen Ansparprozess erreicht werden, der in 
der zweiten Säule ja vierzig Jahre beansprucht, und da ga­
rantiert der Mindestzins am Schluss die entsprechende 
Höhe der Rente aus der zweiten Säule. Das führt uns dazu, 
dass es im vorliegenden Fall richtig ist, bei der Garantie des 
Mindestzinses zu bleiben. 
Der Bundesrat hat ja den Mindestzins - wir wissen es - aus­
serordentlich vorsichtig angesetzt, zurückhaltend angesetzt, 
auch stark mit Blick auf die Interessen der grossen Versiche­
rungen, die das gefordert hatten. Dieser Mindestzins ist sehr 
tief angesetzt worden, weil man - so wurde es begründet -
den Kassen Zeit geben solle, sich zu erholen. Wenn aber 
schon der Mindestzins derart tief angesetzt ist, kann es nicht 
angehen, im Einzelfall diese Minimalgarantie des Mindest­
zinses noch unterschreiten zu lassen. Das bedeutet eine un­
zulässige Beeinträchtigung des Leistungszieles. 
Eine letzte Bemerkung: Die Leistungen aus der zweiten 
Saule werden mit diesen Bestimmungen beeinträchtigt, sie 
werden relativiert. Deshalb muss nun umgekehrt, wenn man 
die Bedeutung der Altersvorsorge insgesamt betrachtet, al­
les darangesetzt werden, nicht gleichzeitig auch noch die 
Leistungen der ersten Säule infrage zu stellen. Die Leistun­
gen der ersten Säule, der AHV, haben einen Teuerungsaus­
gleich in der Form des Mischindexes. Und weil in der zwei­
ten Sa.ule der Teuerungsausgleich für die Leistungen nicht 
garantiert ist, weil er eben in verschiedenen Bereichen mit 
betroffen ist, muss der Schwerpunkt beim Teuerungsaus­
gleich bei der ersten Säule gefunden werden, darf der Teue­
rungsausgleich dort nicht infrage gestellt werden - auch bei 
zukünftigen Revisionen der AHV nicht. 

Ruey Claude (RL, VD): Mon eher collegue, vous venez de 
dire que ce n'est pas possible de ne pas garantir la protec­
tion sociale. Je crois que nous ne contestons pas non plus le 
but de garantir une protection sociale correspondant a une 
rente de !'ordre de 60 pour cent du dernier salaire. Mais 
vous ne vous posez pas la question suivante: si, precise­
ment, une caisse de prevoyance est en difficulte financiere -
parce que c'est de cela qu'il s'agit -, pourquoi excluez-vous 
qu'au lieu d'augmenter les cot1sations ou au lieu de prelever 
une contribution aupres des rentiers, on puisse eventuelle­
ment «lisser» la solution sur quelques annees en descen­
dant legerement au-dessous du taux d'interet minimum, ce 
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qui permettrait de passer l'obstacle? Est-ce que, vraiment, 
vous pensez que c'est contraire au but social consistant a 
garantir une rente s'elevant a 60 pour cent du dernier sa­
laire? Est-ce que vous preferez qu'on augmente automati­
quement les cotisations? Est-ce que vous ne pensez pas 
que c'est un plus gros obstacle, alors qu'on pourrait passer 
la difficulte dans le temps? 

Rechsteiner Paul (S, SG): Herr Ruey, Sie wissen es, der 
Bundesrat hat den Mindestzins mit Blick auf die Ertragslage 
einerseits, aber andererseits auch explizit mit Blick auf die 
Lage der Pensionskassen mit diesen 2,25 Prozent sehr tief 
angesetzt. Dieser tiefe Mindestzinssatz muss den Kassen 
nach der Formulierung des Bundesrates Gelegenheit ge­
ben, sich zu erholen. Er ist schon so tief angesetzt, dass 
diese Gesichtspunkte eben mitberücksichtigt sind. 
Der zweite Gesichtspunkt ist von Herrn Fasel ausgeführt 
worden. Die Unterschreitung des Mindestzinses ist auch in­
soweit problematisch, als die Arbeitgeber nicht einbezogen 
sind. Wenn man die Mindestzinsregelung öffnet, dann 
schafft man für die Kassen - wo die Arbeitgeber oft ja fak­
tisch dominant sind, auch wenn es eine paritätische Mitbe­
stimmung gibt - die Möglichkeit, eine Sanierung durchzufüh­
ren, ohne dass sich die Arbeitgeber daran beteiligen müs­
sen, und das ist auch nicht gerecht. 

Couchepin Pascal, conse1ller federal: Tout d'abord, le pro­
bleme du taux d'interet minimal. Je vous rappelle les princi­
pes que j'ai evoques au debut de cet apres-midi. Toutes les 
mesures qui sont autorisees par les dispositions legales que 
nous discutons doivent repondre a deux principes au moins, 
le princ1pe de la proportionnalite et le principe de la limitation 
dans le temps. Des que cela est possible, on doit renoncer 
aux mesures exceptionnelles qui sont prevues ici, precise­
ment parce que le principe de la proportionnalite est quelque 
chose qui releve de la justice elementaire. II faul que la pa­
lette des moyens mis a disposit1on des gerants de la caisse, 
qui sont les premiers responsables de retablir l'ordre dans la 
caisse - et l'ordre, ici, cela signifie le taux de couverture -
soit la plus large possible. Cela ne veut pas dire qu'ils ont un 
mode d'emploi qui les oblige a utiliser teile regle avant teile 
autre. II taut tenir compte des circonstances, et pour cela, il 
taut qu'il y a1t des moyens assez larges. Parmi ces moyens 
assez !arges, il y a la possibilite, de maniere proportionnelle 
et limitee dans le temps, de porter Je taux d'interet minimum 
en dessous de la limite fixee par le Conseil federal. 
Le taux d'interet minimal, c'etait quoi? Pendant des annees, 
cela a ete une sorte d'iceberg qui se promenait, majestueux, 
indifferent a tous les courants, a travers l'Atlantique Nord, 
jusqu'au jour ou le Titanic des ca1sses de pens1on est 
venu s'ecraser contre ce taux d'interet minimal. Cela a 
cree une catastrophe. C'est ce que nous voulons eviter a 
l'avenir; nous ne voulons pas de Titanic des caisses de pen­
sion. 
Pour cela, 11 taut regarder un peu plus loin que l'horizon im­
mediat et prevoir ce qui va se passer dans les prochaines 
annees. Le taux d'interet minimal bloque etait quelque chose 
de faux; on l'a paye lourdement. II faut donc corriger cela, et 
c'est ce que nous avons fait au cours de ces dernieres an­
nees en fixant chaque automne le taux d'interet minimal. Du­
rant ces deux dernieres annees, on a fixe ce taux en tenant 
compte de deux facteurs: d'une part, les marches, d'autre 
part, Ja situat1on des caisses. Pratiquement, on a fait collecti­
vement ce que nous demandons de pouvoir faire a l'echelle 
d'une caisse. On a decide de porter Je taux d'interet minimal 
en dessous des taux du marche. On l'a fait deux ans, Je re­
sultat est la: il y a de moins en moins de caisses qui sont en 
sous-capitalisation et probablement qu'a la fin de cette an­
nee, le probleme ne sera plus dramatique, sauf peut-etre 
pour l'une ou l'autre ca1sse. Et personne ne peut dire ce qui 
va se passer dans les vingt prochaines annees. Or, cette an­
nee encore, on peut tenir compte de Ja situation des caisses 
pour fixer le taux d'interet minimum, mais a part1r de l'annee 
prochaine - et Monsieur Rechsteiner semble l'avoir ignore, 
Monsieur Fasel auss1 -, on doit tenir compte uniquement du 
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marche. On n'aura plus la possibilite de tenir compte de Ja 
situation des caisses pour fixer «au plancher» le taux deren­
tabilite. 
Des ce moment-la, il taut trouver un moyen supplementaire 
pour repondre aux necessites de certaines caisses de pen­
sion individuelles. C'est ce que nous vous proposons de 
faire a travers la possibilite de passer en dessous du taux 
d'interet minimal, avec l'autorisation de l'autorite de sur­
veillance, de maniere proportionnelle et de maniere limitee 
dans le temps. Si vous ne le faites pas, il faudra prendre 
d'autres mesures, et peut-etre que certaines de ces mesu­
res seront telles qu'elles entra1neront des d1fficultes pour 
l'entreprise, parce qu'il faudra monter les taux de cotisations 
a ce point que l'entreprise sera asphyxiee. 
Alors, tous ceux qui, aujourd'hui, defendent les travailleurs et 
travailleuses, comme le disait Arlette Laguiller, auront cree 
une situation encore plus difficile parce que, sous pretexte 
d'avoir rigidifie Je systeme, ils empecheront l'entreprise de 
poursuivre sa route et de continuer a offrir des emplois aux 
travailleurs et travailleuses. Ce que nous vous demandons, 
c'est de permettre, je le repete, a des caisses de pension de 
faire individuellement ce que nous avons fait collectivement 
ces deux dernieres annees, mais qui ne sera plus autorise 
au cours des prochaines annees parce qu'il y a eu une mo­
dif1cation de Ja loi. 
Monsieur Fasel s'est fait a l'instant Je chantre de Ja concur­
rence en disant que cette possibilite est dangereuse; eile ris­
querait de permettre a certaines caisses de pens1on qui sont 
moins bien gerees de poursuivre leur route alors que les re­
gles de la concurrence devraient appeler a la disparition de 
ces caisses qui ne seraient pas en mesure de faire face a 
leurs obligations sans demander Ja possibilite de donner un 
taux d'interet inferieur au taux d'interet minimal. 
Pour ma part, je me fais souvent le chantre de la concur­
rence, mais pas en toutes circonstances, parce que faire 
jouer la concurrence, Monsieur Fasel, pour des caisses de 
pension qui assurent l'avenir, la retraite de travailleurs et de 
travailleuses de maniere un peu hasardeuse, je ne suis pas 
d'accord. Je veux la securite, la securite meme sans concur­
rence a certains moments, parce que dans le domaine so­
cial, on ne peut pas jouer avec le patrimoine des assures qui 
a ete constitue au cours du temps. Et precisement parce que 
l'on ne peut pas jouer avec la securite des caisses de pen­
sion, il faut leur donner la possibil1te de passer a la limite in­
ferieure du taux d'interet. 
La sürete le commande. Voila pourquoi je crois que c'est 
une erreur - et une erreur au desavantage des assures! -
que de ne pas donner cette possibilite, qui ne peut pas etre 
ut1lisee ad libitum, mais uniquement sous la surveillance de 
l'autorite competente. 
En ce qui concerne l'autre propos1tion que nous discutons, a 
savoir la participation des rentiers aux decisions qui les con­
cernent, je crois que les arguments ont ete donnes. Les 
caisses sont organisees de maniere paritaire; aux depens 
de qui les rentiers doivent-ils obtenir un droit de sieger dans 
ces organisations paritaires? Est-ce que c'est du cöte des 
travailleurs ou du cöte des employeurs qu'on doit prelever 
les places necessaires a la presence des rentiers? Je crois 
que Ja solution, c'est d'informer, de consulter. 
Nous ne nous opposons pas a la solution de Ja majorite, a 
l'alinea 4, qui prevoit que pour toutes les quest1ons concer­
nant les rentiers, ces derniers doivent etre consultes de ma­
niere appropriee. Mais, fixer un droit a ce niveau-la, c'est 
quelque chose qui cree plus de problemes que cela n'en re­
sout, raison pour laquelle nous vous invitons a vous en tenir 
a Ja solution de la majorite sur le point de Ja representation 
des rentiers. 
Nous vous invitons a soutenir Ja proposition du groupe 
radical-liberal pour ce qui concerne Je taux d'interet mi­
nimal. 

Robbiani Meinrado (C, Tl), pour Ja commission: Concernant 
le taux de remuneration, permettez-moi quelques considera­
tions tout a fait synthetiques. 
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1. Le taux d'interet constitue un element central du systeme 
de prevoyance professionnelle. II contribue, dans la mesure 
d'a peu pres un tiers, a la constitution de l'avoir de vieillesse, 
donc des rentes et des prestations. II faut eviter de l'affaiblir 
ulterieurement au dela de sa flexibilite actuelle. 
2. On constate une contradiction evidente entre, d'un cöte, 
le caractere intangible de la prevoyance obligatoire, et de 
l'autre, cette proposition d'intervention sur le taux de remu­
neration. Si l'on peut comprendre qu'on intervienne sur la 
partie surobligatoire meme en baissant le taux de remunera­
tion, il faul eviter toute manipulation qui touche a la partie 
obligatoire. 
3. Si l'on intervient sur le taux d'interet, on finit par reduire 
les prestations, donc les rentes deja assez modestes de la 
prevoyance obligatoire. II faut se demander si, ce faisant, on 
continue a respecter le but social et meme le but constitu­
tionnel de la prevoyance obligatoire. 
4. Si l'on va dans cette direction, on finit par introduire un 
element supplementa1re de crainte et de manque de con­
fiance envers la prevoyance professionnelle, qui a deja ete 
pas mal touchee ces dernieres annees par les elements de 
flexibilite qu'on a introduits au niveau meme du taux d'inte­
ret, et aussi dans d'autres domaines. 
5. Le decouvert est par sa nature un element temporaire, 
passager. II faut donc intervenir par des moyens, par des 
instruments pareillement temporaires et passagers. Le ris­
que est que, si l'on intervient sur le taux d'interet, qui a une 
influence sur les rentes a terme, on finit par adopter une me­
sure qui a un caractere plus structurel, plus definitif. 
6. Si l'on intervient sur le taux d'interet, on fait passer a la 
ca1sse seulement les assures act1fs. Les employeurs ainsi 
que les beneficiaires de rente ne sont pas touches par 
cette mesure. Donc, on risque d'introduire un element qui 
n'est pas equ1table dans la repart1tion des sacrif1ces a adop­
ter. 
En ce qui concerne en deuxieme lieu la question de la con­
sultat1on des beneficiaires de rente, la commission souligne 
sa conviction qu'il faul garder des elements d'implication des 
beneficiaires de rente dans la mesure ou l'on va toucher 
leurs propres prestations. 
Je vous invite donc a adopter la proposition de la majorite de 
la commission. 

Rechsteiner Rudolf (S, BS), für die Kommission: Was die 
Mitsprache von Rentnerinnen und Rentnern betrifft, emp­
fiehlt Ihnen die Mehrheit der Kommission, auf eine Beteili­
gung der Rentnerinnen und Rentner 1m Stiftungsrat zu 
verzichten. Sie hält in Artikel 65b Absatz 4 aber fest, dass 
die Rentnerinnen und Rentner eine Mitsprache erhalten und 
dass in Fragen - z. B. des Teuerungsausgleichs oder auch 
der Rentenkürzungen-, die die Rentner betreffen, vonseiten 
der Stiftung eine Auskunftspflicht besteht. 
Die eigentliche Piece de Resistance ist nun die Frage, ob 
der Mindestzins auf dem Obligatorium gekürzt werden soll 
oder nicht. Die Kommission empfiehlt Ihnen mit 13 zu 
8 Stimmen, den Mindestzins auf dem Obligatorium nicht zu 
kürzen. Hier sind einige kurze Bemerkungen zu den Ausfüh­
rungen von Herrn Ruey nötig: Herr Ruey, Sie haben gesagt, 
die Rentner bekämen heute 60 Prozent des früheren Loh­
nes. Es ist so: Wir haben heute kein Leistungsprimat im 
BVG, sondern ein Beitragsprimat. Wenn Sie individuelle 
Lohnerhöhungen haben, dann erhalten Sie nicht automa­
tisch mehr Alterssparkapital. Es kommt also regelmäss1g zu 
einer Verkleinerung der Rente; und in sehr vielen Fallen ist 
die Rente heute schon wesentlich kleiner als 60 Prozent des 
letzten Lohnes, auch wenn Sie die ganze Zeit bis zur Pen­
sionierung gearbeitet haben. 
Es besteht heute nur über den Mindestzinssatz ein Mecha­
nismus, wie die Kaufkraft auf den einbezahlten Beiträgen 
erhalten werden kann. Wir haben keine wie auch immer ge­
artete Indexierung dieser Rentenleistungen. Ich mache Sie 
auch darauf aufmerksam, dass die Altersrenten nicht inde­
xiert werden und dass es in Phasen einer hohen Inflation re­
gelmässig zu einer bedeutenden Einbusse kommt. Wenn 
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Sie sich daran erinnern, dass heute die Lebenserwartung im 
Alter von 65 Jahren bereits bei über 20 Jahren liegt, dann 
sehen Sie, dass die Teuerung hier auf die Kaufkraft der Ren­
ten durchaus einen bestimmenden Einfluss hat. 
Es ist auch so, dass Kürzungen des Mindestzinses im über­
obligatorischen Bereich heute schon erlaubt sind und auch 
vorgenommen werden. Sie haben bisher einen wesentlichen 
Teil der Sanierungen ermöglicht. Beim Mindestzinssatz ist 
es ja so, dass eine Unterschreitung eine Möglichkeit ist, 
dank der sich der Arbeitgeber nicht an der Sanierung beteili­
gen muss. Das steht in einem gewissen Widerspruch zur 
Tatsache, dass der Arbeitgeber sehr häufig bestimmend 
über die Anlagestrategie entscheidet. In den Stiftungsräten 
wissen die Arbeitgebervertreter meistens wesentlich besser 
Bescheid, und sie geben den Ton an. Deshalb ist es nicht 
symmetrisch, wenn die Kosten einer schlechten Anlagestra­
tegie einseitig auf die Arbeitnehmer überwälzt werden kön­
nen, ohne dass sich der Arbeitgeber in irgendeiner Weise 
daran beteiligt. 
Die Kommission hat ein Gutachten machen lassen. Es hat 
klar nachgewiesen, dass bei einer länger dauernden Strei­
chung des Mindestzinses das verfassungsmässige Ziel der 
Fortsetzung der gewohnten Lebensweise nicht mehr auf­
rechterhalten werden kann. Es findet ein Kaufkraftverlust 
statt, der nicht mehr gutgemacht wird. Das ist nicht Ziel und 
Sinn des heutigen Verfassungsartikels. 
Deshalb empfehle ich Ihnen, hier der Mehrheit der Kommis­
sion zu folgen und wenigstens auf dem Obligatorium den 
Mindestzins beizubehalten. 

Abs. 3 Bst. b - Al. 3 /et. b 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 158 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 15 Stimmen 

Abs. 3 Bst. c - Al. 3 /et. c 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 89 Stimmen 
Für den Antrag der FDP-Fraktion .... 85 Stimmen 

Abs. 4-AI. 4 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 120 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 57 Stimmen 

Übnge Bestimmungen angenommen 
Les autres dispositions sont adoptees 

Art. 65c; 81 Abs. 1; 81 a; Ziff. II, III 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 65c; 81 al. 1; 81 a; eh. II, III 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Änderung bisherigen Rechts 
Modification d'autres actes legislatifs 

Ziff. 1-4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch. 1-4 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Bulletin off1c1el de !'Assemblee federale 



1. März 2004 

Gesamtabstimmung - Vote sur /'ensemble 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 03.060/277) 
Für Annahme des Entwurfes .... 171 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

Abschreibung - C/assement 

Antrag des Bundesrates 
Abschreiben der parlamentarischen Vorstösse 
gemäss Brief an die eidgenössischen Räte 
Proposition du Conseil federal 
Classer les interventions parlementaires 
selon lettre aux Chambres federales 

Angenommen - Adopte 

Rechsteiner Rudolf (S, BS), für die Kommission: Aus redak­
tionellen Gründen bin ich gehalten, Ihnen die vorliegenden 
prozeduralen Neuerungen bekannt zu geben. Die Sanie­
rungsmassnahmen treten am 1. August 2004 in Kraft, also 
vor dem Inkrafttreten aller Bestimmungen der 1. BVG-Revi­
sion - mit Ausnahme der Transparenzbestimmungen, die 
auf den 1. April 2004 in Kraft gesetzt werden. Wir befinden 
uns somit in einer intertemporalen L~_ge: Ein geltendes Ge­
setz wird zweimal geändert. Die eine Anderung ist durch das 
Parlament bereits beschlossen worden. Ihr Inkrafttreten ist 
aber für einen späteren Zeitpunkt als denjenigen für die an­
dere Vorlage vorgesehen, die zurzeit im Parlament diskutiert 
wird. 
Deshalb muss man die Bestimmungen der 1. BVG-Revision, 
die am 1. Januar 2005 in Kraft treten werden, mitberücksich­
tigen, wenn es um die Inkraftsetzung der San1erungsmass­
nahmen geht. Bei der gleichen Gelegenheit gilt es, den Text 
mit den bereits geltenden Bestimmungen der 1. BVG-Revi­
sion in Einklang zu bringen. Dies bedingt, dass in den Ge­
setzestexten gewisse Bestimmungen angepasst und Ver­
weise hinzugefügt werden. Es ist Grund vorhanden, die 
Redaktionskommission mit diesen Arbeiten zu beauftragen. 
Im Wesentlichen handelt es sich um die folgenden Bestim­
mungen: 
Artikel 49 Absatz 2 Ziffer 16 BVG zur finanziellen Sicherheit 
mit dem Verweis auf Artikel 65 Absatz 3: Hierzu ist zu be­
merken, dass diese Bestimmung in ihrer geänderten Fas­
sung zum Teil bereits in Kraft sein wird, aufgrund des lnkraft­
tretens des ersten Teils der 1. BVG-Revision betreffend 
Transparenzbestimmungen und den Verweis auf Artikel 65 
Absatz 3. Zur Erinnerung: Ziffer 12 von Artikel 49 Absatz 2 
wird ebenfalls bereits ab dem 1. April 2004 in Kraft sein. 
Artikel 65a, 65b und 65c BVG: Mit dem Inkrafttreten der 
1. BVG-Revision werden diese Bestimmungen zu den Arti­
keln 65c, 65d und 65e. 
Artikel 17 Absätze 2 bis 4 des Freizügigkeitsgesetzes: Ab­
satz 3 wird durch das vorliegende Gesetz über Sanierungs­
massnahmen aufgehoben, weil er 1n Buchstabe d von Ab­
satz 2 übernommen wird. Hingegen wird Absatz 3 mit dem 
Inkrafttreten der 1. BVG-Revision einen neuen Inhalt erhal­
ten. Diese Fassung muss in Absatz 4 ebenfalls ben.lcksich­
tigt werden, was den Verweis - Absätze 2 und 3 - anbe­
langt. Dieser Zusatz bedeutet keine wesentliche Änderung 
des Textes, sondern ist durch die neue Struktur der Bestim­
mung notwendig geworden. Die Redakt1onskommission wird 
die zweckmäss1gen Korrekturen vornehmen. 
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Präsident (Binder Max, Präsident): Die Kommission bean­
tragt mit 15 zu 9 Stimmen Annahme der Motion. 
Eine Minderheit (Rossini, Bruderer, Fasel, Goll, Gross Jost, 
Heim Bea, Maury Pasquier, Rechsteiner Paul, Teuscher) be­
antragt, die Motion abzulehnen. 

Robbiani Meinrado (C, Tl), pour la commission: Cette mo­
t1on du Conseil des Etats (CSSS-CE) v1se a introduire des 
dispositions de 101 qui permettent d'identifier le decouvert 
des caisses de pension publiques afin de faciliter l'adoption 
de mesures d'assainissement. II y a derriere cette motion la 
question de savoir si et dans quelle mesure les caisses de 
pension avec une garantie de !'Etat doivent etre soumises a 
des normes plus strictes concernant la couverture finan­
ciere. 
La commission, comme d'ailleurs le Conseil des Etats, est 
d'avis en premier lieu que ces caisses de pension ne doivent 
pas etre entierement assimilees aux autres caisses. La pre­
sence d'une garantie de !'Etat ne rend pas necessa1re une 
couverture a 1 oo pour cent. C'est d'ailleurs sur la base de 
cette conviction que la commission a rejete !'initiative parle­
mentaire Beck 03.432, discutee conjointement a la motion 
CSSS-CE, qui vise a travers la modification de l'article 69 
alinea 2 LPP a obliger les caisses publiques a avoir une cou­
verture a 100 pour cent comme toute autre caisse. 
La commission n'a pas donne suite a !'initiative parlemen­
taire Beck par 13 voix contre 11. 
La commission a par contre transmis par 15 voix contre 9 la 
mot1on CSSS-CE qui vise a regler avec plus de precision ce 
domaine et a limiter la marge de manoeuvre des caisses de 
pension publiques. 
La majorite de la commission desire par la: 
1. instaurer une meilleure transparence et une meilleure vi­
sion de la situation des caisses de pension publiques: 
2. garantir au moins une couverture minimale afin de securi­
ser les assures; 
3. eviter - ce qui se passe de plus en plus - qu'en cas de 
transfert de certains services publics, on soit confronte a des 
problemes plus aigus de capitalisation. 
La minorite, de son cöte, est au contraire de l'avis que de 
nouvelles regles ne sont pas necessaires. La garantie de 
!'Etat, qui trouve son fondement dans le caractere de peren­
nite de !'Etat meme, permet de couvrir les engagements en­
vers les assures par un mecanisme de repartition qui est 
d'ailleurs aussi profitable en termes economiques. Ce meca­
nisme evite en effet de devoir placer sur le marche des mil­
liards de francs supplementaires quand l'epargne de l'eco­
nomie est deja tres elevee et il evite aussi de devoir aug­
menter la dette de !'Etat. 
La minorite ne s'oppose pas a un approfondissement de ce 
theme sur la base en particulier des experiences faites pen­
dant ces dernieres annees. Elle ne veut toutefois pas y pro­
ceder de maniere contraignante, comme ce serait le cas si la 
motion etait transmise. 
La majorite de la commission vous 1nvite donc a transmettre 
la motion du Conseil des Etats. 
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Abstimmung vom/ Vote du: 01.03.2004 16:47:01 
Abate + R Tl Frevsinoer + V VS 
Aeschbacher + E ZH Frosch . G BE 
Allemann + S BE Fässler + S SG 
Amstutz + V BE Föhn . V SZ 
Baader Caspar + V BL Gad1ent + V GR 
Bader Elvira + C SO Gallade + S ZH 
Banqa + s so Garbani + S NE 
Baumann Alexander + V TG Genner + G ZH 
Beck + R VD Germanier . R VS 
Berberat + S NE Giezendanner . V AG 
Bezzola + R GR Glasson + R FR 
B1qqer '+ V SG Glur + V AG 
Bionasca Attilio + V Tl Goll + S ZH 
Binder # V ZH Graf . G BL 
Borer + V SO Gross Andreas + S ZH 
Bortoluzz1 + V ZH Gross Jost + S TG 
Bruderer + SAG Gu1san + R VD 
Brun + C LU Gutzw1ller + R ZH 
Brunner Toni + V SG Gyr + s sz 
Brunschwiq Graf . R GE Gysin Hans Rudolf . R BL 
Buqnon + V VD Gvsin Remo + S BS 
Burkhalter + R NE Gunter + S BE 
Baumle + G ZH Haerinq Binder . S ZH 
Buchler + C SG Haller + V BE 
Buhlmann + G LU Hassler + V GR 
Buhrer + R SH Heqetschweiler + R ZH 
Cathomas + C GR Heim Bea + s so 
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Präsident (Binder Max, Präsident): Bevor ich Herrn Jost 
Gross das Wort erteile, möchte ich ihm zum Geburtstag gra­
tulieren und ihm alles Gute wünschen. (Beifall) 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Sowohl die Motion 
des Ständerates wie die parlamentarische Initiative Beck be­
schaftigen sich mit Problemen und Sanierungsmassnahmen 
bei öffentlichen Kassen der beruflichen Vorsorge. Die Motion 
des Ständerates verlangt einen Gesetzentwurf, der es er­
laubt, Unterdeckungen in Pensionskassen der öffentlichen 
Hand frühzeitig zu erkennen und rechtzeitig Sanierungs­
massnahmen zu ergreifen. Die Motion wurde in der Kommis­
sion mit 15 zu 9 Stimmen gutgeheissen. 
Die parlamentarische Initiative Beck geht wesentlich weiter: 
Vorsorgeeinrichtungen von öffentlich-rechtlichen Körper­
schaften sollen nicht mehr die Möglichkeit haben, vom 
Grundsatz der Bilanzierung in geschlossener Kasse abzu­
weichen. Was heisst das? Demgemäss müsste auch bei öf­
fentlichen Kassen ein Deckungsgrad von 100 Prozent ge­
währleistet sein. Die Staatsgarantie, wodurch die Leis­
tungsverpflichtungen der Kassen durch genügendes Vorsor­
gevermögen gedeckt sind, wäre unzureichend. Die Initiative 
wurde in der Kommission mit 13 zu 11 Stimmen abgelehnt. 
Bei der ständerätlichen Motion sieht die Mehrheit einen ge­
wissen Handlungsbedarf bei öffentlichen Kassen durchaus 
gegeben: Die Unterdeckung beeinträchtige die Transparenz; 
sie beeinträchtige auch den politischen Gestaltungsspiel­
raum z. B. bei der Auslagerung staatlicher Tätigkeiten; zwar 
müsse nicht eine hundertprozentige Deckung vorgegeben 
sein, was zu einer nicht unbeträchtlichen zusätzlichen 
Staatsverschuldung führen könne, denkbar aber sei bei­
spielsweise die Festlegung einer Mindestdeckung für öffent­
liche Kassen. 
Im Übrigen hat die Kommission von der bundesrätlichen 
Stellungnahme vom 26. November 2003 zur ständerätlichen 
Motion Kenntnis genommen, wonach wesentliche Bestim­
mungen zur Früherkennung von Unterdeckungen auch für 
öffentliche Kassen gelten, insbesondere die Artikel 44, 45, 
49a, 50 Absätze 1 und 2 und Artikel 52 BVV2. Diese Vor­
schriften regeln beispielsweise die Grundsätze der Bilanz­
wahrheit, der Transparenz, der Führungsaufgabe des paritä­
tischen Organs und - das scheint mir besonders wichtig zu 
sein - der Risikoverteilung auf verschiedene Anlagekatego­
rien auch für die öffentlichen Kassen. Für Publ1ca besteht im 
Übrigen schon eine Rechtsgrundlage, um Sanierungsmass­
nahmen zu ergreifen. 
Warum geht die parlamentarische Initiative Beck der Kom­
mission zu weit? Sie verlangt eine Gleichstellung öffentlicher 
und privater Kassen nach dem Grundsatz der Bilanzierung 
in geschlossener Kasse. Das heisst praktisch eine hundert­
prozentige Deckung und den Übergang zum Kapitalde­
ckungsverfahren. 
Artikel 69 Absatz 2 BVG, der den öffentlichen Kassen einen 
selbststand1gen Gestaltungsspielraum einräumt, soll aufge­
hoben werden. Das ist nach Auffassung der Kommissions­
mehrheit auch ein Eingriff in die öffentlich-rechtliche Hoheit 
der Kantone und Gemeinden, welche im Bereich des Perso­
nalrechtes grundsatzlich autonom sind. Wirtschaftlich hätte 
ein derart weit gehender Vorstoss zur Folge, dass die öffent­
lich-rechtlichen Körperschaften in enormem Ausmass zu­
sätzliche Mittel in die Vorsorgeträger einschiessen müssten, 
welche dann wiederum an den Finanzmärkten angelegt wer­
den müssten Die Börsenkrise hat die Nachteile des reinen 
Kapitaldeckungsverfahrens aufgezeigt. Ein Zwang zum Sys­
temwechsel für die öffentlichen Kassen würde auch die Ver­
schuldungsquote des Staates erhöhen, was kaum Jemand 
will, und die ökonomisch wenig sinnvolle private Sparquote 
noch einmal erhöhen. 
Ich bitte Sie deshalb mit der Kommission um Zustimmung 
zur flexibleren Lösung in der Motion des Ständerates und 
um Ablehnung der parlamentarischen Initiative Beck. 

Rossini Stephane (S, VS): Au nom de la minorite, je vous 
propose de rejeter la motion du Conseil des Etats (CSSS-
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CE) qui nous a ete transmise et qui demande un projet de loi 
permettant de detecter de maniere precoce les decouverts 
dans les caisses de pension. 
En premier lieu, ce que nous constatons maintenant, apres 
plusieurs annees de discussions autour de la problematique 
de la prevoyance professionnelle, c'est que cette problemati­
que ne concerne pas uniquement les caisses publiques: eile 
concerne l'ensemble du reg1me dans son integralite. C'est 
donc dans l'ensemble du regime de la prevoyance profes­
sionnelle que nous sommes confrontes a la necessite de 
realiser effectivement la transparence, de mettre sur pied 
des outils statistiques et enfin de disposer d'instruments de 
monitoring qui soient exhaustifs, pertinents. 
Deuxiemement, l'episode que nous avons vecu depuis deux 
ou trois ans nous impose desormais de veritablement con­
cretiser notre volonte politique pour finaliser ces objectifs de 
transparence, tels qu'ils ont ete evoques par la majorite de la 
commission, a l'egard de l'ensemble des caisses. C'est donc 
l'ensemble des partenaires, des acteurs du regime de pre­
voyance professionnelle qui sont concernes, et non pas seu­
lement les ca1sses publiques. 
La transparence n'est desormais, par consequent, plus seu­
lement un slogan. II faul la traduire dans les faits et nous 
attendons dorenavant des actes de la part de la Confedera­
tion, de la part des cantons, des actes qui se traduisent en 
moyens financiers et en ressources de personnel pour que, 
veritablement, on puisse aboutir a ces objectifs politiques. 
Sur la demarche, les moyens actuels de gestion permettent 
parfa1tement de maHriser la situation des caisses. Des outils 
de pilotage sont utilises par les differentes institutions de 
prevoyance, et nous constatons ainsi qu'il n'y a aucune rai­
son de precipiter la mise sur pied d'une legislation specifique 
et de reviser l'ensemble d'un systeme. Je crois que la legis­
lation actuelle demeure parfaitement adaptee. Ce qu'il faul, 
c'est une veritable volonte politique d'aller de l'avant et de 
concretiser ce qui est defini dans cette loi. 
Nous constatons enfin que le probleme veritable n'a pas trait 
a la detection rapide des decouverts des caisses de pre­
voyance, mais qu'historiquement ces problemes sont lies a 
la privatisation et a l'autonomisation des grandes regies fe­
derales. C'est la, a notre avis, l'essentiel. 
On a marginalise manifestement le debat sur le coüt de ces 
differentes demarches, raison pour laquelle tout le monde 
s'accorde sur la necessite d'une transparence teile que vou­
lue et souhaitee par la majorite de la comm1ssion. Celle-ci 
est en passe d'etre realisee. La volonte pol1t1que a ete tres 
clairement manifestee dans ce conseil comme au Conseil 
des Etats; nous estimons en conclusion que les dispos1tions 
legales suffisent et vous demandons par consequent de re­
jeter cette motion. 

Egerszegi-Obrist Christine (RL, AG): Namens der FDP­
Fraktion bitte ich Sie, hier die Mehrheit zu unterstützen. 
Sie haben etwa vor einem Jahr die Hiobsbotschaft erhalten, 
dass rund 40 Prozent aller Kassen Unterdeckungen, zum 
Teil sehr krasse Unterdeckungen hätten. Wenn man das ge­
nauer angeschaut hat, dann hat man gesehen, dass die 
krassen Unterdeckungen in den allermeisten Fällen bei den 
öffentlich-rechtlichen Kassen bestanden. In guten Zeiten 
gab das überhaupt nie zu Diskussionen Anlass; die Renten 
sind ja immer über den Staat gesichert. Aber wenn es 
darum geht, dass in der Privatwirtschaft Leistungen ange­
passt und Beiträge erhöht werden müssen, dann fragt man 
sich zu Recht, wie dies dann eigentlich bei den öffentlichen 
Kassen geht. Ich gebe Ihnen die Zahl der Lehrerpensions­
kasse aus dem Kanton Aargau: Sie hatte im letzten Jahr ei­
nen Deckungsgrad von 28 Prozent. Wenn wir solche De­
ckungsgrade haben, dann sehen wir, dass es doch im Grund 
um nichts anderes geht, als dass Arbeitgeberbeiträge nicht 
bezahlt worden sind. 
Jetzt kann man sich natürlich zu Recht sagen: Die Steuer­
zahler haben prof1t1ert, wenn sie für diese Arbeitgeberbei­
träge nicht aufkommen mussten. Aber auf der anderen Seite 
muss man ganz klar sehen: Hier fehlt ein grosser Teil der Al­
tersvorsorge. Wir haben nur die Altersgutschriften; Zins und 
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Zinseszins, mit denen der grosse Teil des Alterskapitals 
schlussendlich erwirtschaftet werden kann, fehlen dann. 
Störend wird es erst dann, wenn in den anderen, den auto­
nomen Einrichtungen Arbeitnehmer und Arbeitgeber zur 
Kasse gebeten werden. Sie erinnern sich noch an die Dis­
kussion, die wir in diesem Saal im Rahmen der Beratung 
des Entlastungspaketes hatten. Hermann Weyeneth stellte 
den Antrag, dass man bei der Beamtenpensionskasse den 
Mindestzinssatz von 4 Prozent nicht mehr zwingend garan­
tieren solle. Die Ratsmehrheit lehnte den Antrag ab. Da se­
hen Sie: Die übrigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
hatten noch einen Mindestzins von 2,25 Prozent. Wenn der 
Druck der schlechteren Bedingungen wegfällt, klaffen diese 
Leistungen auseinander; es gibt Frühpensionierungen zu 
sehr guten Bedingungen. Deshalb würde auch dann Gleich­
heit bestehen, wenn man die öffentlich-rechtlichen Kassen 
nicht ganz so behandelte wie die anderen. Man kann nicht 
von einem Tag auf den anderen eine hundertprozentige 
Deckung verlangen; aber man soll einen Plan erstellen und 
einen minimalen Deckungsgrad festlegen. 
In diese Richtung geht die Motion des Ständerates. Sie ist 
für uns auch eine abgeschwächte Form der parlamentari­
schen Initiative Beck, die dieses Problem aufgegriffen hat, 
und bei der Beratung dieser Initiative werden wir später auch 
noch einmal die Gelegenheit haben, Lösungen zu suchen. 
Die FDP-Fraktion unterstützt die Motion des Ständerates 
und ist für Überweisung. 

Präsident (Binder Max, Präsident): Die CVP-Fraktion unter­
stützt die Motion. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Comme nous le sa­
vons tous, les caisses de pension de dro1t public avec garan­
tie de l'Etat ont un important decouvert, - decouvert entre 
guillemets, car je ne crois pas qu'on puisse utiliser ce terme, 
puisqu'il y a une garantie de la part de l'Etat. Mais ce qui 
peu! eire inquietant, c'est l'etendue de cette garantie, qui es! 
accordee initialement et au cours des ans. Le montan! cou­
vert par la garantie peu! devenir dangereusement extensible. 
Les collectivites publiques, ou en tous cas les instances de 
surveillance, les gouvernements, les Grands Conseils ou les 
responsables au niveau local des collectivites publiques ne 
se rendent pas compte de l'extens1on de ce trou dans la pre­
voyance pour laquelle ils ont assure une garantie. C'est la 
raison pour laquelle nous pensons que la motion de la Com­
mission de la securite sociale et de la sante publique du 
Conseil des Etats repond a un besoin. 
Neanmoins, les propositions qui peuvent eire faites sont tres 
variees. La complexite de la matiere est etablie; eile a ete 
confirmee par des etudes realisees et eile demande un ca­
dre souple pour permettre la recherche de solutions appro­
priees. 
C'est la raison pour laquelle le Conseil federal, meme s'il 
partage la preoccupation de base du Conseil des Etats, 
vous propose d'adopter cette motion sous forme de postulat. 
Je crois que c'est encore possible pour la motion qui vous 
est presentee au vu du moment ou eile avait ete deposee. 
Si vous deviez adopter une motion, nous pensons que la 
motion la plus proche de ce que nous voyons comme juste 
et equitable est celle qui oblige les collectivites publiques qui 
ont accorde une garantie a fixer le montan! de la garantie, et 
par la meme a fixer le moment ou l'on doit intervenir pour 
faire remonter - comme l'a fait si brillamment la ville de Lau­
sanne - les reserves. 

Präsident (Binder Max, Präsident): Die Kommissionsspre­
cher wünschen das Wort nicht mehr. 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme der Motion .... 101 Stimmen 
Dagegen .... 62 Stimmen 

Präsident (Binder Max, Präsident): Die Abstimmungsanlage 
von Herrn Rechsteiner hat nicht funktioniert. Ich habe das 
Ergebnis entsprechend korrigiert. 
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Motion Frick Bruno. 
Planung 
der Spitzenmedizin 
Motion Frick Bruno. 

Nationalrat 

Definir une planification 
pour la medecine de pointe 

Emreichungsdatum 22 03 02 
Date de depöt 22.03.02 

StirnderaVConse1I des Etats 19.09.02 

Bericht SGK-NR 19 02.03 
Rapport CSSS-CN 19 02.03 

Nat1onalraVConse1I national 01 03 04 

02.3170 

Dunant Jean Henri (V, BS), für die Kommission: Am 22. März 
2002 reichte Ständerat Bruno Frick eine Motion ein, mit der 
der Bundesrat aufgefordert wurde, eine Änderung im Bun­
desgesetz über die Krankenversicherung vorzunehmen, wel­
che die Kantone verpflichtet, bis Ende 2007 eine gemein­
same Definition und Planung der Spitzenmedizin in der 
Grundversicherung, eventuell auch in der Zusatzversiche­
rung, zu beschliessen und dies innerhalb von fünf Jahren, 
also bis 2012, umzusetzen. Sollten die Kantone diesen Auf­
gaben nicht zeitgerecht nachkommen, wäre der Bund ver­
pflichtet, die nötigen Massnahmen an ihrer Stelle zu treffen. 
Ständerat Frick begründete seine Motion damit, dass im Be­
reich der Spitzenmedizin die Zusammenarbeit zwischen den 
Kantonen unabdingbar, jedoch heute bei weitem noch nicht 
genügend sei. Fehlende Koordination wirke sich in der Spit­
zenmedizin besonders Kosten treibend aus. Wohl sei die 
Konferenz der kantonalen Sanitätsdirektoren eine gute 
Grundlage für die vermehrte Zusammenarbeit, doch in die­
sem Bereich sei sie noch nicht institutionalisiert. Mit der Ko­
ordination könnten die Ressourcen effizient eingesetzt wer­
den, was gerade im Bereich der Spitzenmedizin mit ihren 
immensen Kosten absolut notwendig sei. 
In seiner Stellungnahme vom 29. Mai 2002 äussert die Bun­
desrat der Ansicht, dass «eine bessere Koordination 1n der 
Spitzenmedizin in der Tat einen dämpfenden Effekt auf die 
Kosten im Gesundheitswesen» habe. Er findet ebenfalls, 
«dass eine korrekte Definition des Begriffes Spitzenmedizin 
erforderlich ist, damit die notwendigen Planungsinstrumente 
gefunden werden können. Zudem gilt es näher zu untersu­
chen, in welchem Bereich - ambulant und/oder stationär -
der Bundesrat im Rahmen seiner heutigen Zuständigkeiten 
oder durch eine Erweiterung seiner Kompetenzen eingreifen 
kann». 
Die Planung der Spitzenmedizin ist auch im Zusammenhang 
mit der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufga­
benverteilung zwischen dem Bund und den Kantonen ein 
Thema. Die Planung der Spitzenmedizin als Teil der Spital­
planung wurde in das gemeinsam von Bund und Kantonen 
lancierte Projekt «Nationale Gesundheitspolitik Schweiz» 
aufgenommen. 
Die Motion war im Ständerat unbestritten und wurde über­
wiesen. Der Bundesrat beantragte, die Motion 1n ein Postulat 
umzuwandeln, und wollte zuerst die verschiedenen Regulie­
rungsinstrumente evaluieren, bevor er dem Antrag des Mo­
tionärs Folge leisten würde. Deshalb beantragte der Bun­
desrat, die Motion in ein Postulat umzuwandeln. 
An ihrer Sitzung vom 19. Februar 2003 stimmte die SGK-NR 
mit 12 zu o Stimmen bei 6 Enthaltungen für die Überweisung 
der Motion. Zur Diskussion Anlass gab die Definition der 
Spitzenmedizin. Was gestern als Spitzenmedizin galt, ist 
heute Routine. Der Begriff Spitzenmedizin ist mit Sicherheit 
einem permanenten und schnellen Wandel unterworfen. Es 
stellt sich die Frage, ob das auf Gesetzesstufe überhaupt de­
finitiv umschrieben werden kann. Hingegen ist die Planung, 
bei der es u~ die Aufteilung der Therapiegebiete geht, eher 
möglich. Im Ubrigen geht es dem Motionär wohl um beson-
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Mitteilungen 
des Präsidenten 
Communications 
du president 

Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Ich habe Ihnen auf­
grund der gestrigen Bürositzung folgende Mitteilung zu ma­
chen: Am nächsten Dienstag, 16. März, beginnt die Rats­
sitzung nicht um 18.30 Uhr, sondern bereits um 16.30 Uhr. 
Zum einen müssen wir am Dienstag die dringliche Interpella­
tion Büttiker behandeln (04.3021, Massnahmen gegen die 
EU-Zollpolitik), da Herr Bundespräsident Deiss nachher ab­
wesend sein wird, und zum anderen haben wir die Vorlage 
04.017, Ausgleich der kalten Progression, zu behandeln. 

03.060 

Berufliche Vorsorge. 
Sanierungsmassnahmen 
Prevoyance professionnelle. 
Mesures d'assainissement 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 19 09.03 (BBI 2003 6399) 
Message du Conseil federal 19.09.03 (FF 2003 5835) 

Standerat/Conse1I des Etats 04.12.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 01.03.04 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Standerat/Conseil des Etats 09 03 04 (Differenzen - Divergences) 

Nationalrat/Conseil national 11.03.04 (Differenzen - Divergences) 

Standerat/Conse1I des Etats 17 03 04 (Differenzen - Divergences) 

Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlasse­
nen- und lnvalidenvorsorge 
Loi federale sur la prevoyance professionnelle vieil­
lesse, survivants et invalidite 

Art. 65a Abs. 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 65a al. 2 
Proposition de /a commission 
Adherer a la dec1s1on du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Art. 65b Abs. 3 Einleitung 
Antrag der Kommission 
.... während der Dauer einer Unterdeckung, im Sinne einer 
Erstmassnahme: 

60 

Art. 65b al. 3 introduction 
Proposition de /a commission 
.... le decouvert, dans un premier temps: 

9 mars 2004 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Bevor ich auf die 
Differenzbereinigung eintrete, möchte ich noch eine grund­
sätzliche Bemerkung machen, die sich insbesondere auch 
an die Redaktionskommission richtet. Wie Sie wissen, treten 
diese Sanierungsmassnahmen am 1. August 2004 in Kraft, 
also vor Inkrafttreten der Bestimmungen der 1. BVG-Revi­
sion, die wir schon beschlossen haben. Dies bedeutet, dass 
ein Bedarf besteht, die beiden Vorlagen im redaktionellen 
Bereich sauber in Übereinstimmung zu bringen. Insbeson­
dere heisst das, dass die Artikel 49 Absatz 2, 65a, 65b und 
65c BVG sowie Artikel 17 Absätze 2 bis 4 des Freizügig­
keitsgesetzes diesbezüglich genau überprüft werden müs­
sen, damit die Artikelnummern und die Ziffernverweise 
genau stimmen. 
Ich bitte, das einfach zuhanden des Protokolls und zuhan­
den der Redaktionskommission zur Kenntnis zu nehmen. 
Damit komme ich zur Vorlage selbst, die Sie auf der Fahne 
finden. Hier komme ich zu Artikel 65b Absatz 3. Es geht um 
die Frage, mit welchen Sanierungsmassnahmen hier die 
Pensionskassen bei einer Unterdeckung vorgehen können. 
Der Nationalrat hat sich unserer Lösung im Wesentlichen 
angeschlossen. 
Es gibt folgende Differenzen: Ich beginne bei Artikel 65b Ab­
satz 3, wo die erste Differenz im Einleitungssatz auftaucht. 
Hier steht die zusätzliche Formulierung: «im Sinne einer 
Erstmassnahme». Damit möchte die Kommission des Stän­
derates zum Ausdruck bringen, dass die Erhöhung der Bei­
träge zur Behebung einer Unterdeckung und die Kürzung 
allfälliger Rentenleistungen vor der Kürzung des Mindest­
zinssatzes erfolgen sollen. Diese Präzisierung, die hier in 
Absatz 3 im Einleitungssatz auftaucht, kommt allerdings wie­
der vor in Buchstabe c im Satz «sofern sich die Massnah­
men nach Absatz 3 Buchstaben a und b als ungenügend 
erweisen». Dies bedeutet: Hier besteht nochmals ein redak­
tioneller Bereinigungsbedarf. Der Zusatz «im Sinne einer 
Erstmassnahme» kann hier im Einleitungssatz gestrichen 
werden, weil das in Buchstabe c ein zweites Mal vorkommt. 
Aber materiell wurde das von der Mehrheit mit 6 zu 4 Stim­
men so beschlossen. Das bedeutet: Die Buchstaben a und b 
sind prioritär vor Buchstabe c. Das wird aber in Buchstabe c 
direkt zum Ausdruck gebracht. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Je voudrais simple­
ment faire une consideration generale et n'interviendrai pas 
dans le detail, parce que maintenant, finalement, il taut 
aboutir. 
Le but de cette loi est de permettre aux caisses qui sont en 
etat de sous-couverture provisoire de retrouver leur sante fi­
nanciere. Les del1berations ont abouti au fait qu'un certain 
nombre d'instruments que nous avions proposes ont ete li­
mites et que d'autres ont carrement risque d'etre supprimes. 
II reste une disposition, qui est importante, c'est la possibilite 
pour les caisses d'avoir pour une certaine periode une cer­
taine sous-couverture. C'est bien, c'est necessaire! Mais, 
par moments, Je crains que ce ne soit l'essentiel de cette 
nouvelle loi. Dans ce cas-la, on ne pourrait pas dire que 
cette loi a pour but de permettre aux caisses de retrouver 
leur sante, mais au contraire, de legaliser le fait qu'elles se 
retrouvent en etat de sous-couverture. 
Le Conseil federal ne s'oppose pas aux propositions qui 
sont faites. II faul aboutir. Mais je dois dire que je regrette un 
peu qu'on ait limite les possibil1tes mises a disposition des 
responsables des caisses. Je crois que lorsqu'on se trouve 
gerant de caisse et qu'on est dans la situation difficile de sa­
voir comment il faut ramener la sante financiere, plus on a 
d'instruments a disposition, mieux on peut agir. Malheureu­
sement, je dois dire qu'on a plutöt restreint qu'etendu les 
possibilites des gestionnaires. Or les gestionnaires auront a 
l'avenir un röle essential, beaucoup plus important que dans 
le passe. lls savent maintenant qu'etre gestionnaire d'une 
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caisse implique des responsabilites personnelles. Est-ce 
qu'1ls oseront les prendre s'ils savent que lorsqu'il y aura un 
probleme, ils seront tellement limites par la loi qu'ils auront 
beaucoup de peine a redresser la situation? Je pense au 
taux d'1nteret minimum: bien sOr qu'on ne doit pouvoir le 
«depasser par le bas» que dans des cas tout a fait excep­
tionnels, ma1s, finalement, c'est parfois mieux d'avoir cette 
solution que d'obliger une entreprise qui est deja en d1fficulte 
a augmenter ses cot1sations, a diminuer le salaire des colla­
borateurs pour faire face a la situation, alors que c'est une 
situat1on provisoire. 
Le Conseil federal se rallie a tout ce que vous avez decide 
parce qu'il pense qu'il taut aboutir et que c'est inutile de me­
ner des discussions de principe. Mais, jene suis pas sOr que 
les bonnes intentions qui ont preside aux restrictions propo­
sees soient vraiment dans l'interet des responsables des 
ca1sses, des travailleurs et des travailleuses, et des em­
ployeurs et des employeuses. 

Angenommen - Adopte 

Art. 65b Abs. 3 Bst. b 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 65b al. 3 let. b 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Ich komme da­
mit zu Buchstabe b. Hier finden Sie unten eine Ergänzung 
des Nationalrates für jenen Fall, der die Rentner und die 
Rentnerinnen betrifft. Diese Ergänzung hat der Nationalrat 
als zusätzliche Kondition beigefügt. Die Höhe der Renten 
bei Entstehung des Rentenanspruchs bleibt in jedem Fall 
gewährleistet. Die Kommission hat sich dem ohne Gegen­
stimme angeschlossen. 

Angenommen - Adopte 

Art. 65b Abs. 3 Bst. c 
Antrag der Mehrheit 
c ..... nach Artikel 15 Absatz 2 während der Dauer der Unter­
deckung, maximal jedoch während fünf Jahren unterschrei­
ten, sofern sich die Massnahmen nach Absatz 3 Buchsta­
ben a und b als ungenügend erweisen. 

Antrag der Minderheit 
(Fetz, Brunner Christiane, David, Stähelin) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 65b al. 3 let. c 
Proposition de Ja majorite 
c ..... a l'article 15 alinea 2, pendant la duree du decouvert, 
mais de cinq ans au maximum, si les mesures prevues a 
l'article 3 lettres a et b se revelent insuffisantes pour resor­
ber le decouvert. 

Proposition de Ja minorite 
(Fetz, Brunner Christiane, David, Stähelin) 
Adherer a la decision du Conseil national 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Buchstabe c be­
trifft vielleicht den Kernpunkt dieser Debatte. Hier geht es 
nämlich um die Frage des Mindestzinses. 
Der Nationalrat hat die Senkung des Mindestzinssatzes als 
Möglichkeit einer Sanierungsmassnahme gestrichen. Dabei 
muss man sich darüber klar sein, dass es hier um die 
Mindestverzinsung des obligatorischen Alterskapitals geht. 
Es geht also nur um das Obligatorium. Was nach wie vor, 
auch mit dem Beschluss des Nationalrates, möglich bleibt, 
ist eine Zinsnullrunde, wenn in einer Kasse das Alterskapital 
plus Zins gewährleistet ist. Auch wenn dieser Satz gestri­
chen wird, ist es also nicht so - das möchte ich wirklich beto-
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nen -, dass Zinsnullrunden überall dort möglich sind, wo das 
Überobligatorium im Alterskapital höher ist als das obligato­
rische Alterskapital plus Zins. Damit - weil wir wissen, dass 
weitaus die meisten Kassen im Überobligatorium sind - wird 
es, selbst wenn der Satz gestrichen wird, mittels des Über­
obligatoriums nach wie vor möglich sein, Zinsnullrunden 
zu fahren. Das Gesetz konzentriert sich auf den Schutz des 
obligatorischen Teils. Nur davon sprechen wir bei diesem 
Buchstaben c. 
Die Kommissionsmehrheit ist nun der Meinung, und zwar ist 
der Entscheid mit 6 zu 4 Stimmen gefallen, auch im Obliga­
torium sollte noch die Möglichkeit bestehen, den Zins zu kür­
zen oder sogar wegfallen zu lassen, aber unter zwei Kon­
ditionen: Erstens darf das nur befristet während fünf Jahren 
passieren, und zweitens, wie ich vorhin erwähnt habe, müs­
sen die Massnahmen nach den Buchstaben a und b voran­
gehen. Das heisst, Buchstabe a betrifft die Beitragserhö­
hung und Buchstabe b die Rentenleistungskürzung, soweit 
diese nach Buchstabe b überhaupt möglich ist. 
Die Mehrheit ist der Meinung, dass dieses Instrument in die­
ser eingeengten Form noch verbleiben sollte. Die Minderheit 
ist der Meinung, man solle sich dem Nationalrat anschlies­
sen. Für die Minderheitsmeinung war sicher auch massge­
bend, dass das eben nur das obligatorische Alterskapital 
betrifft; also dort soll die Verzinsung geschützt sein. Zwei­
tens war es in der Diskussion auch ein Argument, dass der 
Mindestzinssatz natürlich nur die Arbeitnehmerseite belastet 
und nicht die Arbeitgeberseite. Im Grundsatz sollte bei der 
Sanierung die Regel gelten, dass alle Beteiligten die Lasten 
einer Sanierung mittragen. 
Ich empfehle Ihnen namens der Kommissionsmehrheit, hier 
der Mehrheit zuzustimmen; persönlich bin ich bei der Min­
derheit. 

Fetz Anita (S, BS): Ich möchte Sie bitten, gemäss National­
rat die Unterschreitung des Mindestzinssatzes zu streichen, 
und zwar aus drei Überlegungen: 
1. Wenn wir es zulassen, dass im Obligatorium - und nur 
davon sprechen wir - als Sanierungsmassnahme auch der 
Mindestzinssatz unterschritten werden darf, der unterdessen 
sehr, sehr konservativ definiert wird, dann gefährden wir mei­
ner Meinung nach auch das verfassungsmässig zugesagte 
Leistungsziel. Das kann und darf im obligatorischen Bereich 
nicht sein. Das wäre ein gefährlicher Dammbruch, ein ge­
fährlicher Präzedenzfall, auch wenn es in der Realität - das 
haben wir in der Kommission ausführlich besprochen - nur 
eine kleine Minderheit der Pensionskassen betreffen wird. 
Wenn es aber überhaupt jemanden trifft, dann ist es natürlich 
genau diese kleine Minderheit, die ohnehin schon die 
schlechten, die tiefen Löhne versichert, und da trifft es oft 
auch die Arbeitgeber der kleinen KMU. Sie sind nämlich oft 
in der gleichen Kasse versichert wie ihre Mitarbeiter und Mit­
arbeiterinnen. Diese Massnahme geht also einseitig zu­
lasten der Versicherten, und in Kleinstbetrieben sind oft 
auch die Arbeitgeber selber betroffen, weil sie in der glei­
chen Kasse sind. 
2. Wir lehnen eine so krasse Massnahme auch darum ab, 
weil wir sie nicht für nötig halten. Wie gesagt, der Mindest­
zinssatz wird heute derart vorsichtig und konservativ defi­
niert, dass er auch in einer Kasse mit Unterdeckung erreicht 
beziehungsweise überschritten werden kann. Unterschrei­
tungen des Mindestzinssatzes zu Sanierungszwecken las­
sen sich darum sachlich nicht begründen. Sie sehen Jetzt 
schon, dass mit der Reduktion des Mindestzinssatzes für die 
Jahre 2003 und 2004 die Situation der Pensionskassen be­
reits wesentlich besser ist, als man das noch vor einem Jahr 
gemeint hat. 
3. Der dritte Punkt, warum ich Sie bitte, die Unterschreitung 
des Mindestzinssatzes im Obligatorium zu streichen, ist fol­
gender: Wir möchten kein Zweiklassensystem bei den Pen­
sionskassen, und genau das würden wir damit einleiten. 
Denn die Mindestzinsunterschreitung würde in den Sammel­
stiftungen der Versicherer mit inkongruenter Deckung mögli­
cherweise zur Regel werden. Die Gefahr ist sehr gross, dass 
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solche - ich sage jetzt einmal: - diskriminierende Modelle, 
wie sie jetzt mit dem «Winterthur»-Modell im Überobligato­
rium beschlossen wurden, im obligatorischen Bereich plötz­
lich schleichend zur Regel werden oder zur Regel werden 
könnten, und das können wir nicht zulassen. Wir können 
nicht zulassen, dass unsere Versicherten das R1s1ko haben, 
dass es zwei Klassen von Pensionskassen gibt, die guten 
und die, die dauernd gefährdet sind. 
Fazit: Helfen Sie bitte mit, diese Bestimmung zu streichen! 
Das können Sie umso leichter tun, weil ich denke, dass die 
wesentlichen Sanierungsmassnahmen in diesem Paket defi­
niert sind. Es ist nicht nötig, dass wir jetzt auch noch sozusa­
gen auf die Substanz der Leistung des BVG losgehen und 
im Obligatorium Sanierungsmassnahmen zulassen, die die 
Leistung, wie sie von der Verfassung garantiert wird, tangie­
ren würden. 

Kuprecht Alex (V, SZ): Ich möchte Sie bitten, an der bishe­
rigen Haltung des Ständerates und somit an derjenigen des 
Bundesrates festzuhalten. 
Gestatten Sie mir, dass ich grundsätzlich einmal festhalte, 
dass es bei den Sanierungsmassnahmen in diesen Vorsor­
geeinrichtungen primär und ausschliesslich um die autono­
men Versicherungskassen geht. Für Versicherte in Sammel­
stiftungen werden diese Sanierungsmassnahmen nicht zum 
Tragen kommen, weil die Sammelstiftungen gemäss den ge­
setzlichen Bestimmungen keine Unterdeckung haben dür­
fen. 
Es muss das Ziel sowohl der Kassen als auch der Versicher­
ten sein, dass die Versicherungseinrichtung möglichst 
schnell wieder auf gesunden Füssen steht. Es geht schliess­
lich darum, die Einkommenserhaltung und die Einkommens­
sicherung der Rentner - auch der künftigen Rentner - zu 
garantieren. Es stellt sich dabei die Frage: Was wäre denn 
die Alternative, wenn diese dritte Massnahme nicht vollzo­
gen werden könnte? Die Alternative würde darin bestehen, 
dass bei den Versicherten zusätzliche Lohnabzüge gemacht 
werden müssten. Das würde jedoch bedeuten, dass die Ein­
kommen mit sofortiger Wirkung zusätzlich reduziert würden. 
Das wäre für die Versicherten und ihre Familien sofort spür­
bar. Ich glaube, wir sind an einem Punkt angelangt, bei dem 
es nicht mehr zumutbar ist, Einkommen durch weitere So­
zialabzüge zu reduzieren. 
Dieser temporär reduzierte Mindestzins darf nicht überbe­
wertet werden. Er hat Auswirkungen auf das Altersguthaben 
im Alter 65. Wenn jemand nun 30 oder 35 Jahre alt ist und 
dieser Zins temporär reduziert würde, während maximal fünf 
Jahren, dann bestünde absolut die Möglichkeit, dass das zu 
einem späteren Zeitpunkt, bei aufgelaufenen Überschussan­
teilen oder bei neu vorhandenen Beitragsreserven der Ar­
beitgeber, wieder ausgeglichen werden könnte. Es ist also 
nicht angebracht, diesen temporär reduzierten M1ndestz1ns 
überzubewerten. 
Ich möchte Sie deshalb bitten, an der bisherigen Haltung 
des Ständerates festzuhalten. 

Schwaller Urs (C, FR): «Der Mindestzinssatz ist tabu», titelte 
vergangene Woche eine Tageszeitung ihren Sitzungsbericht 
aus dem Nationalrat. In der Sache verstehe ich die Argu­
mentation, in welcher eingeworfen wird, der gleiche Gesetz­
geber, der von Mindestzins spreche, schaffe mit dieser Be­
stimmung gleich wieder Ausnahmemöglichkeiten zu dessen 
Unterschreitung. In der Tat ist eine solche Kann-Vorschrift 
nicht unbedingt vertrauensbildend. Der Mindestzinssatz ist -
wir haben das auch in der Kommission festgestellt - in der 
ganzen Diskussion zu einer fast politischen Grösse gewor­
den, die für viele praktisch unantastbar ist bzw. geworden ist. 
Was aber, wenn Sanierungsbedarf besteht? Nichts machen 
kann ja diesfalls sicher nicht die Lösung sein, weder für die 
Kasse noch für die Versicherten. Welches sind aber die Al­
ternativen? Nach dem jetzigen Gesetzestext sind dies als 
letzte Mittel erstens Beiträge von Arbeitgebern und Arbeit­
nehmern - und damit, wie es soeben gesagt wurde, uner­
wünschte Erhöhungen der Lohnabzüge - und zweitens Bei­
träge von Rentnerinnen und Rentnern. 

62 9 mars 2004 

Seide Massnahmen haben aber ihre Belastungs- und Ober­
grenzen. Aus diesem Grunde hat sich die Kommissions­
mehrheit schliesslich dazu durchgerungen - es war tatsäch­
lich so -, auch den Mindestzins für den obligatorischen 
Bereich anzutasten. Das ist aber nach der Mehrheitsfas­
sung, die wiederum ein Kompromiss ist, nur als letztes Mit­
tel, als letzte Massnahme möglich, und so haben wir diese 
Unterschreitung auch noch im Sinne eines zusätzlichen 
Kompromisses auf maximal fünf Jahre beschränkt. 
Mit dem Antrag werden zwei zusätzliche Bremsen einge­
baut. Das Ziel eines Brückenschlags zur Position des Natio­
nalrates ist damit erreicht. 
Ich lade Sie ein, dem Antrag der Mehrheit zuzustimmen. 

Stähelin Philipp (C, TG): Die Fragen rund um den Mindest­
zinssatz haben bekanntlich erst richtig zu den bewegten Dis­
kussionen der letzten zwei Jahre rund um das BVG geführt. 
Nicht zuletzt deshalb und weil eben die Sensibilität des Vol­
kes in diesem Punkte gross ist, haben wir uns bei der BVG­
Revision dazu entschieden, an der Vorschrift eines Mindest­
zinssatzes im Gesetze festzuhalten und dessen Festset­
zung durch den Bundesrat besser zu regeln. Wir hätten das 
System des Mindestzinssatzes durchaus auch fallen lassen 
können, haben das aber nicht getan, gerade weil es mit der 
ganzen unseligen «Rentenklau»-Kampagne hochgespielt 
worden ist. 
Wir haben zum gesetzlichen Mindestzins also Ja gesagt und 
müssen nun auch bei den Sanierungsmassnahmen konse­
quent bleiben. Ein gesetzlicher Mindestzinssatz, der aber 
bei Sanierungen vom Stiftungsrat wieder unterschritten wer­
den darf, ist ja sonst kein gesetzlicher Mindestzinssatz mehr. 
Solange es im obligatorischen Teil des BVG beim Beitrags­
primat einen Mindestzinssatz g_ibt, der vom Bundesrat fest­
gelegt wird - wobei dieser im Ubrigen ja nun generell auch 
die finanzielle Lage der Pensionskassen berücksichtigt-, ist 
dieser Mindestzinssatz konsequent aufrechtzuerhalten. Es 
darf im Obligatorium nicht zu Erst- und Zweitklassversicher­
ten kommen. 
Der Mindestzinssatz bestimmt zusammen mit dem gesetz­
lich definierten versicherten Lohn und dem Umwandlungs­
satz die Leistungsfähigkeit der obligatorischen Altersversi­
cherung. Mit der Unterschreitung des Mindestzinssatzes 
können die gesetzlichen Mindestleistungen unterlaufen wer­
den. Eine inadäquate Verzinsung würde damit auch zur 
Gefährdung des Leistungsziels gemäss Bundesverfassung 
führen. Entscheidend ist hierbei, dass von dieser Mass­
nahme nur die so genannten Minimalkassen - wir haben es 
gehört - betroffen sind. Das sind zum einen nur sehr we­
nige. 
Die Verwaltung hat uns in der Kommissionssitzung hierzu 
keine genaueren Angaben machen können. Einige könnten 
durchaus «feudale» Einrichtungen für obere Kader sein, 
habe ich mir sagen lassen, dann aber eben zusätzlich kom­
biniert mit Beletage-Versicherungen. Hier sind Massnahmen 
nur nach Buchstaben a und b durchaus tragbar. 
Im Wesentlichen aber wird es um Kassen mit Versicherten 
aus tiefen Einkommensschichten gehen. Diese werden 
dann zwar von allfälligen Sanierungsmassnahmen nach 
Buchstabe a hart getroffen, dafür ist ihre Rente sicherer. Die 
Unterschreitung des Mindestzinssatzes führt demgegenüber 
aber rasch zu Altersrenten, bei welchen nicht nur eine Fort­
setzung der gewohnten Lebensweise gefährdet ist, sondern 
die geradewegs in die Abhängigkeit von Sozialhilfe und Für­
sorge führen könnten und damit auch wieder die Staats­
kasse belasten. 
Zur Wiederausgleichsmöglichkeit: Ein Wiederausgleich, 
Herr Kollege Kuprecht, ist bei 35-Jährigen möglich. Wie ist 
es aber bei SO-Jährigen? Dort ist es dann schon nicht mehr 
so einfach. Nur auf den ersten Blick wirkt deshalb die Unter­
schreitung des Mindestzinssatzes als weniger einschnei­
dende Massnahme. Längerfristig ist sie härter, nicht zuletzt 
auch deshalb, weil sie nur den aktiven Arbeitnehmer, nicht 
aber den Arbeitgeber belastet, was sich eben auch auf die 
Gesamtrentenleistung auswirkt. 
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Die Unterschreitung des Mindestzinssatzes trifft, wie gesagt, 
nur die wenigen Minimalkassen, und dort nur die aktiven Ar­
beitnehmer. Sie trifft wenige, aber sie relativiert die gesetzli­
che Garantie der Verzinsung. Damit trifft sie auch das 
Vertrauen in die zweite Säule ganz generell. Dieses Ver­
trauen - das ist mein Hauptanliegen bei der Unterstützung 
der Minderheit - darf nicht weiter ausgehöhlt werden. 
Der Mindestzinssatz wurde politisch hochgespielt. Nun 
muss die Politik wieder Ruhe in die Vorsorge bringen. Das 
kann sie, indem sie Klarheit und Rechtssicherheit darüber 
schafft, was man bei Sanierungen darf und was man nicht 
darf. Das kann sie aber auch mit Regeln, die keinen Eingriff 
in die Mechanik der zweiten Säule mit sich bringen. Einen 
solchen Eingriff nimmt im Übrigen auch der vermittelnde 
Vorschlag der Kommissionsmehrheit vor, wenn auch in ab­
gestufter Form, weshalb der Minderheitslösung der Vorzug 
zu geben ist. 
Gemäss der goldenen Regel spielt im Beitragsprimat der 
BVG-Mindestzinssatz eine Rolle. Er gehört mit zur Mecha­
nik. Wird er, wie in den letzten beiden Jahren, wegen der 
schlechten Lage des Finanzmarktes vom Bundesrat ge­
senkt, dann bluten die aktiven Arbeitnehmer bereits heute. 
Sie sollen nun aber im Obligatorium nicht noch weiter belas­
tet werden - durch eine Aushebelung der gesetzlichen Ga­
rantien-; das kann nicht zu Vertrauen führen. 
Ich bitte Sie, die Minderheit zu unterstützen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Je crois quand meme 
qu'il est utile de reintervenir pour dire quelles etaient les in­
tentions du Conseil federal Jorsqu'il a propose d'autoriser 
que, dans des circonstances exceptionnelles, on «depasse 
par Je bas» Je taux d'interet minimal. 
II faul rappeler que Je taux d'interet minimal est fixe actuelle­
ment en fonction du marche et qu'on peut aussi tenir campte 
de Ja situation des caisses de pension. On l'a fait et on a fixe 
Je taux a un niveau bas de teile sorte que Jes caisses puis­
sent s'assainir. Si elles sont en passe d'etre assainies, cela 
est dü a Ja Bourse mais aussi au fait qu'on a pris des mesu­
res qui von! dans le bon sens. En particulier, on a fixe le taux 
d'interet minimal a un niveau !ras bas. La mesure qu'on a 
prise et les circonstances exterieures concourent a l'assai­
nissement des caisses. 
II est prevu qu'a partir de 2005 on doive fixer Je taux d'interet 
minimal uniquement en tenant campte du marche. Par con­
sequent, on ne pourra plus tenir campte de Ja situation des 
caisses de pension. Contrairement a ce que dit Madame 
Fetz, il y a donc quelque chose de nouveau qui intervient et 
qui fait que Je taux sera, naturellement et dans des circons­
tances difficiles, plus eleve qu'il ne J'est actuellement. Alors, 
faut-il donner a des caisses en difficulte Ja possibilite d'ac­
corder provisoirement un taux d'interet inferieur a celui qui 
est prevu de maniare generale? Taut le monde J'a dit, cela 
ne concerne que Ja partie obligatoire. Comme l'a dit Mon­
sieur Kuprecht, cela concerne Jes caisses autonomes; Jes 
autres ont peut-etre des desavantages dans d'autres sec­
teurs de Jeur activite, mais elles ont l'avantage de ne jamais 
eire en situation de sous-couverture. Lorsqu'on decrit cer­
tains modales et qu'on les «demonise», il faul se souvenir 
que ces modales ont un avantage: c'est que jamais les cais­
ses qu1 sont aupras des compagnies d'assurances ne sont 
en decouvert; ce sont Jes compagnies d'assurances qui ont 
Je problame, mais pas les caisses. C'est quand meme un 
certain avantage, parfois, qui a son prix. Mais 11 taut surtout 
reflechir en termes d'alternatives, et Monsieur Schwaller le 
fait. 
Quelles sont les alternatives? Baisser le salaire en prelevant 
des cotisations plus elevees? Augmenter les cotisations de 
J'entreprise au moment meme ou l'entreprise est en crise? Si 
l'entreprise est en crise, croyez-moi, aucun patron n'a l'envie 
de devoir annoncer qu'1I a dü baisser le taux d'interet mini­
mal. II sera taut a fait d'accord de donner un coup de pouce 
a sa caisse, mais c'est parce que l'entreprise est en crise 
qu'on do1t, dans un cas difficile, accepter d'aller en dessous 
du taux d'interet minimal. 
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Le but, precisement celui evoque par Madame Fetz, c'est le 
but constitutionnel. C'est retrouver Ja sante financiare pour 
pouvoir remplir le mandat constitutionnel. Si vous interdisez 
aux entreprises de prendre des mesures comme celles-la, 
vous aurez peut-etre, sur le papier, fait quelque chose de 
bien; mais dans la realite, vous n'avez pas du taut contribue 
a ameliorer Ja situation. Les entreprises auront des caisses 
qui resteront en sous-couverture. Peut-etre direz-vous que 
ce n'est pas bien. Mais a la fin, ceux qui souffrent, ce sont 
les assures et personne d'autre. 
C'est pour cela que Je Conseil federal est d'avis que, dans 
l'obJect1f de repondre au mandat constitutionnel, il taut don­
ner le moyen aux caisses de retrouver le plus rapidement 
leur sante, et de faire face a Jeurs obligations. 
II y a un autre element: une caisse qui est en sous-couver­
ture durable ne peu! pas prendre le moindre risque. Et si eile 
ne prend pas le moindre risque, eile est süre de ne jamais 
faire des rendements superieurs a la moyenne. Donc, meme 
dans la perspective du gain, il est probablement utile d'avoir 
la possibilite de donner pendant quelques annees un taux 
d'interet inferieur au taux d'interet minimum pour que Ja 
caisse retrouve rapidement sa sante, qu'elle puisse prendre 
quelques risques supplementaires et ainsi generer des 
gains supplementaires. 
Bien sür, il taut des cautales et Monsieur Schwaller avait 
propose plusieurs cautales, plusieurs restrictions. Je pense 
qu'une restriction logique serait de dire qu'une teile mesure 
ne peu! pas durer plus de 5 ans. Je crois que l'on peu! ad­
mettre 9a, parce que cela ne doit pas etre un moyen perma­
nent. 
Ce qui est souhaitable, c'est que cette possibil1te demeure, 
raison pour laquelle je vous invite a soutenir, premiarement, 
Ja solution de Monsieur Kuprecht, deuxiamement, Ja majorite 
de la commission, mais dans tous les cas a ne pas vous 
rallier au Conseil national, parce que cette affa1re merite 
encore une discussion et un compromis praticable. Le com­
promis praticable, ce serait d'autoriser pour une duree limi­
tee cette mesure, pour une duree de 5 ans. 
II faul donc maintenir la divergence et, si possible, la mainte­
nir dans le sens de Monsieur Kuprecht et du Conseil federal. 

Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Ich habe Herrn Ku­
precht so verstanden, dass er den Antrag der Mehrheit un­
terstützt. Der Bundesrat hält an seinem Antrag fest. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 22 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 19 Stimmen 

Art. 65b Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Art. 65b al. 4 
Proposition de la commission 
Biffer 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Absatz 4 betrifft 
die Frage, ob Rentnerinnen und Rentner bei den Vorsorge­
einrichtungen eine Mitsprache haben sollen, wenn es um 
Sanierungsmassnahmen geht. 
Der Nationalrat hat beschlossen, dass die Vorsorgeeinrich­
tungen bei allen Fragen, welche die Rentnerinnen und Rent­
ner betreffen, für eine geeignete Form der Mitsprache 
sorgen sollen. Diese Bestimmung hat in der Kommission 
grundsätzlich, vor allem was die Information anbelangt, kei­
nen Widerstand gefunden. Man soll die Rentnerinnen und 
Rentner selbstverständlich über die Massnahmen informie­
ren. Wenn wir hingegen, wie es hier steht, eine Mitsprache 
institutionalisieren wollen, müssen wir aufpassen, was wir 
machen. Denn das BVG-System hat, wie Sie wissen, eine 
genaue Regelung der Mitsprache, der Mitentscheidung von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Das ist sehr sorgfältig ge­
regelt. Es ist unmöglich, mit einer solchen Lösung ein zu-
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sätzliches Element in das bestehende System hineinzu­
bringen. 
Die Kommission ist der Meinung, im Rahmen dieser Sanie­
rungsmassnahme sei es nicht möglich, die grundsätzliche 
Frage, ob Dritte, insbesondere eben Rentnerinnen und 
Rentner, in das Entscheidsystem der zweiten Säule mit ein­
bezogen werden, zu entscheiden. So, wie der Vorschlag hier 
steht, ist er nicht umsetzbar, weil nicht konkret gesagt wird -
und das müsste der Gesetzgeber tun -, wie diese Entschei­
dung getroffen werden soll. Soll sie zulasten der Arbeitgeber 
gehen? Soll sie zulasten der Arbeitnehmer gehen? Soll sie 
praktisch eine Schiedsrichterfunktion haben, indem die 
Rentner im Fall eines Konfliktes zwischen Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber den Schiedsrichter spielen? Wir finden, das hier 
sei keine sachgerechte Lösung. Die Kommission möchte 
einstimmig bei dem bleiben, was wir jetzt haben. 
Ich möchte aber nochmals betonen: Wir wollen, dass die 
Rentnerinnen und Rentner über die San1erungsmassnah­
men, die getroffen werden, sachgerecht informiert werden -
das ist in den jetzigen gesetzlichen Regelungen schon fest­
gehalten. Das gilt natürlich insbesondere dann, wenn eine 
Kasse den Buchstaben b zur Anwendung bringt, wo es um 
Leistungen der Rentner geht. 

Leuenberger Ernst (S, SO): Ich stelle keinen Antrag, aber 
ich erlaube mir, eine Bemerkung zu machen. Im Augenblick, 
wo man hingeht und die Rentnerinnen und Rentner zu Sa­
nierungsleistungen beiziehen will, ist es nach unserem tief 
empfundenen demokratischen Wissen, Bewusstsein und 
Fühlen eigentlich klar, dass diese Rentnerinnen und Rentner 
mindestens einen moralischen Anspruch, wenn nicht einen 
Rechtsanspruch darauf haben, in den Entscheidgremien 
vertreten zu sein. Ich würde daher gerne den Herrn Bundes­
präsidenten fragen, ob denn der Bundesrat die Absicht hat, 
bei sich bietender Gelegenheit eine Regelung für die Vertre­
tung der Rentnerinnen und Rentner in den Leitungsorganen 
der Pensionskassen vorzusehen. 
Ich jedenfalls sehe mich in der Lage, von hier aus und prag­
matisch vorgehend all jenen Pensionskassen, die paritäti­
sche St1ftungsräte haben - wobei diese Stiftungsräte mit 
sehr grossen Vollmachten ausgestattet sind -, zu empfeh­
len, auch eine Vertretung der Rentnerinnen und Rentner 
ernsthaft ins Auge zu fassen. Und weil mir nichts anderes 
übrig bleibt, muss ich meinen Appell vor allem an die Arbeit­
nehmerseite richten. Meine Frage an den Herrn Bundesprä­
sidenten: Hat der Bundesrat eine Lösung für dieses Problem 
irgendwo in petto? 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Ich möchte ein­
fach noch unterstreichen, was Herr Leuenberger eigentlich 
jetzt gesagt hat: Es ist den Pensionskassen natürlich nicht 
verboten, im Rahmen der Arbeitnehmervertretung Rentner 
in die Gremien hineinzunehmen. Das ist ganz klar - auch im 
Rahmen der Arbeitgebervertretung! -, das ist möglich. Aber 
es gibt einfach diese zwei Kategorien. Man kann auch Rent­
ner in diese Gremien Einsitz nehmen lassen. Das ist für 
beide Seiten - für die Arbeitgeberseite wie für die Arbeitneh­
merseite - zulässig. Das möchte ich einfach noch unterstrei­
chen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: II faul rappeler que la 
gestion de ces caisses est paritaire. Par consequent, si l'on 
introduit les rent1ers, on les introduit aux depens de qui? Est­
ce que ce sont les representants des travailleurs qui cedent 
un siege? - auquel cas le systeme n'est plus tout a fait pari­
taire, parce que ce n'est pas sür que les rentiers aient exac­
tement les memes interets que les travailleurs actifs. 
Certaines caisses ont resolu le probleme en ayant un rentier 
dans chaque camp. Un rent1er a la place, et pourquoi pas? 
Nous n'avons pas d'object1on a cela. Mais je crois qu'il ne 
faul pas aller trop loin, surtout a la suite des decisions que 
vous avez prises. Vous avez maintenant pris des decisions 
qui ne touchent pratiquement que les actifs. En disant: «La 
pnorite, c'est la hausse des cotisations patronales et salaria-
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les», vous avez limite le taux d'interet minimal; vous avez li­
mite l'appel a la contribution des rentiers. 
Et alors, si vous desequil1brez le systeme, d'un cöte en met­
tant plus de poids sur les actifs - c'est ce que vous avez fait 
a travers la modification de la loi - et d'un autre cöte en aug­
mentant encore la representation des rentiers, vous allez 
dans le sens d'un systeme dans lequel les rentiers auront un 
interet a faire prendre toutes les mesures audacieuses. 
Parce qu'ils se disent qu'au cas ou cela tourne mal, ce sont 
de toute fac;:on les actifs qui vont payer davantage. Par con­
sequent, vous allez avoir un systeme qui court le risque 
d'etre un peu desequilibre. 
Je crois que la solution qu1 est preconisee par la comm1s­
sion, avec l'obligation d'informer les interesses de la situa­
tion et des mesures a prendre, est une solution minimale 
satisfaisante. Aller au dela pose des problemes de fond 
qu'on ne peut pas vous promettre de resoudre comme cela, 
parce qu'il y va de l'equilibre des competences et des pou­
vo1rs dans ce systeme gere paritairement. 

Angenommen - Adopte 

03.421 

Parlamentarische Initiative 
UREK-SR. 
Kehrichtverbrennungsanlage 
des Kantons Tessin 
Initiative parlementaire 
CEATE-CE. 
Usine d'incineration des ordures 
menageres du canton du Tessin 

Erstrat - Premier Conseil 
Einreichungsdatum 04.09 03 
Date de depöt 04.09 03 

Bericht UREK-SR 04.09.03 (BBI 2003 8025) 
Rapport CEATE-CE 04 09 03 (FF 2003 7321) 

Stellungnahme des Bundesrates 19.11.03 (BBI 2003 8043) 
Avis du Conseil federal 19.11.03 (FF 2003 7341) 

StänderaVConseil des Etats 09.03.04 (Erstrat - Premier Conseil) 

Brändli Christoffel (V, GR), für die Kommission: Aufgrund 
der parlamentarischen Initiative Lombardi 02.462 hat sich 
die UREK-SR mit der Frage der Kehrichtverbrennungsan­
lage (KVA) des Kantons Tessin eingehend befasst. Nach­
dem das Geschäft unbestritten war, hat es die Kommission 
aus verfahrensökonomischen Gründen in eine parlamentari­
sche Initiative der UREK-SR gekleidet, über die Sie heute zu 
entscheiden haben. Die Kommission beantragt Ihnen ein­
stimmig mit 9 zu O Stimmen, die Vorlage anzunehmen. Auch 
der Bundesrat unterstützt die Initiative. 
Warum diese Vorlage? Der Kanton Tessin hatte sich im Rah­
men seiner Abfallentsorgungsstrategie, die vom Tessiner 
Stimmvolk in zwei Volksabstimmungen gutgeheissen wurde, 
und im Einverständnis mit dem Buwal, das an der Entwick­
lung einer innovativen Technologie Interesse bekundete, für 
das neue Abfallentsorgungssystem Thermoselect entschie­
den. Die Bewilligung für den Bau einer solchen Anlage 
wurde innerhalb der in Artikel 62 Absatz 2 des Gewässer­
schutzgesetzes festgelegten Fristen erteilt. Mit der Bewilli­
gung verpflichtete sich der Bund, die Anlage mit einem 
Betrag von rund 50 Millionen Franken zu unterstützen. 
Nachdem sich bei einem in Deutschland realisierten Proto­
typ dieser Anlage grosse Verzögerungen und auch techni­
sche Vorbehalte ergeben hatten, sah sich der Kanton Tessin 
gezwungen, vom Vertrag zurückzutreten und eine andere 
Anlage zu planen. Inzwischen ist die im Gewässerschutzge­
setz vorgesehene Frist für die Subventionierung abgelaufen. 
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Präsident (Binder Max, Präsident): Es bleibt Herrn Baader 
überlassen, ob er eine Frage beantworten will oder nicht. Es 
ist nicht an mir, ihm zu befehlen, diese zu beantworten. 
Die FDP-Fraktion unterstützt den Antrag der Mehrheit. 

Pelli Fulvio (RL, Tl), pour le Bureau: Je ne su1s pas surpris. 
Je suis assez «vieux jeu» pour savoir que ce qui s'est passe 
hier se passera ce matin et se passera encore lundi: on ne 
discute pas du contenu du message, mais on discute de la 
forme. Je suis tres tauche par le fait que taut le monde se 
preoccupe des interets des cantons. Cela n'a pas toujours 
ete le cas; dans cette salle, les cantons ont souvent ete 
oublies. 
Je crois qu'1I est important de conna1tre les faits. Des qu'on a 
su, au Conseil national et au Conseil des Etats, qu'il y avait 
un message urgent propose par le Conseil federal, Monsieur 
Eugen David, president de la Commission de l'economie et 
des redevances du Conseil des Etats (CER-CE), et moi­
meme, president de la CER-CN, nous nous sommes preoc­
cupes taut de suite de preparer des auditions, de fac;:on a ce 
que les cantons aussi, taut comme les partenaires sociaux, 
puissent etre informes et puissent donner leur opinion aux 
membres des deux commissions chargees de s'occuper du 
message. 
II s'agit d'un message urgent qui a ete decide par le Conseil 
federal. Le Bureau a decide de le traiter en urgence. Hier, 
vous avez confirme qu'il falla1t engager cette procedure, 
alors vous ne pouvez pas demander aux presidents des 
commissions de faire plus que ce qu'ils peuvent. Nous avons 
une semaine a disposition et nous essayons de taut faire en 
une semaine de la meilleure fac;:on possible. C'est pour cette 
raison que la CER-CN a decide de sieger ce matin des 
6 heures 30 et eile siegera encore lundi. Elle va inviter les 
cantons qui auront ainsi une deuxieme fois la possibilite de 
venir donner leur opinion. lls le sauront par la presse, car 
vous etes en train de faire en sorte qu'ils l'apprennent par la 
presse plutöt que par lettre - les lettres prennent plus de 
temps que le Parlement, le Parlement va encore plus v1te 
que la poste dans ce pays! lls sont en train de se preparer. 
Demain, ils siegeront dans le cadre de la Conference des 
gouvernements cantonaux et ils auront de taute fac;:on une 
position qui nous sera communiquee. Et lundi, s'ils le veu­
lent, ils pourront auss1 venir discuter avec nous de ce projet 
du Conseil federal. 
On ne peut pas faire plus que cela. L'.idee de renvoyer la dis­
cussion sur cet objet a une autre seance est legitime, je 
comprends qu'on essaie de la realiser, mais je ne crois pas 
que cela ait beaucoup de sens de repeter trois fois le meme 
debat. Cette fois-ci, c'est la deuxieme; la troisieme, ce sera 
lundi. S'il vous plait, lundi, ne venez pas encore une fois 
nous demander de taut renvoyer! 

Rey Jean-Noel (S, VS): Monsieur Pelli, il ne s'agit pas de re­
mettre en cause le travail des commissions. J'ai eu l'occa­
sion hier de voir avec quelle ma1trise vous avez pris le 
probleme en main, et vous l'avez fait de fa9on excellente. II 
s'agit d'un probleme beaucoup plus important: celui de la 
place des cantons dans la procedure de consultation. J'ai 1ci 
la lettre de la Conference des gouvernements cantonaux 
(CdC), qui d1t: «Die Kantonsregierungen erhielten seitens 
des Bundesrates keine Gelegenheit, die verfassungsrechtli­
che Möglichkeit der Mitwirkung oder der Vernehmlassung 
zur Frage der Zusatzbestimmungen zur kalten Progression 
in Anspruch zu nehmen.» II a fallu que la CdC demande au 
Conseil federal d'etre entendue. Est-ce que vous estimez 
que cette procedure est correcte? 

Pelli Fulvio (RL, Tl), pour le Bureau: Ce n'est pas a moi de 
juger de la justesse d'une procedure du Conseil federal. Le 
Conseil federal a fait un choix que je respecte personnelle­
ment. Vous pouvez ne pas le respecter ou le considerer 
comme mauvais; mais des que le Parlament a une compe­
tence et decide d'agir d'urgence, on ne peut faire que ce qui 
est poss1ble. Ce qui est possible pour respecter les cantons 

a ete fait par les presidents des deux commissions. Le Bu­
reau en a eu connaissance et, maintenant, on fait une audi­
t1on des cantons. II est impossible de faire davantage que 
cela. 
Les cantons nous diront s'ils sont pour ou contre ce projet, 
car en taut cas le dro1t de compenser la progression a froid 
est un dro1t des citoyens. C'est un droit constitutionnel. Taus 
les cantons prevoient la meme regle. Ce qu'on est en train 
de faire, c'est taut simplement de donner un detail technique 
de la maniere dont on le fera. Les cantons savent depuis 
longtemps que la progression a froid doit etre corrigee par la 
Confederat1on et dans l'impöt federal direct. 

Abstimmung - Vote 
Für den Ordnungsantrag 

der Minderheit des Büros .... 71 Stimmen 
Dagegen .... 107 Stimmen 

03.060 

Berufliche Vorsorge. 
Sanierungsmassnahmen 
Prevoyance professionnelle. 
Mesures d'assainissement 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 19.09.03 (BBI 2003 6399) 
Message du Conseil federal 19.09.03 (FF 2003 5835) 

Standerat/Conseil des Etats 04.12.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nationalrat/Conseil national 01.03.04 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

Standerat/Conse1I des Etats 09.03 04 (Differenzen - D1vergences) 

Nat1onalrat/Conseil national 11.03.04 (Differenzen - D1vergences) 

Standerat/Conseil des Etats 17.03.04 (Differenzen - D1vergences) 

Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlasse­
nen- und lnvalidenvorsorge 
Loi federale sur la prevoyance professionnelle vieil­
lesse, survivants et invalidite 

Art. 65b 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 3 Bst. C, 4 
Festhalten 

Antrag der Minderheit 
(Ruey, Bortoluzzi, Dunant, Gysin Hans Rudolf, Hassler, 
Humbel Näf, Parmelin, Scherer, Stahl, Triponez) 
Abs. 3 Bst. c 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Borer, Bortoluzzi, Dunant, Gysin Hans Rudolf, Hassler, Par­
melin, Ruey, Scherer, Stahl, Triponez) 
Abs. 4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag Borer 
Abs. 3 Bst. c 
c ..... nach Artikel 15 Absatz 2 unterschreiten, sofern sich die 
Massnahmen nach Absatz 3 Buchstaben a und b als unge­
nügend erweisen und der Mindestzinssatz über eine Periode 
von fünf Jahren dennoch gewährleistet wird. 

Art. 65b 
Proposition de Ja majorite 
Al. 3 Jet. c, 4 
Mainten1r 

Bulletin officiel de !'Assemblee federale 



11 . März 2004 291 Nationalrat 03.060 

Proposition de la minorite 
(Ruey, Bortoluzzi, Dunant, Gysin Hans Rudolf, Hassler, 
Humbel Näf, Parmelin, Scherer, Stahl, Triponez) 
Al. 3 let. c 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de la minorite 
(Borer, Bortoluzz1, Dunant, Gysin Hans Rudolf, Hassler, Par­
melin, Ruey, Scherer, Stahl, Triponez) 
Al. 4 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition Barer 
Al. 3 let. c 
c ..... une remuneration inferieure au taux minimal prevu a 
l'art1cle 15 alinea 2, si les mesures prevues a l'alinea 3 
lettres a et b se revelent insufflsantes et que le taux minimal 
est neanmoins garanti sur une periode de cinq ans. 

Robbiani Meinrado (C, Tl), pour la commission: Sur ce 
theme, nous sommes en presence de deux divergences. 
Comme on l'avait deja vu lors de la seance du 1 er mars 
2003, la premiere divergence concerne les trois mesures 
proposees par le Conseil federal et auxquelles il est possible 
de recourir temporairement si les mesures deja offertes par 
le droit en vigueur ne permettent pas d'assainir le decouvert 
d'une caisse de pension. 
Concernant la premiere mesure, c'est-a-dire le prelevement 
de cotisations speciales aupres de l'employeur et des assu­
res, tant notre conseil que le Conseil des Etats ont adhere 
au projet du Conseil federal. 
Concernant la deuxieme mesure, c'est-a-dire le prelevement 
de contributions speciales aupres des beneficiaires de ren­
tes, tant notre conseil que le Conseil des Etats ont introduit 
des complements au projet du Conseil federal. C'est gräce a 
ces complements que la participation des beneficiaires de 
rentes est soumise a une double limitation. Elle ne peut con­
cerner que les prestations surobligatoires pen;:ues au dela 
meme de ce qui est prevu par le reglement et eile ne peu! 
concerner que ce type de prestations obtenues dans les dix 
annees precedentes. Notre conseil a d'ailleurs voulu preci­
ser que le montan! des rentes etabli lors de la naissance du 
droit a la rente meme reste expressement garant1. Et le Con­
seil des Etats nous a suivis. 
La nette divergence concerne la troisieme mesure, c'est-a­
dire la possibilite d'appliquer un taux d'interet inferieur au 
taux minimal fixe par le Conseil federal. 
Notre conseil, en opposit1on au Conseil des Etats, avait re­
jete cette possibilite par 89 voix contre 85. Le Conseil des 
Etats a decide de son cöte, bien qu'avec une faible majorite, 
de maintenir cette mesure. Mais 11 l'a toutefois attenuee par 
l'introduction de deux nouveaux elements: d'un cöte, il a 
voulu que cette mesure intervienne de maniere subsidiaire 
aux deux autres, et de l'autre cöte, il a introduit une limite 
temporelle, c'est-a-dire que cette reduction du taux peu! eire 
appliquee pendant cinq ans au maximum. 
Notre commission a decide par 12 voix contre 1 O de s'en te­
nir a la position initiale de ce conseil, c'est-a-dire d'exclure 
taute reduction du taux d'interet. Les raisons qui sout1ennent 
cette position peuvent etre brievement rappelees. 
II s'agit ici seulement de la prevoyance obligatoire; dans la 
prevoyance surobligatoire, il y a deja la possibilite de baisser 
ce taux. De plus, si l'on reduit ce taux, on diminue les presta­
tions, donc les rentes finales qui ne sont deja pas pharaoni­
ques, et on affa1bl1t ainsi le but social de la prevoyance. II faut 
toujours rappeler que le taux d'interet constitue un element 
central, crucial, de taute la prevoyance, parce qu'il contribue 
dans la proportion d'un t1ers a peu pres a la const1tution du 
capital final. Si l'on adopte cette mesure, on risque d'intro­
du1re des elements d'insecurite qui pourraient affaiblir la 
confiance des assures et de la population envers le 
deuxieme pil1er. 
La minorite de la commission est au contraire favorable a la 
formulation du Conseil des Etats. Elle la cons1dere comme 
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une solution de compromis acceptable. Nous sommes aussi 
en presence - nous avons rec;:u le texte aujourd'hui - d'une 
proposit1on individuelle Borer qui presente deux elements: 
d'abord, cette proposition reprend le caractere subsidiaire 
de cette mesure; ensuite, eile introduit un element nouveau, 
c'est-a-dire que le taux minimal doit etre garanti sur une pe­
riode de cinq ans. 
II taut dire que cette alternative a egalement ete discutee au 
sein de la commission, qui l'a consideree avec un certain in­
teret, car eile est meilleure que celle du Conseil des Etats. 
La commission ne l'a toutefois pas retenue, d'abord pour les 
raisons que je viens de mentionner, ensuite en raison d'une 
certaine perplexite quant a son applicat1on; il s'agit en effet 
d'une mesure dite subsidiaire. A partir de quand pourrait-on 
l'introduire? A partir de quand retiendrait-on que les deux 
autres mesures ne sont plus suffisantes pour assainir une 
caisse? Ce choix est delicat, car il ne taut pas oublier que 
cette mesure trappe uniquement les assures actifs; eile ne 
met a contribution ni les employeurs, ni les beneficiaires de 
rentes. 
Une seconde perplexite concerne l'application reelle. Si une 
ca1sse est en decouvert - un decouvert ne pouvant etre de­
passe suite aux mesures prevues dans le droit actuel -, et si 
ce decouvert est important, il parait improbable que cette 
caisse puisse arriver a atteindre, en une periode de cinq 
ans, une compensation entre les annees Oll le taux est su­
perieur au taux minimal et les annees Oll ce taux est en des­
sous du taux minimal. Ces perplexites ont amene la 
commission a ne pas deroger de sa position initiale, du 
moins a ce stade du debat. 
Au sujet de la deuxieme divergence, notre conseil avait intro­
duit le principe de la consultation des beneficiaires de rente, 
au cas oll ceux-ci seraient appeles a participer a l'assainis­
sement de la caisse. Le Conseil des Etats, suivant en cela le 
Conseil federal, ne desire pas introduire une teile disposi­
tion. Notre commission s'est divisee a ce sujet, et c'est seu­
lement par le vote de la presidente que l'option initiale a ete 
maintenue, d'introduire dans le texte de la loi le droit a une 
consultation dans une forme appropriee. Bien que la marge 
d'intervention sur les rentes des beneficiaires de rente ait 
ete abondamment limitee, il parait equitable qu'on puisse 
tout de meme ecouter ces beneficiaires de rente dans ce 
cas precis. 
Mais il taut admettre qu'une moitie de la commission est 
d'avis contraire. Elle juge que l'introduction de cet alinea est 
superflue du fait que le droit en vigueur n'exclurait pas ces 
modalites de consultation. 
Donc, je conclus pour reaffirmer que la majorite de la com­
m1ss1on vous 1nv1te, d'abord, a confirmer le rejet de la possi­
bilite de reduire le taux d'interet minimal dans la prevoyance 
obligatoire et, ensu1te, a maintenir la disposition prevoyant 
une consultation des benefic1a1res de rente lorsqu'ils sont 
appeles a participer a l'assainissement de leur caisse. 

Rechsteiner Rudolf (S, BS), für die Kommission: Bei der Sa­
nierung von angeschlagenen Pensionskassen hat eine An­
näherung zwischen National- und Ständerat stattgefunden. 
Namentlich hat nun in Artikel 65b Absatz 3 Buchstabe b der 
Ständerat den Beschluss des Nationalrates übernommen, 
wonach die Erstrente auch für die Zukunft massgeblich ist 
und bei Kürzungen der Leistungen nicht unterschritten wer­
den darf. 
Es verbleiben jetzt noch zwei Differenzen, die nicht unbe­
deutend sind. In Artikel 65 Absatz 3 Buchstabe c geht es um 
die Unterschreitung des gesetzlichen Mindestzinses. Die 
Mehrheit der Kommission hält daran fest, dass der Mindest­
zins nicht gekürzt werden darf, weil es sonst gar kein gesetz­
licher Mindestzins mehr ist. Die Überlegungen, die dahinter 
stehen, haben mit dem Le1stungsz1el in der Bundesverfas­
sung zu tun, denn dort ist die Fortsetzung der gewohnten 
Lebensweise festgeschrieben, und eine längere Unter­
schreitung des Mindestzinses - der Ständerat hat sie nun 
auf fünf Jahre befristet - würde dieses Leistungsziel unter 
Umständen gefährden. Die Minderheit Ruey möchte sich 
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dem Ständerat anschliessen. Dazu ist nun in dieser Frage 
noch der Einzelantrag Borer eingereicht worden, der einen 
Mittelweg sucht. Dieser Antrag wurde 1n der Kommission 
wohlwollend diskutiert, aber es wurde nicht darüber abge­
stimmt. 
Es gibt jetzt Mehrheit und Minderheit, und die Mehrheit der 
Kommission schlägt Ihnen vor, ganz auf eine Kürzung des 
Mindestzinses zu verzichten. 
Die zweite offene Frage betrifft die Mitsprache der Rentne­
rinnen und Rentner bei Kürzungen von Leistungen. Auch 
hier gibt es eine Minderheit, die auf diese Regel verzichten 
möchte, unter anderem mit dem Argument, dass diese Mit­
sprache heute schon geregelt werden kann. Die Mehrheit 
möchte hier ebenfalls festhalten und eine solche Mitsprache 
bei Rentenkürzungen gesetzlich vorsehen. 
Ich bitte Sie namens der Kommission, hier der Mehrheit zu 
folgen. 

Ruey Claude (RL, VD): Nous avons deja eu l'occasion de 
traiter ceci lors du premier debat. Rappelons quand meme 
que la proposition que je defends au nom de la minorite est 
circonscrite a un domaine qui donne tout de meme un cer­
tain nombre de garanties. II s'agit d'assurer - on le rappelle, 
dans des s1tuations de crise pour les caisses autonomes - le 
but constitutionnel qui est de sauver les rentes, et de sauver 
l'existence meme des caisses, pour assurer le versement de 
ces rentes. 
II s'agit uniquement de cas de crise, et la mesure proposee a 
l'alinea 3 lettre c ne peu! etre prise qu'a titre exceptionnel. 
Alors, evidemment, il me paraTt qu'il faul laisser aux gestion­
naires des caisses la possibilite de prendre cette mesure. II 
s'agit d'un moyen complementaire, puisque dans la version 
du Conseil des Etats, a laquelle la minorite s'est ralliee, il 
s'agit d'une mesure qui ne peu! eire prise que si l'on a ega­
lement entame des mesures sur le financement des rentes, 
par les cotisations et les paiements des employeurs, si l'on a 
pris des mesures concernant les rentiers. II s'agit donc la 
d'une attitude subsidiaire. 
Alors j'ai beaucoup de peine a comprendre la majorite - la 
legere majorite - de la commission qui s'attache a ce 
tabou de l'1nteret minimum. Or cet interet minimum - vous 
le savez - est fluctuant: il bouge en fonction du marche, en 
fonct1on des circonstances economiques et 11 est la pour ga­
rantir que l'on assurera le pouvoir d'achat des rentiers. II 
n'est pas la pour garantir des superbenefices! Des lors que 
ce taux est fluctuant, des lors qu'il peut bouger, je ne com­
prends pas qu'on veuille s'y attacher de maniere absolument 
«starr und stur», si vous me passez l'expression. Je le com­
prends d'autant moins que la solution que le Conseil des 
Etats a acceptee limite a cinq ans la duree durant laquelle 
on peut aller au-dessous de ce taux, et ne le fait qu'a titre 
subsidiaire. C'est vra1ment une ultima ratio et il ne taut pas 
se priver de ce moyen. Ou alors on ne veut que la diminution 
des salaires - ce qui n'est pas forcement la bonne solut1on -, 
que le rencherissement pour les entreprises a un moment 
ou elles sont en cnse - ce qui n'est pas forcement la solu­
tion - ou on ne veut que l'abaissement des rentes pour les 
rentiers - ce qui n'est pas non plus la bonne solution. Des 
lors, vouloir permettre d'aller provisoirement, et pendant cinq 
ans, et a titre subsidiaire, au-dessous du taux d'interet mini­
mum, est peut-etre une solution plus douce et une solution 
complementaire qui peut regler le probleme. 
J'en viens a la proposition Borer. Celle-ci a ete faite sous 
une autre forme en commission. Je crois que la proposition 
Borer est un emplätre sur une jambe de bois. Elle semble al­
ler dans le meme sens que ce que nous proposons, mais en 
realite, en voulant limiter a cinq ans l'effet sur les taux et en 
ne voulant pas toucher l'effet sur cinq ans, eile revient en fait 
a empecher la realite d'une teile mesure. 
Je comprends bien l'intention generale de cette proposition, 
qui consiste a dire que sur le long terme, cela ne ~oit pas pe­
naliser, et c'est juste. Mais c'est notre mesure qu1 le permet! 
t.:amendement propose par Monsieur Borer prevoit de devoir 
tout compenser sur cinq ans. Comment voulez-vous com­
penser sur cinq ans? C'est tout simplement impossible. 

C'est la raison pour laquelle je vous propose, au nom de la 
minorite de la commission et au nom de la majorite du 
groupe radical-liberal, d'adopter la position du .Conseil des 
Etats. II s'agit d'une position de bon sens et qu1 ne met pas 
en peril les rentes. Au contraire: le but, c'est d'assurer la ren­
tabilite a long terme. 

Borer Roland (V, SO): Gestatten Sie mir hier eine Vorbe­
merkung: Wir können uns im Bereich der zweiten Säule, der 
Vorsorgeeinrichtungen, weiterhin in Nebenkriegss~hauplät­
zen auf Grabenkämpfe einlassen - das Resultat wird m1tt~l­
fristig sein, dass die zweite Säule ihren Stellenwert, der in 
meinen Augen sehr hoch ist, verlieren wird -, oder wir kö~­
nen versuchen, Wege zu finden, die für alle Seiten, Ar~e1t­
nehmer, Arbeitgeber und auch Versicherer, akzeptabel sind, 
und tatsächliche Lösungen anbieten. 
Auf dieser Basis sehe ich meinen Vermittlungsvorschlag. Er 
entspricht im Wesentlichen einem Antrag, der schon in der 
Kommission praktisch-vermittelnd eingebracht worden ist. 
Wir müssen eines beachten: Es geht hier um eine Mass­
nahme, die erst in dritter Priorität angewendet werden kann. 
Nach wie vor wird zuerst einmal mit Beitragserhöhungen ge­
arbeitet um eine ins Schleudern geratene Vorsorgeeinrich­
tung wi~der ins Gleichgewicht zu bringen. Dann geht es in 
einer zweiten Phase um eine Kürzung des Rentensatzes, 
und dann kommt erst - eben als dritte Massnahme - die 
Möglichkeit, den Mindestzinssatz für eine gewisse Dauer zu 
senken. 
Nun, man denkt jetzt vielleicht, die Senkung des Mindest­
zinssatzes, der im Moment ja sowieso nur irgendwo zwi­
schen 2 und 3 Prozent liegt, spiele doch für eine Dauer von 
fünf Jahren keine Rolle. Das mag richtig sein, wenn es im 
Moment Junge Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer betrifft. 
Sobald es aber eine Generation oder eine Altersgruppe be­
trifft, die kurz vor dem Eintritt ins Rentenalter steht, macht 
das bei der Rente sehr wohl etwas aus. Aus diesem Grund 
soll man mit dieser Massnahme vorsichtig umgehen. Beden­
ken wir: Im Binnenmarkt Schweiz sind die Rentnerinnen und 
Rentner in Zukunft immer wichtigere Konsumentinnen und 
Konsumenten. Wenn wir im Bereich der Renten Kürzungen 
zulassen - einfach so-, dann wird das nicht für die Export­
wirtschaft Probleme schaffen, sondern in unserem Binnen­
markt und in unserem Binnenmarkt sind primär KMU und 
Gewe~bebetriebe betroffen. Darum geht es mir eben auch 
mit diesem Vermittlungsvorschlag. 
Was will ich? Ich möchte zulassen, dass man den Mindest­
zinssatz, sofern es notwendig ist, senken kann. Es nützt und 
bringt ja nichts, wenn wir eine Vorsorgeeinrichtung in den 
Ruin treiben, nur um den Mindestzinssatz, den sie nicht er­
wirtschaften kann, zu garantieren. Was ich auf der anderen 
Seite aber auch möchte, ist, dass man diese Massnahme 
nicht mit einem beschränkten Blickwinkel anwenden kann, 
ohne den ganzen Verlauf der Rentenerschaffung zu sehen. 
Deswegen bin ich auch der Meinung: Wen~ man über eine 
Frist von fünf Jahren eine Kürzung des Mindestzinssatzes 
zulässt, dann sollte man zumindest auch das Vorher be­
trachten und allenfalls vielleicht auch ein wenig in die Zu­
kunft, auf das Nachher, blicken. 
Mein Vermittlungsvorschlag hat einen weiteren Vorteil, den 
Vorteil nämlich, dass wir eine Differenz zum Ständerat 
schaffen und er sich allenfalls bezüglich der Fristen oder an­
derer Möglichkeiten noch einmal gewisse Anpassungen 
überlegen kann. So eindeutig, wie es dargest~llt wi_rd, war in 
der Diskussion im Ständerat dieser Entscheid, wie er uns 
hier und heute vorliegt, doch nicht. 
Ich bitte Sie, im Sinne einer Kompromissfindung und auc~ 
im Sinne der Schaffung einer Differenz zum Ständerat, mei­
nen Vermittlungsantrag zu unterstützen. 

Meyer Therese (C, FR): A l'article 65b alinea 3 lettre c et a 
l'alinea 4, le groupe democrate-chretien sout1ent la majorite. 
Nous l'avions signifie lors du precedent examen; nous ne 
voulons pas que la part obligatoire de la prevoyance prof~s­
sionnelle seit touchee. Je rappelle que pour quelqu'un qu1 a 
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aujourd'hui cotise en plein, la part obligatoire est de moins 
de 1000 francs par mois. Elle va bien sür augmenter au 
cours des annees, mais pour ce qui est de la part obliga­
toire, je le repete, le montan! maximum de la rente men­
suelle serait a la fin de la penode de cotisation de l'ordre de 
2500 ou 2800 francs par mois, ce qui n'est pas enorme. 
La proposition de minorite, qui correspond a la version du 
Conseil des Etats, demande de mettre en oeuvre les autres 
mesures d'assainissement prevues a l'article 65b alinea 3 
lettres a et b - prelevements de cotisations aupres des em­
ployeurs et employes et prelevements admissibles de contri­
butions aupres des retraites - avant de mettre en oeuvre 
cette mesure-la. II n'en reste pas moins que la limite de cinq 
ans proposee pourrait etre repetitive et une periode de cinq 
ans qui priverait d'interets l'avoir vieillesse peut aboutir a une 
diminution de rente mensuelle de l'ordre de 200 francs par 
mois, ce qui n'est pas rien dans l'ordre des chiffres que j'ai 
evoques. 
Je crois que nous devons garantir le minimum obligatoire 
dans son integrite. II n'est deja pas enorme, Je vous l'ai dit. 
La conf1ance vis-a-v1s de la prevoyance professionnelle a 
ete bousculee ces dernieres annees et les personnes qui 
travaillent toute leur vie doivent pouvoir compter sur un mini­
mum - il s'agit la d'un minimum, on ne parle pas de la part 
surobligatoire. 
Je vous engage donc, a cet article, a suivre la majorite pour 
renforcer la confiance. 
La proposition Borer, bon! je voterai celle-ci plutöt que celle 
de la majorite, si on devait en arriver la. Mais c'est vra1ment, 
Je dirai, cosmetique. 
Pour l'article 65b alinea 4, je vous demande s'il vous plaft de 
voter la majonte. Je dirai qu'il s'agit d'un article tres doux, 
qui demande de prendre langue avec les benef1c1aires de 
rentes, si ceux-ci devaient etre appeles a contribuer a un as­
sainissement. Je pense que c'est normal qu'on prenne lan­
gue avec ces personnes si on leur demande de contribuer. 
Je vous demande donc de suivre la maJorite sur toute la 
ligne. 

Guisan Yves (RL, VD): Notre collegue Claude Ruey s'est 
exprime non seulement pour la minorite de la commission, 
mais aussi pour la majorite du groupe radical-liberal. En l'oc­
currence, cette majorite ne peut etre mesuree qu'a l'aune du 
nombre des commissaires, qui se sont trouves a 3 contre 2 
pour la solution du Conseil des Etats. 
Donc, une minorite significative du groupe radical-l1beral 
vous prie de vous rallier a la majorite de la commission, a 
savoir: maintenir la position de notre conseil, pas de reduc­
tion du taux minimal pour assainir une caisse de pension. 
On aurait pu, a la ngueur, suivre le Conseil federal si, depuis 
que cette proposition est sur les tables, eile s'etait etoffee et 
assortie de criteres et de cond1tions clairement definis. En 
dehors du delai de cinq ans mentionne, rien n'a ete propose. 
Cela laisse la voie ouverte aux situations les plus diverses -
moins un quart de point, moins un demi-point, moins trois 
quarts de point -, leur seule justification etant les risques ex­
cessifs pris par les managers des caisses, leur imperitie ou 
leur arrogance. 
La LPP est une assurance soc1ale obligatoire et il n'y a pas 
de justification a ce que la garantie et la croissance du capi­
tal vieillesse so1ent a la merci d'aleas qui peuvent confiner a 
l'arbitraire. Le modele «Winterthur» temoigne a l'envi a quel 
type de derapages sa gestion peut etre exposee. Une situa­
tion profondement «inhomogene», a la limite socialement in­
juste, ne saurait donc etre acceptable. Admettre que les taux 
puissent eire reduits sans conditions plus precises aboutit a 
un effritement des conditions de protection du capital 
vieillesse fixees par la 101 et est de nature a ebranler encore 
davantage la confiance deja passablement secouee. Or le 
retablissement de cette confiance, Madame Meyer Therese 
vient d'y faire allusion, est une condition sine qua non a la 
reprise de la croissance que nous souhaitons tous. 
Pour toutes ces ra1sons, je vous prie de soutenir la maJorite 
de la commission. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Studer Heiner (E, AG): Unsere Fraktion schliesst sich in 
beiden Fällen der Mehrheit an. Wir halten es für sehr wich­
tig, dass wir hier festhalten. Wir können nicht verstehen, 
dass man diese Öffnung haben will, dass unter gewissen 
Umständen eine Senkung des Mindestzinssatzes - auch 
wenn hier ein System beschrieben ist - überhaupt möglich 
gemacht wird. Wir sind klar der Meinung, dass festgehalten 
werden muss, dass das nicht der Fall sein soll. 
Sie haben festgestellt, dass der Ständerat sein Festhallen 
nur sehr knapp beschlossen hat und deshalb eine echte 
Chance besteht, dass der Ständerat sich uns anschliesst, 
wenn wir hier festhalten. Geben Sie nicht ein falsches Zei­
chen gegenüber der Bevölkerung, dass der Mindestzinssatz 
diskutabel sein könnte. 
Auch die Formulierung bezüglich des Einbezugs der Rent­
nerinnen und Rentner ist im Gesetz so moderat, dass sie es 
möglich macht, sinnvolle, vollziehbare Lösungen zu finden. 
In beiden Fällen sagen wir also Ja zur Mehrheit. 

Parmelin Guy (V, VD): Messieurs les rapporteurs ont fort 
bien resume la problematique et nous en sommes mainte­
nant au point ou, apres la pesee d'interets, il convient de se 
determiner sur l'ensemble des mesures proposees, et en 
ayant surtout a l'esprit leurs effets potentiels. Pour nous, la 
solution imaginee a l'article 65b alinea 3 lettre c par le Con­
seil des Etats s'ecarte de la volonte exprimee par le gouver­
nement d'avoir a d1sposition des caisses tout un arsenal de 
dispositions permettant aux organes dirigeants de ces cais­
ses de prendre differentes mesures visant a autoriser un as­
sainissement de leur situation dans un laps de temps donne 
et sous contröle - il taut le rappeler - de l'organe de sur­
veillance. 
Si l'on suit le Conseil des Etats, on introduit deux cauteles: la 
premiere limite a cinq ans maximum la possibilite d'intro­
duire une remuneration inferieure au taux minimum et la 
deuxieme, plus restrictive, introduit un ordre de priorite dans 
l'application des mesures preconisees, faisant de cette re­
muneration inferieure au taux minimum en quelque sorte 
une mesure ultime a mettre en oeuvre lorsque toutes les 
autres auront montre leur insuffisance a redresser la situa­
tion. Malgre ces cauteles, je vous invite a suivre la proposi­
tion de minorite, et donc la solution issue du Conseil des 
Etats, en depit du fait qu'elle a pour inconvenient majeur 
d'affaiblir l'ensemble du dispositif visant a permettre un as­
sainissement «en douceur» des caisses se trouvant en diffi­
culte. 
En ce qui concerne l'article 65b alinea 4, je vous invite a 
soutenir aussi la proposition de minorite et donc celle du 
Conseil des Etats pour les raisons evoquees a cette tribune 
la semaine derniere, a savoir la difficulte pratique de consul­
ter de maniere appropriee les beneficiaires de rente, sans 
prendre le risque de leur accorder en quelque sorte un 
quasi-droit de codec1sion. En plus, le texte de l'article lui­
meme lim1te de maniere drastique la mise a contribution de 
ces beneficiaires de rente en imposant de solides restric­
tions a l'application des mesures les concernant. 
Si vous faites une appreciation de toutes les mesures adop­
tees jusqu'1ci dans le cadre de ce projet de loi, vous vous 
apercevrez que ce sont essentiellement les actifs qui sont 
touches prioritairement et si, en plus, vous vous ralliez tout a 
l'heure au compromis propose par le Conseil des Etats a 
l'article 65b alinea 3 lettre c, vous renforcerez encore cette 
tendance. 
Je vous prie donc une nouvelle fois de bitter cet alinea 4 et 
de suivre la aussi la proposition de la minorite et le Conseil 
des Etats. 

Rechsteiner Paul (S, SG): Wir biegen jetzt in der Differenz­
bereinigung mit dem Ständerat in die Schlussrunde des Ka­
pitels Sanierungsmassnahmen ein. Gesamthaft kann man 
feststellen, dass gegenüber dem, was der Bundesrat den 
Versicherten, unter ihnen Rentnerinnen und Rentner, ur­
sprünglich zumuten wollte, die Formulierungen inzwischen 
doch schon sehr viel vernünftiger lauten und mit Blick auf die 
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Ziele der beruflichen Vorsorge besser ausgestaltet sind. Na­
mentlich besteht bei den Rentnerinnen- und Rentnerbeiträ­
gen keine Differenz mehr. 
Bezüglich der Differenz, die beim Mindestzinssatz besteht, 
möchte ich Sie im Namen der SP-Fraktion einladen, eben­
falls der Mehrheit zu folgen. Es geht bei dieser Bestimmung 
darum - wie die Kommissionssprecher erläutert haben -, 
dafür zu sorgen, dass das verfassungsmässige Leistungs­
ziel der beruflichen Vorsorge bei den Erwerbstätigen ge­
währleistet werden kann. Es kann nicht angehen, mit dieser 
Sanierungsvorlage dieses Leistungsziel zu beeinträchtigen. 
Bei allen Relativierungen, die durch den Ständerat vorge­
nommen worden sind: Mit seiner Bestimmung würde das 
Leistungsziel beeinträchtigt. Es ist wichtig, dass die berufli­
che Vorsorge ihre Rolle als zweite Säule, wie es in der Ver­
fassung vorgeschrieben ist, auch in Zukunft einhalten kann. 
Noch einmal muss daran erinnert werden, dass die Sanie­
rungsmassnahme beim Mindestzins auch insoweit schwer­
wiegend ist, als die Arbeitgeber hier nicht mit einbezogen 
werden. Diese Massnahme geht ausschliesslich zulasten 
der Beschäftigten. 
Das vielleicht wichtigste Argument mit Blick auf die Verhält­
nismässigke1t dieser Massnahme ist schliesslich der Um­
stand, dass der Mindestzins nach den Beschlüssen, nach 
den Debatten, die wir hier hatten, ausserordentlich vorsichtig 
angesetzt wird. Er ist, mit Blick auf die Lage der Pensions­
kassen, tief angesetzt worden. Wenn es aber so ist, dass 
der Mindestzins bereits ein derart tiefes Niveau hat - mit 
Blick auf die Lage der Pensionskassen, um ihnen Zeit zu ge­
ben, sich zu erholen -, dann kann es nicht angehen, dass 
dieser Zins bei einzelnen Kassen noch unterschritten wird. 
Ich möchte Sie deshalb einladen, in erster Linie der Fassung 
der Mehrheit zu folgen, dann - wenn die Mehrheit wider Er­
warten nicht Mehrheit bleiben sollte - eventuell dem Antrag 
Borer, nicht aber dem Antrag der Minderheit zuzustimmen. 

Fasel Hugo (G, FR): Die grüne Fraktion wird für die Mehr­
heit stimmen. Dafür gibt es drei Gründe: 
1. Wir dürfen festhalten, dass der Nationalrat bei der ersten 
Runde die Argumente dafür, dass wir den Mindestzinssatz 
zur Sanierung der Pensionskassen nicht unterschreiten sol­
len, gut abgewogen hat. Dazu gehört, dass wir bereits heute 
1m Bereich des Überobligatoriums Nullrunden fahren kön­
nen. Das heisst, wir haben bereits ein zentrales Instrument 
ausgeschöpft. Es ist deshalb nicht notwendig, dass wir auch 
noch im obligatorischen Teil zusätzliche Herabsetzungen 
des Mindestzinssatzes zulassen, dies umso mehr, als die al­
lermeisten Pensionskassen umhüllende Kassen sind. Das 
heisst, sie verfügen auch über ein Überobligatorium. 
2. Der Mindestzinssatz ist auch immer ein Mindeststandard. 
Wer deshalb Wettbewerb will, soll auch dafür sorgen, dass 
dieser Mindeststandard erhalten bleibt, denn damit müssen 
sich unter Umständen schlechte Kassen auch einmal über­
legen, ob sie ihr Geschäft fortführen oder eine andere Lö­
sung treffen wollen. 
3. Zum Begriff Mindeststandard: Es geht bei den Pensions­
kassen und im ganzen Geschäft mit der zweiten Säule 
schliesslich darum, dass wir Sicherheiten schaffen. Es darf 
nicht so sein, dass wir plötzlich beginnen, bei der Maschine 
der zweiten Säule an allen Schrauben zu drehen. Die zweite 
Säule braucht Garantie, sie braucht Gewissheit, sie darf 
nicht zu einem Instrument der Beliebigkeit werden. 
Deshalb bitte ich Sie, der Mehrheit zuzustimmen. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Le Conseil federal a 
touiours d1t que, lorsqu'il s'agit d'assain1r des caisses de 
pension qu1 sont en difficulte parce qu'elles n'ont pas un 
taux de couverture suffisant, il faul avoir une large palette de 
moyens a disposition, tout simplement pour repondre a des 
imperatifs d'equite, d'efficacite et de duree. C'est pour cela 
que, parmi les instruments que nous proposons, il y a la pos­
sibilite de «depasser par le bas» le taux d'interet minimal qui 
a ete fixe. 
II laut rappeler que les d1spositions legales en la matiere 
nous imposeront de fixer des l'an prochain le taux d'interet 

minimal en fonction du marche seulement. Nous ne pour­
rons plus tenir compte, comme nous l'avons fait ces dernie­
res annees, de la situation des caisses. Par consequent, 
cette souplesse, qui a permis l'an passe et cette annee de 
fixer le taux d'interet «au plancher de ce qui est raisonnable» 
et qui a ainsi permis a des caisses de degager des surplus 
qui leur permettent de voir l'avenir avec plus de confiance -
se rapprocher du taux de couverture de 100 pour cent, mais 
auss1 reconstituer des reserves de teile sorte qu'elles puis­
sent prendre des risques, et lorsqu'on prend des risques, on 
a aussi une chance de faire des gains supplementa1res -, 
cette souplesse n'existera plus. 
Faut-il maintenir une disposition permettant de fixer le taux 
d'interet en dessous du taux d'interet minimal? Nous pen­
sons que c'est juste et que c'est dans l'interet meme des as­
sures! Les interets des assures ne sont pas contraires a 
ceux des caisses. On peu! accroTtre l'opposition entre les 
assures et les caisses lorsque ceux-ci sont affilies aupres de 
societes d'assurances, ma1s dans le cas des caisses auto­
nomes, les interets des assures sont profondement lies a 
ceux des caisses. La gestion de ces caisses est paritaire, ce 
qui veut dire que les representants des travailleurs sont 
egaux en nombre aux representants des employeurs, et ils 
ont tous 1nteret a ce que les choses se passen! le m1eux 
possible. Alors, personne ne decidera d'abaisser le taux 
d'interet minimal sans qu'il y ait des raisons extremement 
fortes de le faire. Mais 11 y a des cas ou cela est preferable a 
une augmentation des cotisations, qui signifie baisse reelle 
de revenu pour les travailleurs ou versement d'un supple­
ment de cotisation par l'employeur, versement qui, dans cer­
taines circonstances de crise, n'est pas possible sans 
compromettre l'avenir de l'entreprise. 
En conclusion, tous les arguments sont connus. Nous 
aurions souhaite la possibilite la plus simple, celle qui etait 
prevue dans le projet du Conseil federal. Aujourd'hui, en po­
litique reelle, il n'y a que deux solutions qui sont susceptibles 
de reunir une majorite dans les deux chambres: soit la solu­
tion du Conseil des Etats, soit la solution du Conseil natio­
nal. Pour les raisons que j'ai indiquees maintenant, nous 
soutenons avec conv1ction la solution du Conseil des Etats. 
En d'autres circonstances, on aurait pu imaginer une solu­
tion Borer; mais au stade de procedure ou nous nous trou­
vons, il me parait difficile de soutenir une teile solution. II taut 
donc que tous ceux qui croient que cet instrument est ne­
cessaire soutiennent la solution du Conseil des Etats. 
Si la majorite devait l'emporter, il y aura conference de con­
ciliation. Nous esperons que, a la fin, on aura quand meme 
cette possibilite dans l'interet des assures, dans l'interet des 
caisses autonomes et dans l'interet simplement de la bonne 
gest1on du systeme. 
En ce qui concerne l'autre divergence, celle qui a rapport a 
l'information des beneficiaires de rente en cas de mesures 
qui les touchent, je crois qu'il est exact de dire que la formu­
lation du Conseil national peut poser quelques problemes. 
Mais ce ne sont pas des problemes insurmontables, et nous 
ne voyons pas la necessite de creer un conflit a ce sujet. 
C'est un point qui nous paraft secondaire et sur lequel le 
Parlement peu! se decider; nous pouvons vivre avec les 
deux solut1ons. 
Par contre sur l'autre probleme, il nous paraft important et 
necessaire d'avoir la mesure possible du depassement par 
le bas du taux d'interet minimal, raison pour laquelle nous 
vous invitons a soutenir le Conseil des Etats. 

Beck Serge (RL, VD): Monsieur le conseiller federal, est-ce 
que vous pouvez infirmer le fait que si l'on recourt a cette 
mesure de servir un taux d'interet inferieur au taux minimum 
dans une caisse a primaute de prestations, on accroft le de­
couvert? 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Le probleme de pri­
maute de prestations des caisses est evidemment un pro­
bleme en soi et finalement on n'augmente pas le decouvert, 
parce que la plupart des caisses sont en primaute de cot1sa-
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tions. II n'y a pas «decouvert» au sens technique du terme, il 
y a une garantie d'un Etat de couvrir ce qui manque. Alors si 
l'on se met a donner un taux d'interet plus bas, c'est prati­
quement la garantie de la collectivite publique qui sera da­
vantage sollicitee! Je crois qu'il n'y a pratiquement plus 
aucune caisse dans le secteur prive qui est en primaute de 
prestations. 

Robbiani Meinrado (C, Tl), pour la commission: Tres brie­
vement, car on finit parse repeter. Je me limite a la question 
du taux d'interet. II faut souligner qu'on touche Ja au coeur 
meme de la prevoyance professionnelle obligatoire. L.:enjeu, 
c'est le but meme de cette prevoyance, c'est-a-dire de ga­
rantir une rente minimale qui puisse etre prev1sible autant 
que possible. 
Si l'on accepte la proposition de minorite Borer, on ouvre 
une breche, car on tiendrait compte des imprevus sur le 
marche financ1er. II ne faut pas oublier que, a c6te de ces im­
prevus, il y en a d'autres deja qui trappen! directement les 
assures; il est question des imprevus du marche du travail. 
De plus en plus de travailleurs et de trava1lleuses connais­
sent des penodes d'inactivite - choisies ou pas, comme le 
ch6mage ou bien l'interruption pour des motifs familiaux. lls 
connaissent aussi des periodes de trava1I ou la remuneration 
de cette activite ne permet pas de cotiser en faveur de la 
prevoyance professionnelle. Donc, si l'on cumule les conse­
quences des imprevus des marches financiers avec les con­
sequences de l'instab1lite du marche du trava1I, on finit vrai­
ment par mettre en danger le but meme de la prevoyance 
professionnelle. 
J'aimerais souligner egalement qu'on se trouve ici unique­
ment a l'interieur du cadre obligatoire de la prevoyance pro­
fessionnelle, un cadre qui devrait etre intangible et defendu. 
Nous avons deja la possibilite d'intervenir au niveau du taux 
d'interet pour tout ce qui depasse le minimum de la LPP. 
Mais en ce qui concerne le minimum LPP, il faul vraiment 
garder le plus possible les cnteres centraux qui permettent 
de garantir d'atteindre le but final de la prevoyance meme. 
J'ai deja rappele que le taux d'interet participe dans la me­
sure d'a peu pres un tiers a la constitution du capital final, 
sur la base duquel on calcule ensuite les rentes. 
Si donc on intervient avec le taux d'interet sur la constitution 
meme de ce capital, on touche evidemment a la rente finale. 
On finit ainsi par augmenter les motifs de manque de con­
fiance vis-a-vis du deuxieme pilier, qui sont malheureuse­
ment deja assez nombreux ces dernieres annees. 
Je vous invite donc a suivre la proposition de la majorite de 
la commission, tant sur le taux d'interet (al. 3 let. c) que sur 
la consultation des beneficiaires de rentes (al. 4). 

Rechsteiner Rudolf (S, BS), für die Kommission: Sie haben 
gehört, dass sich die Positionen nicht wesentlich verschoben 
haben. Bei den Kürzungen des Mindestzinses geht es wirk­
lich um den Kern des verfassungsmäss1gen Leistungsziels 
im BVG. Auch eine auf fünf Jahre befristete Kürzung des 
Mindestzinses führt zu einer Einbusse bei den Leistungen 
im Rahmen von 10 bis 15 Prozent - selbst bei tiefen Zinssät­
zen - bei älteren Arbeitnehmern. Es geht also um sehr sub­
stanzielle Kürzungen. Wir befinden uns hier in einem 
gesetzlichen Obligatorium, es geht um einen Pflichtbeitrag. 
Bei einer Bank haben Sie auch keine Freude, wenn die Bank 
in Schwierigkeiten kommt und Sie rückwirkend die Zinsen 
von fünf Jahren auf dem Sparbuch verlieren. Umso weniger 
ist dies angängig in einer obligatorischen Sozialversiche­
rung. Ein weiterer Grund, den Mindestzins nicht zu kürzen, 
liegt darin, dass die Arbeitgeber hier nicht an den Kosten der 
Sanierung beteiligt werden, aber faktisch eben häufig bei der 
Anlagepolitik die Federführung haben. Es geht also auch 
darum, die Arbeitgeber einzubinden und an der Sanierung 
zu beteiligen, damit sie sich auch für eine verantwortungs­
volle Anlagepolitik einsetzen. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, der Version der Mehrheit zu 
folgen und an der bereits beschlossenen Lösung festzuhal­
ten. 
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Abs. 3 Bst. c - Al. 3 /et. c 

Erste Abstimmung - Premier vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 92 Stimmen 
Für den Antrag Borer .... 90 Stimmen 

Zweite Abstimmung - Oeuxieme vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 95 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 87 Stimmen 

Abs. 4 -Al. 4 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 97 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 83 Stimmen 

03.075 

Sechste EU-Rahmenprogramme 
(2002-2006). Wissenschaftliche 
und technologische Zusammenarbeit 
Sixiemes programmes-cadres de l'UE 
(2002-2006). Accord de cooperation 
scientifique et technologique 

Erstrat - Premier Conseil 
Botschaft des Bundesrates 26.11.03 (881 2004 261) 
Message du Conseil federal 26.11.03 (FF 2004 227) 

Nationalrat/Conseil national 11.03.04 (Erstrat - Premier Conseil) 

04.3002 

Motion WBK-NR (03.075). 
Dringende Aufstockung 
des Verpflichtungskredites 
für die Finanzierung 
der Beteiligung der Schweiz 
am sechsten Rahmenprogramm der EU 
Motion CSEC-CN (03.075). 
Relever d'urgence 
le credit d'engagement 
destine a financer 
la participation de la Suisse 
au sixieme programme-cadre de l'UE 

Einre1chungsdatum 19.02.04 
Date de depöt 19 02 04 

Nationalrat/Conseil national 11 03.04 

Riklin Kathy (C, ZH), für die Kommission: Wir behandeln 
heute ein recht kompliziertes Geschäft, das uns bereits 
~inmal beschäftigt hat. Es geht um die Genehmigung des 
Ubereinkommens über die wissenschaftlich-technische Zu­
sammenarbeit im Hinblick auf die Beteiligung der Schweiz 
an den sechsten EU-Forschungsprogrammen. 
Die WBK hat an ihrer Sitzung vom 19. Februar dieses Jah­
res die Botschaft über die Genehmigung des Übereinkom­
mens über die wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 
im Hinblick auf die Beteiligung der Schweiz an den sechsten 
EU-Rahmenprogrammen eingehend diskutiert und einstim­
mig gutgeheissen. 
Einen grossen Teil unserer Zeit haben wir den aktuellen 
Budgetschwierigkeiten gewidmet. Es gibt grosse Probleme 
bei der Finanzierung von Schweizer Beteiligungen an Pro­
jekten der sechsten EU-Rahmenprogramme, die im Jahre 



03.3642 Conseil des Etats 

par Monsieur Jenny. Elle pose beaucoup de problemes que 
nous ne pouvons pas resoudre aujourd'hui. 
Finalement, dans le passe, nous aunons accepte la transfor­
mation de cette motion en postulat. Aujourd'hui, nous de­
vons dire oui ou non! Et alors nous sommes obliges de dire 
non, puisque nous sommes entres dans une ere digitale. 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme der Motion .... 15 Stimmen 
Dagegen .... 12 Stimmen 

03.3642 

Interpellation Jenny This. 
Sport senkt Gesundheits­
und Sozialkosten 
Interpellation Jenny This. 
Les activites sportives diminuent 
les coüts de la sante et du social 

E1nre1chungsdatum 18 12 03 
Date de depöt 18.12.03 

Standerat/Conseil des Etats 17 03 04 

Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Der Interpellant be­
antragt eine kurze Diskussion. - Sie sind damit einverstan­
den. 

Jenny This (V, GL): Ich möchte hier kurz darauf eingehen 
und mitteilen, dass ich in diesem Fall mit der Antwort des 
Bundesrates sehr zufrieden bin. Ich habe teilweise auch 
Fragen gestellt, auf die ich die Antwort bereits kannte, aber 
das ist ja bei Politikern nichts Aussergewöhnliches. 
Immerhin ist mir mit diesem Bericht in einer Studie bestätigt 
worden, dass mit dem Sport die Gesundheitskosten unter 
dem Strich um gegen 3,2 Milliarden Franken pro Jahr redu­
ziert werden können. Dies selbst dann, wenn man berück­
sichtigt, dass der Sport - das sagen ja alle, die keinen Sport 
betreiben - durch Unfälle selbstverständlich auch Kosten 
verursacht; der Sport verursacht tatsachlich Kosten von ge­
gen 1, 1 Milliarden Franken pro Jahr. Selbst wenn man dies 
berücksichtigt, reduziert der Sport die Gesundheitskosten 
um 3,2 Milliarden Franken pro Jahr. Das ist in diesem Be­
richt einmal mehr bestätigt worden. Aus diesem Blickwinkel 
ist eine umfassende Prävention sicher gerechtfertigt. Ob die 
angedrohte Reduktion der obligatorischen Turnstunden die­
ser Prävention dienen würde, wage ich zu bezweifeln - das 
ist eine andere Frage. Aber mit der Antwort des Bundesrates 
und seiner Chefbeamten bin ich in dieser Frage sehr, sehr 
zufrieden. Ich bin überzeugt, dass wir in die richtige Rich­
tung gehen. 

Hess Hans (RL, OW): Im dritten Punkt seiner Antwort führt 
der Bundesrat aus, dass eine verwaltungsinterne Lösung in 
der Form einer Fachstelle gewählt werde, die unter Beizug 
des Baspo 1m SAG geführt werde, um den Fonds zu verwal­
ten. Weiter führt der Bundesrat aus, dass damit eine spätere 
verwaltungsexterne Lösung, z. 8. in Form einer Stiftung, als 
Option we1terh1n offen bleibe. 
Ich erlaube mir hier, dem Bundesrat zu empfehlen, dass er 
darauf verzichtet, neue Lösungen bzw. neue Strukturen zu 
schaffen, um die Verwendung der Fondsmittel zu regeln. 
Solche Lösungen verursachen zusätzliche Kosten. Wir müs­
sen darauf achten, dass die Gelder möglichst ungeschmä­
lert dem Sport bzw. der Prävention zukommen und nicht 
durch Verwaltungsaufwendungen absorbiert werden. 
Wir haben bereits die Strukturen, um diese Gelder richtig zu­
zuweisen. Ich denke hier an die Swiss Olympics in Zusam­
menarbeit mit dem Baspo. Bei der Umsetzung der Motion 
zur Förderung der Sportmittelschulen wurde auch auf diese 
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Institutionen zurückgegriffen. Es wurde hier sehr effizient 
und sehr sachdienlich gehandelt. Das muss auch beim vor­
liegenden Fonds gleich erfolgen. Deshalb ersuche ich den 
Bundesrat, hier auf verwaltungsexterne Lösungen zu ver­
zichten. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Je n'ai rien a ajouter. 
J'ai pris note de !'interessante et courte discussion qui a eu 
lieu. 

03.060 

Berufliche Vorsorge. 
Sanierungsmassnahmen 
Prevoyance professionnelle. 
Mesures d'assainissement 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 19.09.03 (BBI 2003 6399) 
Message du Conseil federal 19 09 03 (FF 2003 5835) 

Standerat/Conse1I des Etats 04.12.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nat1onalrat/Conse1I national 01.03.04 (Zweitrat - Deux1eme Conseil) 

Standerat/Conseil des Etats 09 03 04 (Differenzen - D1vergences) 

Nat1onalrat/Conse1I national 11.03.04 (Differenzen - D1vergences) 

Standerat/Conseil des Etats 17.03.04 (Differenzen - D1vergences) 

Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlasse­
nen- und lnvalidenvorsorge 
Loi federale sur la prevoyance professionnelle vieil­
lesse, survivants et invalidite 

Art. 65b Abs. 3 Bst. c 
Antrag der Mehrheit 
Festhalten 

Antrag der Minderheit 
(Fetz, Brunner Christiane, David, Stähelin) 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 65b al. 3 let. c 
Proposition de la majorite 
Maintenir 

Proposition de /a minorite 
(Fetz, Brunner Christiane, David, Stähelin) 
Adherer a la decision du Conseil national 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Leider muss ich 
Ihnen mitteilen, dass die zwei Differenzen, die noch offen 
waren, immer noch bestehen und wir uns in der Frage der 
beruflichen Vorsorge wahrscheinlich einer Einigungskonfe­
renz nähern. Die zwei Differenzen sind diejenigen, die unse­
ren Rat schon letztes Mal beschäftigt haben: nämlich 
einerseits die Frage des Mindestzinses und anderseits die 
Frage der Mitsprache der Rentnerinnen und Rentner. 
Beim Mindestzins ist die Mehrheit Ihrer Kommission der 
Meinung, wir sollten an unserem Beschluss der letzten Sit­
zung festhalten. Dieser Beschluss besagt, dass der Mindest­
zins, wenn wir von den heutigen 2,5 Prozent ausgehen, 
reduziert werden kann, allerdings nur unter zwei Konditio­
nen. Kondition eins: Eine Reduktion darf höchstens fünf 
Jahre dauern. Kondition zwei: Die Reduktion des Mindest­
zinses kommt nur als dritte Massnahme in Betracht. Das 
heisst, zuerst kommt die Massnahme nach Buchstabe a, ge­
mäss der die Beiträge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
anzupassen sind, dann kommt die Massnahme nach Buch­
stabe b, gemäss der im Sanierungsfall bei den Rentnern al­
lenfalls Anpassungen vorzunehmen sind. Erst an dritter 
Stelle kommt nach unserer Vorlage die Möglichkeit, den Min­
destzins zu reduzieren. 
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Der Nationalrat hat erneut beschlossen, diese Reduklions­
mögllchkeit des Mindestzinses zu streichen. Ich muss Ihnen 
sagen - wir haben das das letzte Mal schon diskutiert -: 
Diese Regel bezieht sich faktisch auf das Obligatorium, das 
heisst auf die Mindestrente. Der nationalrätliche Entscheid, 
die Streichung, bedeutet nicht, dass nach der nationalrätli­
chen Fassung überhaupt keine Reduktion auf der Zinsseite 
möglich wäre. Sie wäre einfach nicht mehr möglich, wenn es 
um das Obligatorium geht. Dort wäre die Reduktion des Min­
destzinses nicht mehr möglich. 
Die Kommissionsmehrheit möchte, dass auch dort, wo es 
um das Obligatorium geht, noch eine Reduktion des Min­
destzinses möglich 1st. Wenn wir das in Zahlen umsetzen: 
Das Obligatorium betrifft Monatsrenten 1n der Grössenord­
nung von 1000 Franken. 
Der Entscheid zugunsten von Festhallen ist mit 7 zu 4 Stim­
men bei 3 Enthaltungen gefällt worden. 

Fetz Anita (S, BS): Ich bitte Sie, dem Beschluss des Natio­
nalrates zuzustimmen und auch bei Sanierungsfällen im ob­
ligatorischen Bereich die Mindestverzinsung von heute ja 
sehr konservativen 2,25 Prozent nicht zu unterschreiten, 
und zwar erstens aus grundsätzlichen Überlegungen und 
zweitens aus Überlegungen in Bezug auf die individuellen 
Personen, die das betrifft. 
1. Zu den grundsätzlichen Überlegungen - der Komm1ss1-
onssprecher hat es schon angetönt -: Wir leg1ferieren hier 
ausschliesslich im obligatorischen Bereich des BVG, und 
dort muss unserer Meinung nach der Mindestzinssatz ga­
rantiert bleiben. Es handelt sich hier meiner Meinung nach 
auch um einen Pflichtbeitrag in einer Sozialversicherung, die 
auch verfassungsmässig garantiert ist, wo es ein Leistungs­
ziel für das BVG gibt, das verfassungsmässig garantiert ist. 
Das sind die zwei hauptsächlichen grundsätzlichen Überle­
gungen. Kurz zusammengefasst könnte man auch sagen: 
Hände weg vom Mindestzinssatz, auch in schwierigen Situa­
tionen, sonst wird er nämlich «durchlöchert», und es könnte 
ein Präzedenzfall daraus werden! 
2. Zu den Überlegungen aus Sicht der potenziell Betroffe­
nen: In diesem Bereich handelt es sich ja um Pensionskas­
sen, die in der überwiegenden Zahl eher niedrige Löhne, 
eher kleine Einkommen versichern. Wenn wir gemäss dem 
Mehrheitsantrag unserer Kommission das Kaskadensystem 
wählen, werden die Versicherten eigentlich zweimal zur 
Kasse gebeten: einmal bei den Buchstaben a und b als Ar­
beitnehmer oder als Rentner und dann nochmals beim 
Buchstaben c, sollte diese Bestimmung in Kraft gesetzt wer­
den, wenn man also den Mindestzinssatz reduzierte. Mir 
scheint das in diesem Bereich, wo so kleine Einkommen und 
Renten die Regel sind, ungerecht. 
Aus grundsätzlichen Überlegungen, aber auch aus Überle­
gungen 1n Bezug auf die Betroffenen, bitte ich Sie, dem Min­
derheitsantrag zuzustimmen. 

Brunner Christiane (S, GE): Dans cette d1scuss1on, il y a a 
mon avis deux sortes de confusions. l.:une - on l'a dit deux 
fois, au nom de la majorite et de la minorite -, c'est qu'on se 
situe uniquement dans le domaine obligatoire, et pas dans le 
domaine surobligatoire. 
J'ai vu en commission ce matin qu'il y a quand meme une 
confusion quand on presente des chiffres de rentes qui cor­
respondent nettement au domaine surobl1gatoire, avec des 
rentes relativement importantes, en d1sant que la reduction 
du taux min1mum n'a pas tellement d'effets sur le niveau de 
la rente. En fait, on ne se situe pas dans le bon registre de 
rentes. II y a moyen d'assainir les caisses, des qu'elles sont 
dans le doma1ne surobligatoire, en diminuant le taux. C'est 
en general dans ces caisses-la que c'est necessaire, et cela 
touche des rentes superieures, comme la demonstration 
nous en a ete faite ce matin, auquel cas on peut estimer que 
c'est peut-etre envisageable. 
Mais la, on se trouve dans un autre domaine, et la quest1on 
n'est pas simplement posee de savoir si les gens preferent 
ne pas avoir de cotisation supplementa1re, c'est-a-dire ga-
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gner autant qu'avant; ou avoir une rente diminuee. Lorsqu'1ls 
se trouvent dans la situation en tant qu'actifs et qu'on leur 
propose une diminution de salaire, ils vont dire non! Et puis, 
si on leur proposa1t d'abolir le deuxieme pilier, ils diraient oui! 
Parce que c;:a augmenterait leur salaire reel. Mais en fait, 
c'est ensuite, a la retraite, que les revenus sont insuffisants. 
Lorsqu'on est a la limite du revenu minimum pour vivre, on 
considere sa situation du moment, et pas sa situation future. 
Donc, je crois que partir simplement de l'idee que les gens 
a1ment mieux avoir une retraite inferieure plutöt que de 
payer des cotisations supplementaires, c'est quelque chose 
qui n'est pas necessairement juste, a terme. 
Et enfin, le dernier argument, quand meme, c'est que dans 
le proJet du Conseil federal, on ne plafonne pas la reduction 
possible par rapport au taux m1nimum. On ne sait pas de 
combien il sera ni l'annee prochaine, ni dans les annees a 
venir, mais on pourrait envisager un taux versa de 0,25 ou 
de 0,5 pour cent; cela correspondrait tout a fa1t a la disposi­
tion teile qu'elle est proposee par le Conseil federal. Et on 
aurait a ce moment-la aussi des repercussions massives 
pour les retraites au moment ou ils arrivent a l'äge de la re­
traite, notamment pour toutes celles et ceux qui se trouvent 
dans la tranche d'äge la plus proche de la retraite. 
Je crois que nous serions bien av1ses de su1vre sur ce point 
le Conseil national et de bitter cette disposition. 

Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Eine Korrektur zu­
handen des Amtlichen Bulletins: Das Ergebnis in der Kom­
mission war 7 zu 4 Stimmen bei 1 Enthaltung und nicht bei 
3 Enthaltungen, sonst hätte die Kommission in Vierzehner­
besetzung getagt, und das kann nicht sein. 

Kuprecht Alex (V, SZ): Ich habe bereits das letzte Mal fest­
gehalten, dass es ja primär um die autonomen Kassen geht. 
Bei den Sammelstiftungen darf ja keine Unterdeckung be­
stehen, und somit ist ein Sanierungsfall dort auch nicht an­
zutreffen. 
Man muss sich überlegen, welche Alternativen man hat, 
wenn man die dritte und letzte Massnahme nicht trifft, die ja 
im Prinzip im Werst Gase getroffen wird. Die Alternative 
würde einfach darin bestehen, dass die entsprechenden Ab­
züge, die ja gemäss den Buchstaben a und b machbar sind, 
einfach noch höher ausfallen müssten. Die Konsequenz der 
noch höheren Abzüge wäre, dass Bürgerinnen und Bürger, 
natürlich Familienväter, aktuell mit ihren Lohnabrechnungen 
pro Monat noch weniger in ihrem Geldbeutel hätten. Das 
kann meines Erachtens auch keine gute Alternative sein. 
Ich habe heute Morgen in der SGK versucht, mit einem Bei­
spiel aufzuzeigen, dass eben die maximal fünfjährige Ab­
zugsmöglichkeit nicht unbedingt so gravierend ist. Eine Un­
terschreitung von 0,25 Prozent würde ungefähr bedeuten, 
dass am Ende des Arbeitslebens, also im Alter von 65 Jah­
ren, etwa um 2 Prozent tiefere Monatsrenten entstehen wür­
den. Ich bin allerdings von einem recht hohen Alterskapital 
ausgegangen, von einer halben Million Franken. Jetzt: Je 
tiefer das Alterskapital im Alter von 65 Jahren ist, desto tiefer 
wird die Reduktion ausfallen. Ich möchte deshalb nochmals 
festhalten: Es geht im Prinzip um eine marginale Reduktion; 
wenn sie bei Jüngeren gemacht werden müsste, könnte sie 
mit der Zeit, also bis zum Alter von 65 Jahren, in Form von 
Überschussanteilen oder Gutschriften aus dem Bereich von 
Arbeitgeberreserven wieder ausgeglichen werden. 
Ich möchte Sie deshalb bitten, dem Antrag der Mehrheit zu­
zustimmen und am Beschluss unseres Rates festzuhalten. 

Stähelin Philipp (C, TG): Sie sehen, dass wir in der Kom­
mission heute Morgen nicht wesentlich weitergekommen 
sind, sondern dass die Standpunkte noch ziemlich unverän­
dert sind. Weshalb das? 
Ich glaube, man muss sich immer wieder vor Augen halten, 
dass wir bei der Mindestzinsfrage nur vom Obligatorium 
sprechen, nur vom obligatorischen Pfeiler, und dies nur bei 
den autonomen Kassen. Faktisch bedeutet das, dass nur so 
genannte Minimalkassen betroffen sind. Bei den umhüllen-



03.060 Conseil des Etats 

den Versicherungen. im überobligatorischen Teil, kann jage­
kürzt werden. 
Wir sprechen nur von diesem Bereich, und auch heute kann 
mir niemand sagen, wer denn effektiv betroffen ist. Auch 
heute morgen haben wir hier nichts weiter Erhellendes ge­
hört. Wir sprechen, wir diskutieren also etwas um des Kai­
sers Bart. Wir wissen gar nicht, wer überhaupt faktisch je 
betroffen ware. Etwas ist aber klar: Es sind wenige. 
Und nun kommt das Problem: Für wenige Fälle, die über­
haupt konkret eintreten werden, opfern wir hier ein Prinzip 
und stellen den gesetzlich garantierten Mindestzins, ein ent­
scheidendes Rad in der Gesamtmechanik BVG, infrage. 
Und das ist der Punkt: Wollen wir tatsächlich das Vertrauen 
in die BVG-Regelungen schwächen. indem wir hier eine ge­
setzliche Garantie wieder durchbrechen? Ich meine, das 
lohne sich nicht. Wir müssen dafür sorgen, dass das Ver­
trauen 1m Volk wiederhergestellt wird; das Vertrauen, das 
unsere drei Säulen schlussendlich festigt und hält. 
Ich bitte Sie deshalb, mit der Minderheit zu stimmen. 

Heberlein Trix (RL, ZH): Wir haben bei dieser Vorlage eine 
klare Ausgangslage: Wie können wir die Kassen sanieren? 
In der ersten Runde der Differenzbereinigung sind wir den 
Minderheiten sehr stark entgegengekommen, indem wir 
eine Kaskade der Massnahmen festgelegt und die Reduk­
tion des Mindestzinses als dritte und überhaupt letzte Mass­
nahme aufgenommen haben. Wir haben also da schon 
einen grossen Schritt gemacht. 
Jetzt zum Ausgangspunkt, zur Sanierung der Kassen: Es 
geht nicht um die öffentlichen Kassen, in die wir Steuergel­
der einschiessen können, sondern es geht um die autono­
men Kassen. und das ist ein geschlossener Kreis. Woher 
kommt das Geld? Es kommt entweder von den Beiträgen 
der Bezüger - es kommt dann von den Arbeitgebern oder 
Arbeitnehmern -. oder wir müssen Leistungskürzungen in 
Kauf nehmen. Das sind alle Möglichkeiten. Die Mehrheit ist 
klar der Meinung, dass wir die dritte Möglichkeit eben auch 
mit einbeziehen müssen, denn sie ist die schmerzloseste, 
gerade bei kleinen Einkommen. Wir haben sonst dort eine 
erhebliche Erhöhung von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbei­
trägen, und 1 bis 2 Lohnprozente mehr bringen gerade bei 
kleinen Einkommen eine grosse Belastung. Vielleicht gibt es 
dann, als weitere Möglichkeit, auch während Jahren keine 
Lohnerhöhungen mehr, denn die Betriebe müssen die Kas­
sen sanieren. Es 1st richtig: Es sind wahrscheinlich nicht 
sehr viele, aber wir haben gerade heute von Herrn Brech­
bühl, Vizedirektor des BSV, gehört, dass es mit der Ände­
rung der Regulierung. beispielsweise bei der Zürich­
Versicherung, auch bei Sammelkassen der Fall sein kann 
mit den neuen Möglichkeiten, die sie haben; ich möchte 
diese hier nicht im Detail ausführen. Es geht also in Zukunft 
nicht mehr allein um die autonomen Kassen. 
Ich möchte Sie aus diesem Grund bitten, aus dieser Vorlage 
keine Prestigesache zu machen, weil letztendlich die Sanie­
rung der Kassen für uns im Vordergrund steht. Die Möglich­
keiten sind begrenzt; wir müssen diese Möglichkeiten 
ausnützen. Als letzte Möglichkeit haben wir die Reduktion 
des Mindestzinses während fünf Jahren. Auch das war noch 
eine Bedingung, die letztes Mal auf Antrag eingeführt wurde. 
Ich möchte Sie daher ersuchen, an unserem letzten Ent­
scheid festzuhalten. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Le Conseil federal 
sout1ent la proposition de la majorite. Nous sommes toujours 
d'av1s qu'il taut laisser cette possibilite aux conseils d'admi­
nistration, aux responsables des caisses de pension qu1 doi­
vent affronter un probleme reel. 
Monsieur Stähelin, quand vous dites qu'on supprime une 
garantie legale, qu'est-ce qui est le plus dangereux pour la 
confiance, qu'on supprime dans des cas exceptionnels une 
disposition legale ou que les caisses n'arrivent pas a s'as­
sainir? Finalement. le but supreme, c'est l'assainissement 
des ca1sses et c'est la-dessus que les gens decideront s'ils 
accordent leur confiance ou pas. Parmi les moyens, il y a ce 
moyen-la. 

142 17 mars 2004 

Bien sür que si une caisse depasse les obligations minima­
les, on peut reduire le taux d'interet de la part surobligatoire. 
Mais cette methode, qui est un transfert, a quand meme des 
limites: on prend a un groupe d'assures pour en favoriser 
d'autres et c'est la classe moyenne qui est touchee, alors 
qu'elle est deja largement mise a contribution lorsqu'il s'agit 
de fiscalite et d'autres prestations. II taut donc reflechir en 
termes d'alternative, et, en l'occurrence, la solution reside 
dans la diminution du salaire ou la renonciation par le patron 
a augmenter le salaire parce qu'il doit affecter davantage de 
ressources au paiement des primes d'assurance du 
deuxieme pilier. 
Je ne crois pas qu'il faille peindre le diable sur la muraille et 
pretendre que si on devait «depasser par le bas» le taux 
d'interet minimal, il y aurait des exces. C'est une mesure ex­
tremement impopulaire, une mesure qui est soumise au 
contröle de l'autorite de surveillance, une mesure subsi­
diaire. Toutes les cauteles sont mises pour que, si cette de­
cision doit etre prise, eile ne le soit que dans des cas oü il 
n'y a vraiment pas d'autre solution, pas d'autre alternative. 
Laissez plus de liberte aux responsables des caisses, qui 
ont de lourdes responsabilites, et pour cela soutenez la ma­
jonte. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 21 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 18 Stimmen 

Art. 65b Abs. 4 
Antrag der Kommission 
Festhalten 

Art. 65b al. 4 
Proposition de /a commission 
Maintenir 

David Eugen (C, SG), für die Kommission: Diese Differenz 
betrifft die Frage der Mitsprache von Rentnerinnen und 
Rentnern in den Vorsorgeeinrichtungen im Rahmen der be­
ruflichen Vorsorge. Hier ist die Kommission für Festhalten. 
Festhalten bedeutet, dass sie auf diese Bestimmung ver­
zichten möchte. Das soll nicht bedeuten, dass die Renterin­
nen und Rentner über Dinge, die sie betreffen, nicht klar 
informiert werden sollen. Sie sollen auch klar das Recht ha­
ben, beim Stiftungsrat Stellungnahmen einzugeben und 
auch Vorschläge zu machen. Aber nach unserer Meinung 
können wir in das bestehende System der Pensionskassen 
mit dem paritätischen System nicht ein neues Element ein­
führen, ohne ganz genau zu sagen, was Mitsprache bedeu­
tet: Darf man mitstimmen, darf man nicht mitstimmen, wen 
muss man anhören. 
Ich gebe ein Beispiel: Eine Rentenkasse wie jene der SBB 
mit 20 000 oder 30 000 Rentnern. Wenn Sie «Mitsprache 
der Rentner» ins Gesetz schreiben, müssen Sie sich ganz 
genau überlegen, was das heisst. Es bedeutet einen 
Rechtsanspruch auf Mitsprache bei Reglementsänderun­
gen, die Renten betreffen. Da kann man nicht einfach mit ei­
nem Satz sagen, es bestehe ein solches Mitspracherecht, 
sonst gibt man ein Versprechen ab, das nicht erfüllbar ist. 
Wir sind also der Meinung, dass es auf die Art und Weise, 
wie der Nationalrat das beschlossen hat, schlicht und ein­
fach nicht machbar ist. Wir sehen ein Mitwirken der Rentne­
rinnen und Rentner nach wie vor über ihre allfälligen 
Entsandten im paritätischen Stiftungsrat, sei es auf Arbeitge­
ber- oder auf Arbeitnehmerseite, und in einer klaren und 
sauberen Informationspolitik der Pensionskassen. Wenn 
man den Rentnerinnen und Rentnern ein Recht auf Mitspra­
che im Sinne eines Rechtsanspruchs einräumen muss, 
muss man das ganze Ordnungssystem der BVG-Kassen 
überprüfen und kommt dann insbesondere zur Frage, was 
das für das paritätische System, für die gleiche Vertretung 
von Arbeitgeber und Arbeitnehmer, bedeutet. Ohne Antwort 
auf diese Frage, die hier nicht vorliegt, kann man nicht so 
entscheiden. 

Bulletin officiel de !'Assemblee federale 



17. März 2004 

Wir müssen Ihnen daher empfehlen, an Ihrem Entscheid zu 
Absatz 4 festzuhalten, d. h. diesen Absatz 4 zu streichen. 

Leuenberger Ernst (S, SO): Ich bitte Sie, Herr Präsident, 
folgenden Antrag entgegenzunehmen: Ich beantrage Ihnen 
bei Absatz 4 Zustimmung zum Nationalrat. Als Begründung 
möchte ich anführen, was ich bereits in der letzten Runde 
gesagt habe: Wir können doch nicht gesetzliche Vorschriften 
erlassen, in denen wir festhalten, dass auch Rentenbezüge­
rinnen und -bezüger zu San1erungsmassnahmen beigezo­
gen werden können, und gleichzeitig diesen Rentnerinnen 
und Rentnern null Mitsprache bei diesen Prozessen gewäh­
ren! 
Der Kommissionssprecher hat gesagt, die Mitsprache sei 
nirgends klar umschrieben. Ich erlaube mir immerhin den 
Hinweis auf die Mitwirkungsgesetzgebung des Bundes, wo 
ganz klar unterschieden wird zwischen Mitbestimmung, Mit­
sprache und reiner Information. Mitsprache ist also in unse­
rer Gesetzgebung kein undefinierter Begriff und bedeutet 
ganz eindeutig nicht Mitentscheidung. Mitsprache bedeutet 
also zum Beispiel nicht vollberechtigte Einsitznahme in ei­
nem Stiftungsrat. Sie bedeutet aber eine vertiefte Anhörung 
und eine Auseinandersetzung mit den Begehren der betrof­
fenen Rentnerinnen und Rentner. 
Wir haben es das letzte Mal gesagt, und ich bin dem Kom­
missionssprecher dankbar, dass er wieder auf die Parität der 
Vertretung bei den Stiftungsräten hingewiesen hat. Das soll 
durchaus so bleiben; das ist vernünftig. Aber es wäre nicht 
unvernünftig, wenn wir von hier aus mindestens die Kassen 
darauf aufmerksam machen würden, dass es nicht ganz ab­
wegig wäre, wenn sie beiden Seiten empfehlen würden, in 
ihren Gremien auch die Rentneranliegen zu berücksichti­
gen. Theoretisch kann das passieren, indem man einen 
pensionierten Arbeitnehmer zum Arbeitnehmervertreter oder 
indem man einen pensionierten Vizedirektor zum Arbeitge­
bervertreter im Stiftungsrat macht. 
Wir haben nun nicht die Gelegenheit, das en detail vorzu­
schreiben, aber mindestens die Gelegenheit, diese Institu­
tionen «sanft» an einen ganz einfachen demokratischen 
Grundsatz zu erinnern: Die Betroffenen haben etwas zu sa­
gen, haben mitzusprechen bei dem, was sie betrifft. Sinte­
mal wir meines Wissens in der letzten Runde der Differenz­
bereinigung sind, wäre es vielleicht angezeigt, in dieser 
Frage eine Differenz zu beseitigen. 
Ich bitte Sie dringend, hier dem Nationalrat zuzustimmen, in 
der Meinung, dieses Problem werde dann irgendwann eine 
geeignete Lösung finden, indem wir vielleicht im Gesetz 
noch präziser werden. 

Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Der Antrag Leuen­
berger-Solothurn ist zugelassen, auch wenn er nicht schrift­
lich vorliegt. Er betrifft in keiner Weise den Wortlaut einer 
Gesetzesbestimmung, sondern beschränkt sich darauf zu 
verlangen, dem Beschluss des Nationalrates zuzustimmen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 28 Stimmen 
Für den Antrag Leuenberger-Solothurn .... 8 Stimmen 
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03.307 

Standesinitiative Luzern. 
Neuordnung 
der Familienzulagen 

Ständerat 

Initiative cantonale Lucerne. 
Refonte du systeme 
des allocations familiales 

Erstrat - Premier Conseil 
E1nreichunqsdatum 09 04.03 
Date de depöt 09 04.03 

Bericht SGK-SR 17 11 03 
Rapport CSSS-CE 17 11.03 

StänderaVConse1I des Etats 17.03.04 (Erstrat- Premier Conseil) 

Antrag der Kommission 
Der Initiative keine Folge geben 

Antrag Amgwerd 
Der Initiative Folge geben 

Proposition de la commission 
Ne pas donner su1te a !'initiative 

Proposition Amgwerd 
Donner suite a !'initiative 

03.307 

Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Es liegt ein schriftli­
cher Bericht der Kommission vor. 

Frick Bruno (C, SZ), für die Kommission: Die Kommission 
beantragt Ihnen, der Initiative keine Folge zu geben. Das ist 
kein Nein zum materiellen Anliegen des Kantons Luzern, 
sondern es ist ein Vorgehensentscheid. Ich verweise auf 
den schriftlichen Bericht. Nachdem nun Frau Amgwerd den 
Antrag stellt, Folge zu geben, bitte ich den Präsidenten, 
dass ich nach gewalteter Diskussion nochmals die Gründe 
der Kommission darlegen kann. 

Amgwerd Madeleine (C, JU): Permettez-moi d'intervenir au 
sujet du rapport de la Commission de la securite sociale et 
de la sante publique qui m'a fortement surprise. La dem~nde 
formulee par !'initiative du canton de Lucerne est une decla­
ration d'intention et eile n'est pas imperative. Elle invite les 
Chambres federales, vous et moi, Mesdames et Messieurs 
les elus des cantons, «a creer les bases legales qui permet­
traient» - appreciez le cond1tionnel - «de mettre en place au 
plan national une reglementation a la fois juste et c~herent~ 
des allocations familiales et des prestat1ons complementa1-
res» et ceci conformement aux recommandations de la 
Com0mission federale de coordination pour les questions fa­
miliales. 
Le developpement des initiants affirme a juste titre que cer­
tains parents renoncent a avoir des enfants ou un enfant de 
plus par incertitude financiere, par peur de risque de pau­
vrete. Le taux de natal1te est en baisse et les consequences 
que cela a pour l'avenir de notre pays, pour le financement 
des assurances sociales par exemple, vous est connu; inu­
t1le d'en d1re plus a ce sujet. 
Cette initiative doit etre interpretee comme un signal, a dit le 
representant du canton de Lucerne. Doit-on se limiter a lan­
cer un signal lorsqu'on sait que, des 1945, la Confederation 
avait pouvoir et competence pour legiferer et qu'en 1992, le 
Conseil national a decide de donner suite a une initiative 
parlementaire Fankhauser (91.411) a ce sujet? Nous som­
mes en 2004. Cependant il est vrai que dans sa reponse a 
l'initiat1ve populaire de Travail Suisse «pour de plus justes 
allocations pour enfant», le Conseil federal, tout derniere­
ment, a rappele qu'il a soumis au Parlement un projet ac­
tuellement en travail en commission. C'est un projet, je eile 
le Conseil federal, offrant «une solution consensuelle et eco-
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früher hätten angehen sollen und jetzt mit grossem Ernst an­
gehen - und auf das Europarecht konzentriert. Dabei haben 
wir wertvolle Erkenntnisse gewonnen. 
Wie ich Ihnen versprochen habe, möchte ich mich kurz fas­
sen. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Präsident (Binder Max, Präsident): Herr Janiak verzichtet 
auf das Wort. Wir kommen zur Bereinigung des Bundesbe­
schlusses. Die Kommission beantragt, den Bundesbe­
schluss zu genehmigen. 

Eintreten 1st obligatorisch 
L'entree en matiere est acquise de plein droit 

Bundesbeschluss über die Geschäftsführung des Bun­
desgerichtes und des Eidgenössischen Versicherungs­
gerichtes im Jahre 2003 
Arrete federal approuvant la gestion du Tribunal federal 
et du Tribunal federal des assurances en 2003 

Detailberatung - Discussion par article 

Titel 
Antrag der Kommission 
Bundesbeschluss über die Geschäftsführung des Bundes­
gerichtes und des Eidgenössischen Versicherungsgerichtes 
im Jahre 2003 

Titre 
Proposition de la commission 
Arrete federal approuvant la gestion du Tribunal federal et du 
Tribunal federal des assurances en 2003 

Angenommen - Adopte 

Ingress 
Antrag der Kommission 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenos­
senschaft, nach Einsicht in die Berichte des Bundesgerich­
tes vom 16. Februar 2004 und des Eidgenössischen Versi­
cherungsgerichtes vom 23. Januar 2004, beschliesst: 

Preambule 
Proposition de la commission 
LAssemblee federale de la Confederation suisse, vu les rap­
ports du Tribunal federal du 16 fevrier 2004 et du Tribunal 
federal des assurances du 23 janvier 2004, arrete: 

Angenommen - Adopte 

Art. 1 
Antrag der Kommission 
Der Geschäftsführung des Bundesgerichtes und des Eidge­
nössischen Versicherungsgerichtes im Jahre 2003 wird die 
Genehmigung erteilt. 

Art. 1 
Proposition de Ja commission 
La gestion du Tribunal federal et du Tribunal federal des as­
surances en 2003 est approuvee. 

Angenommen - Adopte 

Art. 2 
Antrag der Kommission 
Dieser Beschluss untersteht nicht dem Referendum. 

Art. 2 
Proposition de la commission 
Le present arrete n'est pas sujet au referendum. 

Angenommen - Adopte 

Präsident (Binder Max, Präsident): Auch hier erfolgt keine 
Gesamtabstimmung. Das Geschäft ist damit erledigt. 

03.060 

Berufliche Vorsorge. 
Sanierungsmassnahmen 
Prevoyance professionnelle. 
Mesures d'assainissement 

Differenzen - Divergences 

Botschaft des Bundesrates 19.09 03 (BBI 2003 6399) 
Message du Conseil federal 19 09.03 (FF 2003 5835) 

StanderaVConse1I des Etats 04.12.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

NationalraVConse1I national 01 .03.04 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

StanderaVConse1I des Etats 09.03.04 (Differenzen - Divergences) 

Nat1onalraVConseil national 11 .03.04 (Differenzen - D1vergences) 

StänderaVConse1I des Etats 17.03.04 (Differenzen - Divergences) 

Nat1onalraVConse1I national 01.06.04 (Differenzen - D1vergences) 

Einigungskonferenz/Conference de conciliat1on 08 06.04 

StänderaVConseil des Etats 09.06.04 (Differenzen - D1vergences) 

Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlasse­
nen- und lnvalidenvorsorge 
Loi federale sur la prevoyance professionnelle vieillesse, 
survivants et invalidite 

Art. 65b 
Antrag der Mehrheit 
Abs. 3 Bst. c 
Festhallen 
Abs. 4 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Ruey, Bortoluzzi, Dunant, Gysin Hans Rudolf, Hassler, Par­
melin, Scherer Marcel, Stahl, Triponez) 
Abs. 3 Bst. c 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Antrag der Minderheit 
(Meyer Therese, Fasel, Fehr Jacqueline, Goll, Gross Jost, 
Hollenstein, Maury Pasquier, Rechsteiner Paul, Rechsteiner­
Basel, Robbiani, Rossini) 
Abs. 4 
Festhalten 

Art. 65b 
Proposition de la majorite 
Al. 3 let. c 
Maintenir 
Al. 4 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de la minorite 
(Ruey, Bortoluzzi, Dunant, Gysin Hans Rudolf, Hassler, Par­
melin, Scherer Marcel, Stahl, Triponez) 
Al. 3 let. c 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Proposition de la minorite 
(Meyer Therese, Fasel, Fehr Jacqueline, Goll, Gross Jost, 
Hollenstein, Maury Pasquier, Rechsteiner Paul, Rechsteiner­
Basel, Robb1ani, Rossini) 
Al. 4 
Maintenir 

Egerszegi-Obrist Christine (RL, AG), für die Kommission: 
Es verbleiben noch zwei Differenzen zum Ständerat. In Arti­
kel 65b Absatz 3 Buchstabe c beantragt die Kommission mit 
13 zu 9 Stimmen, an der Fassung des Nationalrates festzu­
halten, d. h., dass der Mindestzinssatz nicht gesenkt werden 
soll. Es gibt in dieser Vorlage genügend Sanierungsmass­
nahmen, die alle Beteiligten zur Kasse bitten. Es gibt zusätz-
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liehe Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge; man kann im 
Überobligatorium den Mindestzins sogar bis auf null absen­
ken. Sogar bei den Rentnerinnen und Rentnern können die 
Leistungen unter gewissen Voraussetzungen gekürzt wer­
den. 
Im Obligatorium wird der Mindestzins festgelegt. Mit der 
AHV und den Leistungen der beruflichen Vorsorge soll für 
die Pensionierung ein Grundbedarf sichergestellt werden. 
Der Mindestzins soll aus den Erträgen von Aktien, Anleihen, 
Obligationen und Liegenschaften erreicht werden, so, wie 
das die 1. BVG-Revision fordert. Diese Mindestanforderung 
sollte erwirtschaftet werden können. Dazu hat der Bundesrat 
aufgrund ökonomischer Fakten einen reellen Satz zu be­
stimmen. Dieser Satz sollte gemäss Kommissionsmehrheit 
im Obligatorium eingehalten werden. 
Seim Entscheid, den Sie hier treffen, geht es aber nicht 
mehr darum, ob wir den Mindestzinssatz senken oder nicht, 
sondern ob wir an der Lösung der Mehrheit festhalten oder 
ob wir den Mindestzinssatz für fünf Jahre senken können, 
wie es der Ständerat beschlossen hat und hier von der Min­
derheit Ruey vorgeschlagen wird. Das wäre nur möglich, 
wenn alle anderen Massnahmen nicht ausreichen. 
Ich bitte Sie, hier der Kommissionsmehrheit zu folgen und ih­
rem Antrag zuzustimmen. 
In Artikel 65b Absatz 4 geht es dann um die Mitsprache der 
Rentnerinnen und Rentner. Hier ist die SGK dem Ständerat 
entgegengekommen, und sie schlägt Ihnen mit 12 zu 11 Stim­
men vor, auf diese ausdrückliche Mitsprache zu verzichten. 
Der Wunsch der Rentnerinnen und Rentner, bei Entschei­
den, die sie betreffen, mitsprechen zu können, ist verständ­
lich. In der Praxis ist dies aber nicht einfach umzusetzen. Die 
Rentnerinnen und Rentner müssten in den Stiftungsräten 
vertreten sein; das ginge in unserem paritätischen System 
vor allem zulasten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­
mer. Das kann schwer verordnet werden. Auf jeden Fall 
muss aber bei allen Sanierungsmassnahmen eine umfas­
sende Information über die Verhältnisse der Kasse erfolgen. 
Das ist nicht nur eine Selbstverständlichkeit, auch nicht eine 
Form des Anstandes, sondern eine Pflicht. Der neue Artikel 
65a Absatz 2, den wir bereits gutgeheissen haben, fordert 
das ausdrücklich. Damit sind zwei Forderungen der Zu­
schrift, die Sie von den Rentnerinnen- und Rentnerorganisa­
tionen erhalten haben, erfüllt. 
Ich bitte Sie, bei Artikel 65b Absatz 3 Buchstabe c mit der 
Mehrheit der Kommission am letztmaligen Entscheid des 
Nationalrates festzuhalten, und ich bitte Sie, in Artikel 65b 
Absatz 4, wo es um die Mitsprache der Rentnerinnen und 
Rentner geht, dem Ständerat entgegenzukommen und auch 
hier der Mehrheit der Kommission zuzustimmen. 

Ruey Claude (RL, VD): Que diriez-vous de quelqu'un qui in­
terdirait a un medecin d'utiliser un traitement efficace et 
moins invasif qu'un autre sous pretexte que ce traitement, 
ou ce medicament, ne lui plaTt pas? C'est bien un peu de i;:a 
qu'il s'agit aujourd'hui. Plutöt que de voulo1r recoudre, on 
prefere dire: «II faudra amputer» - amputer le sala1re, ampu­
ter les rentes et ne pas trouver une autre solution qui pour­
rait etre moins douloureuse pour les uns et les autres. 
Je dois vous avouer que ce paradoxe me surprend passa­
blement. Dans une situation prevue par la loi pour les cas de 
cnse ou les cas exceptionnels - et uniquement pour ces 
cas-la -, nous voulons tous pouvoir prendre des mesures 
qui visent a appliquer le but constitutionnel d'assurer des 
rentes, et a sauver des caisses qui pourraient disparaTtre 
alors qu'elles doivent assurer ces rentes. 
Des lors, je comprends mal que l'on puisse ne pas su1vre le 
compromis - parce qu'il s'agit maintenant d'un compromis -
auquel est parvenu le Conseil des Etats. Je vous rappelle 
que le Conseil federal n'avait pas prevu toutes les cauteles 
que le Conseil des Etats a prevues. Lorsqu'il s'agira prov1-
so1rement d'aller au-dessous du taux d'interet minimal, il 
s'ag1ra d'abord d'avoir pris des mesures s'agissant des coti­
sat1ons, et des employes et des employeurs; il s'agira egale­
ment d'avoir pris des mesures concernant les rentiers. Ce 
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n'est que lorsque ces deux mesures auront ete prises, et 
pour un temps limite a cinq ans, que l'on pourra aller au-des­
sous du taux minimal. 
Encore une fois, je ne comprends pas que l'on fasse du taux 
une vache sacree. C'est une vache sacree qu'on veut prote­
ger, alors qu'en realite, on va toucher tout simplement ceux 
qui travaillent, ceux qui auiourd'hui ont un salaire qui sera di­
minue beaucoup plus fortement parce qu'on ne veut pas 
d'une mesure complementaire; ou on va toucher les rentiers 
dont la rente sera diminuee plus fortement parce qu'on re­
fuse de lisser les taux. Et refuser de lisser les taux me pa­
raTt, encore une fois, aberrant; c'est preferer qu'on ampute et 
les salaires et les rentes, plutöt que de vouloir recoudre. 
Veut-on vra1ment la1sser mourir le malade parce qu'on a 
peur d'un remede? Je pense que poser la question, c'est y 
repondre. 
Je vous remercie de bien vouloir suivre la minorite. 

Meyer Therese (C, FR): Je vous propose de suivre la mino­
rite a l'article 65b allnea 4. C'est une grosse m1norite, puis­
que c'est une seule voix, en commission, qui a fait basculer 
l'avis precedent de la commission, laquelle soutenait cette 
proposition. 
La minorite propose de maintenir l'idee deja saluee deux fois 
par notre Conseil national de consulter, selon une formule 
appropriee, les beneficiaires de rentes au moment ou une 
contnbution d'assainissement leur serait demandee. II ne 
s'agit pas ici de donner un pouvoir de codecision aux benefi­
ciaires de rentes. Dans plusieurs ecrits au sujet de ces diver­
gences, j'a1 vu qu'on assimilait cette proposition a une 
codecision des rentiers. Ce n'est pas du tout le cas! L.:organe 
paritaire, forme des employeurs et des employes, reste le 
seul organe qui prenne les decisions. Au cas ou les benefi­
ciaires de rentes seraient touches, une consultation organi­
see a sa convenance par l'institution de prevoyance aurait 
lieu. C'est vraiment une proposition tres «soft», qui permet 
de confirmer notre respect et notre prise en compte des be­
neficiaires de rentes au cas ou on leur demanderait de con­
tribuer a l'assainissement de leur institution de prevoyance. 
Cela eviterait de leur imposer une decision les concernant 
sans en avo1r parle au prealable avec eux. Le contact direct 
avec explicat1ons circonstanciees peut lever bien des ten­
sions dans des situations ou une participation est deman­
dee. 
Je vous demande donc de poursuivre dans la voie que nous 
avions choisie les deux dernieres fois lors de l'examen de 
cet objet et de soutenir cette minorite, comme un signe de 
respect pour nos anciens. 

Parmelin Guy (V, VD): Concernant les deux points encore 
en suspens dont nous discutons ici, nous vous proposons 
tout d'abord de vous rallier au Conseil des Etats a l'arti­
cle 65b alinea 3 lettre c. La formulation tres restrictive de 
cette lettre nous paraTt suffire a eviter tout derapage en la 
matiere. Faut-il rappeler que ce n'est qu'une mesure parmi 
toute la panoplie prevue en cas de necessite, qu'elle ne peut 
etre mise en oeuvre qu'en tout dernier recours, lorsqu'il ap­
paraTt que toutes les autres solutions se revelent insuff1san­
tes pour redresser une situation fortement compromise? De 
plus, eile necessite le contröle et l'assentiment de l'autorite 
de surveillance. Toutes ces contraintes montrent bien qu'1I 
s'agit d'une solution de dernier recours et que, dans la prati­
que, les institut1ons de prevoyance feront tout pour anticiper 
les problemes mieux que certaines ne l'ont fait jusqu'ici, afin 
precisement d'eviter, dans taute la mesure possible, de de­
voi r y recou ri r. 
Pour ce qui concerne l'alinea 4, il introduit un nouvel element 
dans un systeme regi par la parite, et cette nouveaute dans 
la pratique nous paraft diffic1le a mettre en oeuvre sans de­
sequ11ibrer taut l'edifice. C'est donc bien au niveau des orga­
nes paritaires des 1nst1tutions que les beneficiaires de rentes 
peuvent etre representes, et, surtout, une politique d'infor­
mation plus transparente des caisses de pension est indis­
pensable afin de retablir la confiance a tous les niveaux. 
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L.:entree en vigueur des dispositions relatives a la transpa­
rence dans le deuxieme pilier est a ce titre un pas dans la 
bonne direction, et, de notre point de vue, cela rend cet ali­
nea 4 superflu. 
Pour toutes ces raisons, le groupe de l'Union democratique 
du Centre vous propose de suivre le Conseil des Etats et 
donc, a l'alinea 3 lettre c, de soutenir la proposition de la mi­
norite Ruey, puis, a l'alinea 4, de voter la solution de la majo­
rite et de b1ffer ledit alinea. 

Triponez Pierre (RL, BE): Bei der Diskussion über die Sa­
nierungsmassnahmen der beruflichen Vorsorge bestehen 
noch zwei Differenzen: Artikel 65b Absatz 3 Buchstabe c 
und Absatz 4. 
Ich beginne hinten: Bei Absatz 4, bei der Frage einer geeig­
neten Form der Mitsprache von Rentnerinnen und Rentnern, 
beantragt Ihnen die FDP-Fraktion, der Mehrheit der SGK 
und damit dem Ständerat und dem Bundesrat zu folgen und 
diesen Absatz 4 zu streichen. Wir haben die Argumente pro 
und contra gehört. Wir sind der festen Überzeugung - bei al­
lem Verständnis für dieses Anliegen -, dass wir mit einem 
solchen Artikel mehr Probleme schaffen als Lösungen brin­
gen würden. Gerade die Ausführungen von Kollegin Meyer 
Therese haben wieder gezeigt, dass das eine «Soft»-Lö­
sung wäre, dass man etwas beschliessen würde, was dann 
irgendwie niemanden zufrieden stellte. Wenn man eine ge­
setzliche Regelung aufstellen will, soll man klare Regeln auf­
stellen. Hier falsche Versprechungen zu machen ist der 
falsche Weg. 
Wir bitten Sie also, Absatz 4 zu streichen und dem Mitspra­
cherecht nicht zuzustimmen. 
Bei Absatz 3 Buchstabe c empfiehlt Ihnen die FDP-Fraktion, 
der Minderheit Ruey zu folgen und auch hier die Differenz 
zum Ständerat zu beseitigen - das wäre dann die letzte Dif­
ferenz. Es geht ganz klar um die Möglichkeit einer zeitlich 
auf maximal fünf Jahre befristeten Unterschreitung des Min­
destzinssatzes als Sanierungsmassnahme. Diese Mass­
nahme soll nur dann greifen können, wenn sich die 
Massnahmen nach Absatz 3 Buchstabe a, Beitragserhöhun­
gen, oder nach Absatz 3 Buchstabe b, Rentenkürzungen, 
wirklich als ungenügend erweisen würden. Wir sind der 
Überzeugung, dass der Ständerat dem Nationalrat damit ef­
fektiv entgegengekommen ist. Er ist ihm viel mehr entgegen­
gekommen, als das ursprünglich im bundesrätlichen Entwurf 
der Fall war. Wir sind davon überzeugt, dass dieser Kompro­
miss die richtige Lösung darstellt. 
Die FDP-Fraktion bittet Sie also, bei beiden Differenzen den 
Anträgen des Ständerates, das heisst bei Absatz 3 Buch­
stabe c der Kommissionsminderheit Ruey und bei Absatz 4 
der Kommissionsmehrheit, zuzustimmen. 

Meyer Therese (C, FR): Le groupe democrate-chretien sou­
tient a l'article 65b alinea 3 lettre c la proposition de la majo­
rite de la commission. Cela veut dire qu'il ne veut pas que 
l'on touche a la part obligatoire du deuxieme pilier, interet 
minimum compris. La vache sacree de Monsieur Ruey n'est 
pas un veau d'or, et je peux vous rappeler quelques chiffres. 
Une personne nee en 1960, dont le salaire annuel est de 
38 ooo francs par an et qui aura une periode complete de 
cotisations en 2025, aura droit a une rente de 5000 francs 
par an environ, ce qui equivaut a peu pres a 420 francs par 
mois. Si le salaire de cette personne est de 76 000 francs, 
eile aura droit a une rente de 18 000 francs par an, ce qui 
donne 1500 francs par mo1s, cela dans le reg1me obl1gatoire 
et apres une periode complete de cotisations. Vous voyez 
donc que les sommes en jeu ne sont pas enormes; il y a 
heureusement beaucoup de personnes qui assurent une 
partie de leur salaire dans le regime surobligatoire, mais, 
dans Je regime obligatoire, les sommes restent modestes. 
La solution choisie par Je Conseil des Etats pourrait induire 
une baisse de 1 oo a 200 francs de la rente mensuelle ver­
see selon le regime obligatoire de la LPP. C'est beaucoup, 
vous en conviendrez, sur une somme de 1500 francs par 
mois. Ce manque a gagner est impossible a rattraper. Donc, 

c'est une question de principe, Je groupe democrate-chretien 
ne veut pas que l'on touche a la rente versee en vertu du re­
gime obligatoire de la LPP. Celle somme, je l'ai demontre, 
est bien plus modeste qu'on le croit pour bon nombre de tra­
vailleurs et d'employes arrivant a l'äge de la retraite. 
Le groupe democrate-chretien vous encourage a maintenir 
la decision que notre conseil a prise Jes deux dernieres fois. 
Le Conseil des Etats a opte pour sa solution, que la minorite 
soutient, avec 3 voix de difference seulement, Jors des deux 
derniers examens du dossier auxquels il a procede. Le re­
sultat des votations populaires du mo1s dernier conflrme que 
la prevoyance vieillesse de base est tres importante pour 
notre population. 
Votons donc la proposition de la majorite de la commission 
pour assurer «en plein» les prestations du regime obligatoire 
selon la LPP et pour retabl1r la confiance dans nos inst1tu­
tions. 

Fasel Hugo (G, FR): Ich beschränke meine Ausführungen 
auf Absatz 3 Buchstabe c. Die grüne Fraktion stimmt hier 
dem Antrag der Mehrheit der Kommission auf Festhallen zu. 
Das Bild, das Herr Ruey gewählt hat, ist zwar schön, aber es 
muss deshalb noch nicht stimmen. Denn Herr Ruey hat nicht 
gesagt, dass gerade der Antrag seiner Minderheit den Markt 
zudeckt. Es 1st richtig, Herr Ruey: Wenn jemand seine Kasse 
so schlecht führt, dann sorgt der Markt dafür, dass auch ein­
mal jemand aus diesem Markt ausscheiden kann. Mit Ihrem 
Antrag verhindern Sie das. Deshalb haben Sie dieses Bild 
gewählt; Sie möchten das Funktionieren des Marktes, das 
Sie nicht mehr wünschen, ausser Kraft setzen. 
Die zweite Säule beruht auf Kontinuität, und der obligatori­
sche Teil muss für die Leute garantiert sein. Es geht um das 
Vertrauen in die zweite Säule, das Vertrauen in das Obliga­
torium. 
Deshalb bitte ich Sie, hier der Mehrheit zuzustimmen. 

Rechsteiner Paul (S, SG): Ich kann es kurz machen: Auch 
im Namen der SP-Fraktion kann ich Ihnen empfehlen, der 
Mehrheit zuzustimmen, insbesondere bei Absatz 3 Buch­
stabe c, wo es um die Frage des Mindestzinssatzes im Obli­
gatorium geht. 
Die vorberatende Kommission und auch der Rat haben hier 
1n allen bisherigen Lesungen kühles Blut bewahrt, haben die 
Übersicht behalten, damit nicht über diese Vorlage - Sanie­
rungsmassnahmen aus dem Moment heraus - ein Eingriff 
erfolgt, der im System doch eine relativ grosse Tragweite 
hätte. Der Mindestzins im Obligatorium ist dafür verantwort­
lich, dass das verfassungsmässige Leistungsziel in derbe­
ruflichen Vorsorge in Kombination mit der AHV erreicht wird. 
Wenn dieser Mindestzins - wenn auch nur in Ausnahmefäl­
len, wie es die Vorlage des Bundesrates vorgesehen hat -
angegriffen werden kann, dann ist das doch ein Eingriff in 
das, was die Verfassung selber als Ziel vorschreibt. Deshalb 
ist es hier richtig und notwendig, aus längerfristigen Überle­
gungen heraus, mit Blick auf die Kontinuität der beruflichen 
Vorsorge, diese Unterschreitung des Mindestzinses nicht zu­
zulassen. Hier bei der Mehrheit zu bleiben, beim letzten Ent­
scheid des Rates, drängt sich umso mehr auf, als der 
Ständerat in diesem Punkt des Mindestzinses ja nur sehr 
knapp entschieden hat, also eine grosse, eine starke Min­
derheit des Ständerates bereits in der letzten Lesung hier 
dem Nationalrat gefolgt ist. Umso mehr ist es richtig, diese 
Differenz hier im Sinne der Mehrheit der Kommission zu be­
reinigen und beim Entscheid zu bleiben, den wir letztes Mal 
getroffen haben. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Je vous rappelle que 
cette loi a pour but de permettre de retablir la sante finan­
c1ere des caisses de pension qui seraient en difficulte. II faut 
donc donner les instruments aux responsables des caisses 
de pension pour qu'elles puissent faire face a leurs obliga-
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tions, et notamment servir les rentes qui ont ete promises. 
Un certain nombre de mesures desagreables sont subor­
donnees a cet obJect1f essentiel, car a quo1 cela serv1ra1t-1I 
d'avoir des regles extremement b1enveillantes et positives a 
l'egard des assures si, dans la pratique, ensuite, on n'etait 
pas capable de tenir les promesses faites? 
La premiere mesure, c'est une mesure qui n'amene rien a la 
caisse de pension, mais qui permet de prendre le temps ne­
cessaire pour retablir la situation: c'est de ne pas avoir le 
taux de couverture a 100 pour cent pendant une certaine 
periode. Mais pendant cette periode, il faul agir et remonter 
le taux de capitalisation a 100 pour cent, voire au-dela, car 
c'est seulement si on est au-dela de 100 pour cent que les 
caisses de pension peuvent prendre des risques. lnvestir 
avec plus de risques, cela signifie aussi investir avec plus de 
chances pour les assures et degager a1ns1 des rendements 
meilleurs qui servent aux retraites futures. On a prevu la 
poss1bilite d'augmenter - ce qui est bien la moindre des cho­
ses - les cotisations des travailleurs et des employeurs. J'al­
la1s d1re qu'on n'avait pas besoin d'une loi pour d1re aux 
employeurs et aux travailleurs de payer davantage quand ya 
va mal. S'ils sont disposes a payer davantage, eh bien, qu'ils 
le fassen!! II n'y a pas beso1n d'une loi pour prendre cette de­
cision. 
La deuxieme mesure a pour but de faire participer de ma­
niere extremement prudente les rentiers, lorsqu'en toute 
equite l'effort est possible. 
La troisieme mesure permet, le cas echeant, de servir une 
remuneration inferieure au taux d'interet minimal. Le Conseil 
des Etats a prevu une solution avec beaucoup de precau­
tions, puisque ce n'est possible que pendant une duree limi­
tee a cinq ans au maximum, et qu'en outre, c'est une 
mesure qui est subsidiaire aux autres mesures. Elle n'est 
possible que dans la mesure oü l'on a augmente les cotisa­
t1ons et oü, le cas echeant, on a deja fait appel a la solidante 
des rentiers. C'est donc quelque chose qui vient en tout der­
nier, comme ult1me recours. Cela signifie que la situat1on est 
grave, que la caisse est menacee, sinon dans sa survie, du 
moins dans sa capacite de servir la totalite des prestations 
qu'elle a promises. 
Le Conseil des Etats a donc prevu cinq ans de sous-rende­
ment; il a aussi prevu la subsidiarite. La majorite dit: «Meme 
cela n'est pas souhaitable; il faut absolument interdire de 
servir un taux d'interet inferieur au taux d'interet minimum, 
meme pour une duree limitee et meme lorsqu'il n'y a pas 
d'autre moyen de s'en sortir.» Alors, a la limite on prefere 
prendre le risque, sinon de la faillite, du moins de la faillite 
partielle ou, dans tous les cas, que la caisse ait des d1ff1cul­
tes de paiement, plutöt que de prendre cette mesure ultime. 
Nous disons: «Le salut de la republique passe d'abord par le 
salut de la caisse.» Ce n'est peut-etre pas sympathique de 
prendre cette mesure, mais eile est toujours moins desa­
greable que de mettre en peril la caisse elle-meme pour tous 
et pour une longue duree. 
Vous deciderez, mais si vous dites non, que restera-t-il dans 
cette loi qui reponde a l'objectif qu'on s'etait fixe au depart, 
c'est-a-d1re faire une loi qui permette d'assainir une caisse? 
II restera l'autorisation de la sous-couverture, qui n'est cer­
tainement pas une mesure pour assainir une caisse: c'est 
tout au plus une mesure qui permet de camoufler le dom­
mage pendant un certain temps. II restera la possibilite 
d'augmenter les cot1sations des patrons et des ouvriers, 
mais on n'avait pas besoin d'une loi pour prevoir ya. II n'est 
vraiment pas indispensable de faire une loi pour ya! Puis il y 
a la possibilite extremement limitee de faire appel aux ren­
tiers, et rien de plus. A la fin, si la loi ne permet meme plus 
cela, eile ne peut pas eire qualifiee de loi permettant l'assa1-
nissement des caisses de prevoyance, mais de loi permet­
tant de camoufler les difficultes d'une caisse en legalisant 
une situation de sous-couverture pendant un certain temps. 
Et cette loi n'a plus d'interet: on peut la voter ou ne pas la vo­
ter. Si le but, c'est s1mplement de permettre legalement 
d'etre en situation de sous-couverture, on ne peut plus ap­
peler cela une loi destinee a favonser l'assainissement des 
caisses de prevoyance. 
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C'est la raison pour laquelle le Conseil federal soutient la 
minorite, tout s1mplement parce qu'il souhaite que le con­
tenu de la 101 corresponde a son t1tre, et pas au contraire de 
ce titre. 

Robbiani Meinrado (C, Tl), pour la commission: Nous se­
rons appeles, dans un instant, a nous prononcer sur les 
deux aspects qui avaient deja retenu notre attention lors de 
la derniere phase du debat et sur lesquels il reste une diver­
gence entre les deux conseils. II s'agit, comme cela a ete 
rappele, d'un cöte, de la possibilite pour une caisse de pen­
sion en situation de decouvert d'appllquer une remuneration 
inferieure au taux minimal et, de l'autre, de l'adoption d'une 
formule appropriee de consultation des beneficiaires de ren­
tes lorsqu'on les appelle a participer par des contribut1ons 
speciales a l'assainissement de leur caisse. 
Lors de la discussion sur le premier point, c'est-a-dire sur le 
taux de remuneration, la majonte de la commission s'est a 
nouveau opposee a la possibilite de le reduire, parce que 
l'on toucherait a la partie obligatoire de la prevoyance pro­
fessionnelle. La majorite vous rappelle que si l'on reduisait le 
taux d'interet, on diminuerait les prestations finales deja rela­
tivement modestes, ce qui affaiblirait par consequent le but 
meme de la prevoyance professionnelle. 
La majorite de la commission vous rappelle aussi que le taux 
d'interet est un element crucial de la prevoyance profession­
nelle, parce qu'il contribue a la formation de l'avoir final de 
vieillesse, a raison d'un tiers a peu pres. Elle vous rappelle 
aussi que la reduction du taux d'interet n'est pas une 
mesure symetrique, parce qu'elle concerne seulement les 
assures actifs. Elle ne toucherait ni les employeurs, ni 
evidemment les beneficiaires de rentes. La majorite vous 
rappelle aussi que la possibilite de reduire le taux d'interet 
est deja donnee dans la partie surobligatoire de la pre­
voyance. Elle vous rappelle enfin qu'en laissant ouverte 
cette porte, on introduirait un element d'insecurite parmi les 
assures vis-a-vis de la prevoyance profess1onnelle. 
Une minorite de la commission estime, au contraire, accep­
table la reduction du taux d'interet, surtout apres que le Con­
seil des Etats - qui, il faul l'admettre, a fait un pas en 
direction de notre conseil - a propose l'introduction d'une 
double condition: premierement, il a voulu que cette mesure 
ait un caractere subsidiaire, c'est-a-dire que l'on puisse l'uti­
liser si les deux autres mesures devaient se reveler insuffi­
santes; deuxiemement, il a introduit une limite temporelle de 
cinq ans pour son application. 
Toutefois, je vous l'ai deja dit, la commission a decide, par 
13 voix contre 9, de s'en tenir a la position toujours defen­
due, c'est-a-dire d'exclure la possibilite de reduire le taux 
d'interet. 
Sur le deuxieme point, c'est-a-dire la consultation des bene­
ficiaires de rente, la commission a au contraire fini parse ral­
lier a l'autre conseil, bien qu'avec une difference de voix 
minime. C'est en effet par 12 voix contre 11 que la commis­
sion renonce a inclure la disposition prevoyant une formule 
appropriee de consultation, lorsqu'une caisse de pension 
doit appeler les beneficiaires de rentes a participer a l'assai­
nissement de leur caisse. 
Pour la majorite de la commission, c'est au niveau des orga­
nes paritaires des caisses que cette question peu! tres bien 
etre consideree et resolue. La minorite estime au contraire 
qu'il serait equ1table que cette condition soit explicitement 
enoncee dans la loi. 
En resume, la majorite de la commission vous invite donc, 
d'un cöte a maintenir la decision precedente de ce conse1I 
concernant l'article 65b alinea 3 lettre c, c'est-a-dire de biffer 
la possibil1te d'une remuneration infeneure au taux minimal, 
et de l'autre, a renoncer a l'introduction de l'alinea 4 concer­
nant la consultation des beneficiaires de rentes. 

Abs. 3 Bst. c - Al. 3 /et. c 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 76 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 74 Stimmen 
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Abs. 4 -Al. 4 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 77 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit .... 74 Stimmen 

Präsident (Binder Max, Präsident): Damit geht das Geschäft 
an die Einigungskonferenz. 

03.419 
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StänderaVConse1I des Etats 01.10 03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nat1onalraVConseil national 01.06.04 (Zweitrat - Oeuxieme Conseil) 

Gross Jost (S, TG), für die Kommission: Es geht um zwei 
kleine Teilrevisionen des Unfallversicherungsgesetzes (UVG), 
denen der Ständerat schon oppositionslos zugestimmt hat. 
Zu Artikel 92 Absatz 1 UVG: Hier wird eine schon beste­
hende Praxis der privaten Unfallversicherer, nämlich eine 
Mindest- bzw. Minimalprämie bei kleinen oder Kleinstbetrie­
ben erheben zu dürfen, rechtlich verankert. Die Rekurskom­
mission für die Unfallversicherung hat nämlich das Fehlen 
einer gesetzlichen Grundlage für diese Minimalprämie be­
mängelt. Die Prämie wird grundsätzlich unverändert wie folgt 
kalkuliert: Sie besteht aus Nettoprämie, Verwaltungskosten, 
Anteil Unfallverhütung, Teuerungszuschlag. Bei kleinen Be­
trieben ist die so kalkulierte Prämie zuweilen nicht kosten­
deckend. Das führt zu Marktverzerrungen und Quersubven­
tionierung kleiner durch grosse Unternehmen. Daher die 
Forderung nach einem Recht, in solchen Fällen eine Minim­
alprämie festzulegen; zum Schutze der kleinen Unterneh­
men legt der Bundesrat die Höchstgrenze der Minimalprä­
mie fest. 
In der Kommission ist das unbestritten geblieben; sie bean­
tragt hier Zustimmung zur unveränderten ständerätlichen 
Fassung. 
Zu Artikel 92 Absatz 7 UVG: Hier geht es um den Verwal­
tungskostenzuschlag. Es gibt zum Teil erhebliche Unter­
schiede und eine Tendenz der Versicherer, grosse Unter­
nehmen zu privilegieren. Hier braucht es eine Schutzbestim­
mung, eine staatliche Regulierung zugunsten kleiner und 
mittlerer Unternehmen, wie dies teilweise aus gewerblicher 
Sicht durchaus auch anerkannt wurde. Schon heute kann 
der Bundesrat Höchstzuschläge festsetzen. Der Ständerat 
will dem Bundesrat neu die Kompetenz geben, für diesen 
Zuschlag eine Bandbreite zwischen dem maximalen und 
dem minimalen Prämienzuschlag innerhalb derselben Ge­
sellschaft festzulegen. Damit würden einer willkürlichen Be­
vorzugung grosser Unternehmen im Rahmen dieser Band­
breite Grenzen gesetzt. 
Die Minderheit Gutzwiller erachtet zwar die Schutzbestim­
mung, Höchstzuschläge festzusetzen, als gerechtfertigt, 
aber die Bandbreite als eine Art Überregulierung. Herr Gutz­
willer und die Minderheit haben hier Vertrauen in eine faire 

Praxis der Versicherer. Mit 12 zu 11 Stimmen, mit Stichent­
scheid der Präsidentin, wurde in der Kommission für die 
ständerätliche Fassung votiert. 
Die Gesamtvorlage blieb dann weitgehend unbestritten; sie 
passierte die Kommission mit 16 zu o Stimmen bei 7 Enthal­
tungen. 

Robbiani Meinrado (C, Tl), pour la commission: Dans l'as­
surance-accidents, les primes se composent d'un montan! 
dest1ne a couvrir le risque - c'est la prime nette - et de sup­
plements destines a couvrir les frais administratifs, la pre­
vention des accidents et la couverture du rencherissement 
ne pouvant pas eire financees par des excedents d'interets. 
Ce projet de modification de l'article 92 de la loi federale sur 
l'assurance-accidents concerne deux de ces composantes. 
II vise en premier lieu a ancrer la possibilite en ce qui con­
cerne la prime nette de fixer des primes minimums et, en se­
cond lieu, a mieux regler la fixation des supplements pour 
frais administratifs. 
En ce qui concerne les primes minimums, dans la pratique, 
les assureurs appl1quent depuis plusieurs annees des pri­
mes minimums forfaitaires, surtout pour les contrats Oll la 
masse salariale est tres fa1ble. Cette pratique ne repose tou­
tefois pas sur des bases legales süres. Comme la percep­
tion d'une prime minimum paraTt justifiee, il y a donc lieu de 
garantir la securite du droit en prevoyant expressement dans 
la loi une disposition qui autorise le prelevement de primes 
minimums. Mais, afin d'eviter que ces primes ne soient 
fixees a un niveau excessif, et pour empecher tout risque 
d'abus, le Conseil federal revoit la competence d'etablir la li­
m1te superieure de ces primes. 
En ce qui concerne les supplements pour frais administra­
tifs, aujourd'hui c'est a la CNA (SUVA) qu'est attribue un röle 
de «guide» dans la fixation des supplements pour les frais 
administrat1fs. Meme si les assureurs prives disposent d'une 
marge de manoeuvre leur permettant de s'ecarter de la 
CNA, 1ls ne peuvent depasser le taux fixe par la CNA que 
dans une mesure «preetablie». 
Estimant qu'1I est desormais opportun de mieux laisser jouer 
la concurrence dans ce domaine, aspect qui est d'ailleurs 
souhaite par la surveillance des prix - le projet qui vous est 
soumis propose d'abord de renoncer a ce röle guide de la 
CNA. Parallelement, il prevoit d'attribuer au Conseil federal 
la faculte de fixer le taux maximum de ce supplement ainsi 
que l'ecart entre le taux maximum et le taux minimum appli­
ques par un meme assureur. Cette norme paraTt indispensa­
ble du fait que les assureurs prives, contrairement a la CNA, 
appliquent des supplements differents en fonction des entre­
pnses assurees. Si on desire donc eviter que les petites en­
treprises so1ent defavorisees par rapport aux grandes 
entreprises, il est utile de fixer non seulement le taux maxi­
mum de supplement, mais egalement l'ecart autorise chez 
le meme assureur. 
S1 notre commission a adhere a l'unanimite aux objectifs vi­
ses par ce projet, il reste toutefois une divergence concer­
nant justement la fixation de l'ecart maximum qui vient d'etre 
mentionne. Une minorite de la commission estime qu'on 
tombe dans un exces de reglementation si l'on fixe aussi cet 
ecart. La fixation de cet ecart serait superflue car la concur­
rence entre assureurs permet d'empecher que les petites 
entreprises soient penalisees. Si cela devait etre tout de 
meme le cas, ces memes entreprises pourraient toujours 
changer d'assureur. La majorite de la commiss1on, se refe­
rant a ce qui s'est passe dans d'autres domaines des assu­
rances sociales, en particulier dans la prevoyance profes­
sionnelle, est au contraire convaincue qu'il est tout a fait ne­
cessaire de laisser au Conseil federal la possibilite de fixer 
ces parametres au cas oll il devrait constater un risque de 
distorsion. La majorite de la commission desire proteger les 
pet1tes et moyennes entreprises. 
La majorite de la commission vous invite donc a accepter ce 
projet tel qu'il a ete elabore par la commission du Conseil 
des Etats, sans l'affaiblir a l'alinea 7, comme le voudrait la 
minorite. 
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Siebente Sitzung - Septieme seance 

Mittwoch, 9. Juni 2004 
Mercredi, 9 juin 2004 

08.00 h 

04.9001 

Mitteilungen 
des Präsidenten 
Communications 
du president 

Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Wir haben heute 
zwei Geburtstagskinder in unserer Mitte. Die beiden sitzen 
nebeneinander und kommen aus Kantonen, die aneinander 
grenzen. Sie bilden ein Pärchen in diesem Rat. Es handelt 
sich um Frau Slongo und Herrn lnderkum. Ich gratuliere den 
beiden ganz herzlich zu ihrem Geburtstag. 
Ich wünsche Ihnen im neuen Lebensjahr 1m übertragenen 
Sinne so viele sonnige Stunden, wie der heutige Tag uns 
bringt. Alles Gute im neuen Lebensjahr! (Beifall) 

03.060 

Berufliche Vorsorge. 
Sanierungsmassnahmen 
Prevoyance professionnelle. 
Mesures d'assainissement 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 19.09.03 (BBI 2003 6399) 
Message du Conseil federal 19.09.03 (FF 2003 5835) 

StanderaVConse1I des Etats 04.12 03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nat1onalraVConse1I national 01 03.04 (Zweitrat - Deux1eme Conseil) 

StanderaVConse1I des Etats 09 03.04 (Differenzen - D1vergences) 

Nat1onalraVConse1I national 11 03.04 (Differenzen - D1vergences) 

StanderaVConse1I des Etats 17.03.04 (Differenzen - D1vergences) 

Nationalral/Conseil national 01.06.04 (Differenzen - Divergences) 

Einigungskonferenz/Conference de concillation 08.06.04 

StanderaVConseil des Etats 09.06.04 (Differenzen - Divergences) 

Nat1onalraVConse1I national 14 06.04 (Differenzen - D1vergences) 

Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlasse­
nen- und lnvalidenvorsorge 
Loi federale sur la prevoyance professionnelle vieil­
lesse, survivants et invalidite 

Art. 65b Abs. 3 Bst. c 
Antrag der Einigungskonferenz 
c. den Mindestzinssatz nach Artikel 15 Absatz 2 wahrend 
der Dauer der Unterdeckung, maximal jedoch während fünf 
Jahren unterschreiten, sofern sich die Massnahmen nach 
Absatz 3 Buchstaben a und b als ungenügend erweisen. Die 
Unterschreitung darf maximal 0,5 Prozent betragen. 

Art. 65b al. 3 let. c 
Proposition de Ja Conference de conciliation 
c. une remuneration inferieure au taux minimal prevu a l'ar­
ticle 15 alinea 2, pendant la duree du decouvert, mais de 
cinq ans au maximum, s1 les mesures prevues a l'art1cle 3 

lettres a et b se revelent insuffisantes pour resorber le de­
couvert. La remuneration inferieure au taux minimal se limite 
a 0,5 pour cent au max1mum. 

Brunner Christiane (S, GE), pour la commission: La Confe­
rence de conciliation devait donc rechercher une solution 
pour eliminer la divergence qui restait, dans la mesure ou 
nous avions deja accepte des mesures exceptionnelles pour 
resorber le decouvert eventuel des caisses de pension par 
le biais des cotisations, d'une reduction tres restrictive des 
prestations aux retraites et enfin, dans notre Conseil, par 
une remunerat1on inferieure au taux minimal pendant la du­
ree du decouvert, soit au max1mum cinq ans. 
A mon avis, la Conference de conc11iation a trouve un vrai 
comprom1s en proposant - tout en conservant le systeme tel 
que nous l'avions introduit dans notre Conseil - de prevoir 
que la reduct1on du taux minimum ne pourra etre que de 
0,5 pour cent au maximum. Donc eile est restee dans le sys­
teme de notre Conseil, mais a prevu que la reduction dure 
cinq ans au maximum. Les caisses de pension auront quand 
meme suffisamment de moyens a disposition pour resorber 
leur decouvert. 
Le Conseil federal a edicte des directives et a defini qu'1I y 
avait decouvert important a partir de 1 O pour cent de sous­
couverture et qu'il convenait de le resorber des ce pourcen­
tage atteint. Avec la proposit1on de la Conference de conci­
liation, si on parle d'un deficit de couverture de 1 O pour cent, 
on a deja 2,5 pour cent pour resorber le decouvert, avec la 
mesure que nous avons prise; alors que la part la plus impor­
tante devrait etre resorbee avec les deux premieres mesures 
introduites aux lettres a et b. Donc cela repond pleinement 
au principe de subsidiarite que notre Conseil a introduit. 
La Conference de conciliation a pris sa decision par 14 voix 
contre 11 et eile vous propose donc cette solution de com­
promis avec laquelle tout le monde semble pouvoir vivre. Je 
vous invite a suivre la Conference de conciliation. 

Couchepin Pascal, conseiller federal: La politique, ce n'est 
pas l'art de la perfection, c'est l'art du possible. Et lorsqu'on 
en est a la Conference de conciliation, il taut voir ce qui est 
possible! Alors, aujourd'hui vous allez un peu plus dans le 
sens de ce que souhaitait le Conseil federal, il n'y a pas d'al­
ternat1ve. 
Par consequent, nous nous rallions a la solution que vous 
avez preconisee. Elle est a nos yeux imparfaite, mais c'est 
mieux que le neant et c'est pour c;:a que nous la soutenons. 

Angenommen - Adopte 

04.013 

Zolltarifarische Massnahmen 2003/11. 
Bericht 
Tarif des douanes. Mesures 2003/11. 
Rapport 

Erstrat - Premier Conseil 
Bericht des Bundesrates 11.02.04 (BBI 2004 1053) 
Rapport du Conseil federal 11.02.04 (FF 2004 963) 

Bericht APK-SR 25 03 04 
Rapport QPE-CE 25 03 04 
Bericht APK-NR 19.04.04 
Rapport CPE-CN 19.04.04 
StänderaVConse1l des Etats 09.06.04 (Erstrat - Premier Conseil) 

Präsident (Schiesser Fritz, Präsident): Sie haben einen 
schriftlichen Bericht erhalten. Die Kommission beantragt ein­
stimmig, vom Bericht Kenntnis zu nehmen und dem dazuge­
hörigen Bundesbeschluss zuzustimmen. 
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Gesamtabstimmung - Vote sur J'ensemble 
/namentlich - nominatif· Beilage - Annexe 02.475/1022) 
Für Annahme des Entwurfes .... 142 Stimmen 
Dagegen .... 13 Stimmen 

2. Bundesgesetz über die gebrannten Wasser 
2. Loi federale sur l'alcool 

Detailberatung - Discussion par artic/e 

Titel und Ingress, Ziff. 1, II 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Titre et preambule, eh. 1, II 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen - Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur J'ensemble 
(namentlich - nominatif: Beilage -Annexe 02.475/1023) 
Für Annahme des Entwurfes .... 126 Stimmen 
Dagegen .... 11 Stimmen 

03.060 

Berufliche Vorsorge. 
Sanierungsmassnahmen 
Prevoyance professionnelle. 
Mesures d'assainissement 

Differenzen - Divergences 

Botschaft des Bundesrates 19 09.03 (881 2003 6399) 
Message du Conseil federal 19 09.03 (FF 2003 5835) 

StanderaVConse1I des Etats 04.12.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nat1onalraVConse1I national 01 03 04 (Zweitrat - Deux1eme Conseil) 

StanderaVConse1I des Etats 09 03 04 (Differenzen - D1vergences) 

Nat1onalraVConseil national 11.03 04 (Differenzen - D1vergences) 

StänderaVConse1I des Etats 17.03.04 (Differenzen - Divergences) 

NationalraVConse1I national 01.06.04 (Differenzen - Divergences) 

E1rngungskonferenz/Conference de conc11iat1on 08 06 04 

StänderaVConse1I des Etats 09.06.04 (Differenzen - Divergences) 

NationalraVConseil national 14 06.04 (Differenzen - D1vergences) 

StänderaVConseil des Etats 18.06.04 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nat1onalraVConse1I national 18 06.04 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlasse­
nen- und lnvalidenvorsorge 
Loi federale sur la prevoyance professionnelle vieil­
lesse, survivants et invalidite 

Art. 65b Abs. 3 Bst. c 
Antrag der Einigungskonferenz 
c. den Mindestzinssatz nach Artikel 15 Absatz 2 während 
der Dauer der Unterdeckung, maximal jedoch während fünf 
Jahren unterschreiten, sofern sich die Massnahmen nach 
Absatz 3 Buchstaben a und b als ungenügend erweisen. Die 
Unterschreitung darf maximal 0,5 Prozent betragen. 

Art. 65b al. 3 let. c 
Proposition de /a Conference de conciliation 
c. une remuneration 1nferieure au taux minimal prevu a l'ar­
t1cle 15 al1nea 2, pendant la duree du decouvert, mais de 
cinq ans au max1mum, s1 les mesures prevues a l'article 3 
lettres a et b se revelent insuffisantes pour resorber le de­
couvert. La remuneration inferieure au taux m1n1mal se limite 
a 0,5 pour cent au maximum. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

Couchepin Pascal, conseiller federal: Nous arrivons a la fin 
d'un lang debat. La plupart des mesures que nous avons 
preconisees pour permettre l'assainissement des caisses de 
pension non seulement dans des circonstances exception­
nelles comme celles de ces dernieres annees, mais dans 
des circonstances qui peuvent revenir, ont abouti a un ac­
cord entre les deux chambres. 
II reste un point ouvert, c'est celui du taux d'interet minimum 
et de la possibilite, lorsque les autres mesures ont ete utili­
sees et se sont averees insuffisantes, de depasser ledit taux 
par le bas. A plusieurs reprises, votre conseil a debattu de 
ce probleme et a en principe refuse cette possibilite a des 
maJorites relativement moderees. Le Conseil des Etats, de 
son cöte, a affirme plutöt clairement qu'il voulait garder cette 
possibilite dans la panoplie des mesures a disposition des 
conseils responsables de la gestion des caisses de pension, 
conseils qui, comme on l'a dit et redit, sont les premiers res­
ponsables de leur assainissement. 
Aujourd'hui, la Conference de conciliation a abouti a une 
proposition qui est plus restrictive que la decision du Conseil 
des Etats qui avait ete soumise a votre conse1I. Elle va un 
peu dans le sens de ce que nous souhaitons; eile ne va pas 
tres loin, mais je crois que c'est mieux que rien. Je l'ai dit il y 
a quelques Jours au Conseil des Etats, la politique est l'art 
du possible: ce n'est pas la volonte d'atteindre a tout prix un 
ideal et, tant qu'on ne l'a pas atteint, de refuser toutes les 
propositions qui sont faites. Dans cet esprit, le Conseil fede­
ral est d'avis que la llberte supplementaire donnee sous con­
d1tion aux conseils d'administration des caisses de pension 
de pouvoir, pour un temps et d'une maniere limitee, abaisser 
le taux d'interet minimum au-dessous du seuil prevu dans la 
loi, est quelque chose de positif. 
C'est dans cet esprit que le Conseil federal se rallie a la pro­
position de la Conference de conciliation. 

Präsident (Binder Max, Präsident): Die FDP- und die CVP­
Fraktion stimmen dem Antrag der Einigungskonferenz zu. 

Robbiani Meinrado (C, Tl), pour la commission: Comme l'a 
indique Monsieur le conseiller federal, la Conference de 
conciliation a permis d'aboutir a un compromis au sujet de la 
derniere divergence opposant notre conseil a l'autre cham­
bre. Concernant la possibilite de reduire le taux d'interet mi­
nimal dans le cadre des mesures visant a assainir une 
caisse de pension en situation de decouvert, la Conference 
de conciliation a adopte la proposition qui vous est soumise 
ici, par 14 vo1x contre 11. 
Par rapport au projet initial du Conseil federal, la possibilite 
de recourir a la reduction du taux d'interet minimal est desor­
mais soumise aux trois cond1tions suivantes: 
1. L.:intervention sur le taux d'interet a un caractere subsi­
diaire par rapport aux deux autres mesures qui doivent res­
ter prioritaires, soit les cotisations extraordinaires des 
assures et de l'employeur, ou les contributions demandees 
aux benef1ciaires de rentes. C'est donc comme ultima ratio 
qu'on pourra utiliser cette mesure. 
2. Cette mesure peut etre appliquee pendant une duree de 
cinq ans au maximum. 
3. Une limitation a ete introduite ulterieurement, dans le sens 
que la reduction du taux d'interet minimal peut correspondre 
au maximum a 0,5 pour cent. 
A notre avis, les preoccupations qui avaient conduit notre 
conseil a s'opposer a cette mesure dans un premier temps 
ont ete prises en consideration avec l'introduction de ces 
conditions et de ces limitations. Cette solution nous parait 
donc acceptable. 
II est peut-etre aussi opportun de rappeler que nous som­
mes toujours dans le cadre de la prevoyance obligatoire. 
Dans la part1e surobligatoire, la possib11ite d'intervenir et de 
redu1re sans limitation particul1ere le taux d'1nteret reste 
ouverte. D'ailleurs, on estime qua taute caisse de pension 
qui est contrainte d'appliquer cette mesure choisira certaine­
ment auss1t6t que possible de compenser la perle sub1e par 
ses assures. 
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La Conference de conciliation vous invite donc a adherer a 
cette proposition, ce qui permettra de mettre en place des 
dispositions plus claires et completes concernant l'assainis­
sement des caisses de pension en situation de decouvert. 

Rechsteiner Rudolf (S, BS), für die Kommission: In der Ei­
nigungskonferenz haben sich die Vertreter von National- und 
Standerat auf einen echten Kompromiss geeinigt. Es 1st 
nicht einfach eine Variante, die sich durchgesetzt hat, son­
dern es wurde eine differenzierte Lösung gefunden, deren 
Annahme ich Ihnen bestens empfehlen kann. 
Bei der Sanierung von Pensionskassen sollen in Zukunft 
auch auf Kosten des Mindestzinses auf dem Obligatorium 
Abstriche gemacht werden können. Allerdings ist diese Lö­
sung an drei Bedingungen geknüpft: 
1. Eine Reduktion des Mindestzinses auf dem Obligatorium 
ist erst subsidiär möglich, wenn auch Arbeitnehmer und Ar­
beitgeber paritätisch Sanierungsbeiträge an die Sanierung 
einer Pensionskasse leisten und wenn auch freiwillige Leis­
tungen an die Rentnerinnen und Rentner gekürzt worden 
sind. Es geht also nicht an, dass eine Sanierung nur auf 
Kosten der Altersguthaben der aktiven Beschäftigten durch­
geführt wird. 
2. Diese Sanierung auf Kosten des Mindestzinses ist auf 
fünf Jahre befristet. 
3. Es dürfen maximal 0,5 Prozent des Mindestzinses gekürzt 
werden. Das heisst also, dass über eine Zeitdauer von fünf 
Jahren maximal 2,5 Prozent des obligatorischen Altersgut­
habens gekürzt werden können. Damit ist auch sicherge­
stellt, dass der Kern des Verfassungsziels, nämlich die 
Fortsetzung der gewohnten Lebensweise im Alter, nicht sys­
tematisch untergraben wird. 
Ich empfehle Ihnen dies zur Zustimmung. Wenn wir das ab­
lehnen würden, gäbe es überhaupt keine Lösung, und ich 
glaube, das wäre nicht im Dienst der Sache. Wir haben jetzt 
relativ klare Verhältnisse geschaffen und haben eine Opfer­
symmetrie, die eben von allen Beteiligten eine gewisse Leis­
tung verlangt. 

Angenommen - Adopte 

01.024 

ijetäubungsmittelgesetz. 
Anderung 
Loi sur les stupefiants. 
Revision 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 09.03.01 (BBI 2001 3715) 
Message du Conseil federal 09.03 01 (FF 2001 3537) 

Ständerat'Conse1I des Etats 12.12 01 (Erstrat - Premier Conseil) 
Nationalrat'Conse1I national 05.05.03 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Nationalrat'Conse1I national 13.06.03 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Nat1onalrat'Conse1I national 16 06 03 (Ordnungsantrag- Motion d'ordre) 
Nat1onalrat'Conseil national 15.09.03 (Ordnungsantrag - Motion d'ordre) 
Nat1onalrat'Conse1I national 24 09 03 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 
Nationalrat'Conseil national 25.09.03 (Fortsetzung - Suite) 
Standerat'Conseil des Etats 02.03.04 (Differenzen - D1vergences) 
Nat1onalrat'Conse1I national 14.06.04 (Differenzen - Divergences) 

Antrag der Mehrheit 
Festhallen (= Nichteintreten) 

Antrag der Minderheit 
(Gutzwiller, Egerszegi, Fehr Jacqueline, Gross Jost, Hutter 
Markus, Maury Pasquier, Menetrey-Savary, Rechsteiner-Ba­
sel, Rossini, Teuscher, Vermot-Mangold) 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates (= Eintreten) 

Antrag Fattebert 
Rückweisung an den Bundesrat 

Antrag Studer Heiner 
Rückweisung an den Bundesrat 
mit dem Auftrag, das geltende Betäubungsmittelgesetz nur 
so weit anzupassen, dass die Zielsetzung einer restriktiven, 
die Menschen schützenden Drogenpolitik gewährleistet wer­
den kann. 

Proposition de /a majorite 
Maintenir (= ne pas entrer en matiere) 

Proposition de /a minorite 
(Gutzwiller, Egerszegi, Fehr Jacqueline, Gross Jost, Hutter 
Markus, Maury Pasquier, Menetrey-Savary, Rechsteiner-Ba­
sel, Rossini, Teuscher, Vermot-Mangold) 
Adherer a la decision du Conseil des Etats (= entrer en ma­
tiere) 

Proposition Fattebert 
Renvo1 au Conseil federal 

Proposition Studer Heiner 
Renvoi au Conseil federal 
avec mandat de ne proceder, dans l'actuelle loi sur les stu­
pefiants, qu'aux modifications indispensables pour pouvoir 
appliquer une politique de la drogue restrictive, visant a la 
protection des personnes. 

Präsident (Binder Max, Präsident): Ich mache Sie darauf auf­
merksam, dass noch heute über Eintreten abgestimmt wird. 

Humbel Näf Ruth (C, AG), für die Kommission: Die Mehrheit 
der SGK hat an ihrer Sitzung vom 1. April 2004 - der Ent­
scheid fiel mit 13 zu 12 Stimmen - beschlossen, nicht auf 
die Änderung des Betäubungsmittelgesetzes einzutreten. 
Gegner und Befürworter des Gesetzes sind sich in der Dia­
gnosestellung einig: Die aktuelle Drogenpolitik ist unbefriedi­
gend. Es existiert eine grosse Rechtsunsicherheit. Das 
geltende Gesetz wird kaum mehr umgesetzt. Einigkeit be­
steht auch darin, dass der Jugendschutz verstärkt werden 
muss. 
Die Befürworter der Vorlage sind der Meinung, dass Präven­
tionsmassnahmen besser greifen und dem Jugendschutz 
zugute kommen, wenn Cannabis den legalen Suchtmitteln 
wie Alkohol und Tabak gleichgestellt wird. Zudem verweisen 
sie darauf, dass Selbstschädigung in unserem Rechtssys­
tem nicht strafbar ist. 
Die Kommissionsmehrheit hält diese Argumentation für 
falsch und beantragt Ihnen, nicht auf die Vorlage einzutre­
ten, insbesondere aus folgenden Gründen: 
1. Die Stossrichtung ist verfehlt, weil sie unterschätzt, dass 
wir heute immer mehr Süchtige in unserem lande haben. 
Dem wachsenden Suchtmittelkonsum, sowohl von legalen 
wie von illegalen Drogen, kann nicht mit der Freigabe von 
bisher verbotenen Drogen begegnet werden. Mit der Legali­
sierung würde das gesundheitliche Risiko des Cannabiskon­
sums banalisiert. Cannabis ist keine harmlose Droge. Sie 
beeinflusst, ähnlich wie Alkohol, das Denken, die Konzentra­
tion und die Wahrnehmung; besonders wenn sie von Ju­
gendlichen konsumiert wird, steigt das Risiko psychischer 
Schäden. Die Folgen davon sind Konzentrationsschwäche, 
Schulversagen, Schwierigkeiten am Arbeitsplatz und in der 
Familie. Es ist denn auch ein Anstieg der durch Cannabis­
konsum bedingten psychischen Behandlungen von Jugend­
lichen zu verzeichnen. 
2. Verschärft wird die Situation durch den stark gestiegenen 
THC-Wert. Marihuana ist zurzeit in der Schweiz sieben- bis 
achtzehnmal stärker als noch vor einigen Jahren. Analysen 
der chemischen Abteilung des Institutes für Rechtsmedizin 
der Universität Bern von polizeilich beschlagnahmten Can­
nabisprodukten und Hanfpflanzen ergaben THC-Werte zwi­
schen 7 und 28 Prozent. Mit einem solchen auch im inter-
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03.034 

Zentrum 

Conseil des Etats 

zur Entwicklung der 
internationalen Migrationspolitik. 
Beitritt der Schweiz 
Adhesion de la Suisse 
au Centre international 
pour le developpement 
de politiques migratoires 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 30 04.03 (881 2003 3723) 
Message du Conseil federal 30 04.03 (FF 2003 3297) 

StänderaVConse1I des Etats 02.10.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Bericht SPK-NR 13.11.03 
Rapport CIP-CN 13 11.03 

NationalraVConseil national 06.05.04 (Zweitrat - Deux1eme Conseil) 

StanderaVConseil des Etats 18 06.04 (Schlussabstimmung- Vote final) 

NationalraVConse1I national 18 06.04 (Schlussabstimmung -Vote final) 

Bundesbeschluss betreffend die Genehmigung des Bei­
trittes der Schweiz zum Internationalen Zentrum für Mi­
grationspolitikentwicklung (International Centre for 
Migration Policy Oevelopment; ICMPD) 
Arrete federal relatif a l'approbation de l'adhesion de la 
Suisse au Centre international pour le developpement 
de politiques migratoires (International Centre for Migra­
tion Policy Development; ICMPO) 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 42 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
(O Enthaltungen) 

03.060 

Berufliche Vorsorge. 
Sanierungsmassnahmen 
Prevoyance professionnelle. 
Mesures d'assainissement 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 19 09.03 (881 2003 6399) 
Message du Conseil federal 19.09.03 (FF 2003 5835) 
StanderaVConse1I des Etats 04 12.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Nat1onalraVConse1I national 01 03.04 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

StanderaVConse1I des Etats 09.03 04 (Differenzen - D1vergences) 

Nat1onalraVConse1I national 11 03 04 (Differenzen - D1vergences) 

StanderaVConseil des Etats 17 03 04 (Differenzen - D1vergences) 

Nat1onalraVConse1I national 01.06.04 (Differenzen - D1vergences) 

Einigungskonferenz/Conference de conc11iat1on 08 06 04 

StanderaVConseil des Etats 09.06 04 (Differenzen - D1vergences) 

Nat1onalraVConseil national 14.06.04 (Differenzen - D1vergences) 

StänderaVConse1I des Etats 18.06.04 (Schlussabstimmung - Vota final) 

Nat1onalraVConse1I national 18.06.04 (Schlussabstimmung -Vota final) 

Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlasse­
nen- und lnvalidenvorsorge 
Loi federale sur la prevoyance professionnelle vieil­
lesse, survivants et invalidite 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 42 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
(O Enthaltungen) 

438 

03.066 

Pflanzengenetische Ressourcen 
für Ernährung und Landwirtschaft. 
Internationaler Vertrag 
Ressources phytogenetiques 
pour l'alimentation et l'agriculture. 
Traite international 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 15 10.03 (8812003 7295) 
Message du Conseil federal 15.10.03 (FF 2003 6685) 

18 juin 2004 

StänderaVConseil des Etats 10.03.04 (Erstrat - Premier Conseil) 

Bericht WAK-NR 05 04.04 
Rapport CER-CN 05.04.04 

Nat1onalraVConse1I national 03.05.04 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

StänderaVConseil des Etats 18.06 04 (Schlussabstimmung -Vote final) 

NationalraVConseil national 18.06.04 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Bundesbeschluss betreffend die Ratifizierung des Inter­
nationalen Vertrages über pflanzengenetische Ressour­
cen für Ernährung und Landwirtschaft 
Arrete federal concernant le Traite international sur les 
ressources phytogenetiques pour l'alimentation et l'ag­
riculture 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 41 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
(1 Enthaltung) 

03.072 

Publikationsgesetz 
Loi sur les publications officielles 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 22.10.03 (8812003 7711) 
Message du Conseil federal 22.10 03 (FF 2003 7047) 

StänderaVConseil des Etats 01.03 04 (Erstrat - Premier Conseil) 

NationalraVConse1I national 07 06.04 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

StanderaVConseil des Etats 16.06 04 (Differenzen - D1vergences) 

StanderaVConse1I des Etats 18.06.04 (Schlussabstimmung -Vote final) 

NationalraVConse1I national 18.06.04 (Schlussabsltmmung -Vote final) 

Bundesgesetz über die Sammlungen des Bundesrechts 
und das Bundesblatt 
Loi federale sur les recueils du droit federal et la Feuille 
federale 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 42 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
(0 Enthaltungen) 
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02.475 

Parlamentarische Initiative 
Cornu Jean-Claude. 
Aufhebung des Absinthverbots 
im Gesetz 
Initiative parlementaire 
Cornu Jean-Claude. 
lnterdiction legale 
de l'absinthe 

Schlussabstimmung - Vote final 
Emre1chungsdatum 13 12.02 
Date de depöt 13 12.02 

Bericht WAK-SR 15.08 03 
Rapport CER-CE 15.08 03 

StanderaVConse1I des Etats 24.09.03 (Erste Phase - Premiere etape) 

Bericht WAK-SR 1 O 02.04 (BBI 2004 1455) 
Rapport CER-CE 10 02.04 (FF 2004 1333) 

Stellungnahme des Bundesrates 12 03.04 (BBI 2004 1465) 
Avis du Conseil federal 12 03 04 (FF 2004 1343) 

StanderaVConse1I des Etats 17.03.04 (Zweite Phase - Deux1eme etape) 

Bericht WAK-NR 05.04 04 
Rapport CER-CN 05 04 04 

NationalraVConseil national 14.06 04 (Zweitrat - Deux1eme Conseil) 

StänderaVConseil des Etats 18.06.04 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nat1onalraVConsell national 18.06 04 (Schlussabstimmung - Vote final) 

1. Bundesgesetz über Lebensmittel und Gebrauchsge­
genstände 
1. Loi federale sur les denrees alimentaires et les objets 
usuels 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 02.475/1168) 
Für Annahme des Entwurfes .... 166 Stimmen 
Dagegen .... 13 Stimmen 

2. Bundesgesetz über die gebrannten Wasser 
2. Loi federale sur l'alcool 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 02.475/1169) 
Für Annahme des Entwurfes .... 176 Stimmen 
Dagegen .... 7 Stimmen 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

03.034 

Zentrum 
zur Entwicklung der 
internationalen Migrationspolitik. 
Beitritt der Schweiz 
Adhesion de la Suisse 
au Centre international 
pour le developpement 
de politiques migratoires 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 30.04 03 (881 2003 3723) 
Message du Conseil federal 30.04.03 (FF 2003 3297) 
StanderaVConse1I des Etats 02.10.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

Bericht SPK-NR 1311.03 
Rapport CIP-CN 13.11.03 
Nat1onalraVConse1I national 06.05 04 (Zweitrat - Deux1eme Conseil) 

StänderaVConse1I des Etats 18.06 04 (Schlussabstimmung -Vote final) 

NationalraVConseil national 18.06.04 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Bundesbeschluss betreffend die Genehmigung des 
Beitrittes der Schweiz zum Internationalen Zentrum für 
Migrationspolitikentwicklung (International Centre for 
Migration Policy Development; ICMPD) 
Arrete federal relatif a l'approbation de l'adhesion de la 
Suisse au Centre international pour le developpement 
de politiques migratoires (International Centre for Migra­
tion Policy Development; ICMPD) 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 03.034/1170) 
Für Annahme des Entwurfes .... 135 Stimmen 
Dagegen .... 44 Stimmen 

03.060 

Berufliche Vorsorge. 
Sanierungsmassnahmen 
Prevoyance professionnelle. 
Mesures d'assainissement 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 19.09.03 (881 2003 6399) 
Message du Conseil federal 19 09 03 (FF 2003 5835) 

StanderaVConseil des Etats 04.12.03 (Erstrat - Premier Conseil) 

NationalraVConseil national 01.03.04 (Zweitrat - Deuxieme Conseil) 

StänderaVConseil des Etats 09.03 04 (Differenzen - Divergences) 

Nat1onalraVConseil national 11 03 04 (Differenzen - Divergences) 

StanderaVConse1I des Etats 17.03.04 (Differenzen - D1vergences) 

NationalraVConse1I national 01 06 04 (Differenzen - D1vergences) 

Einigungskonferenz/Conference de conciliation 08.06.04 

StanderaVConseil des Etats 09.06.04 (Differenzen - Divergences) 

Nat1onalraVConseil national 14 06 04 (Differenzen - Divergences) 

StänderaVConse1I des Etats 18.06 04 (Schlussabstimmung - Vote final) 

Nat1onalraVConse1I national 18 06.04 (Schlussabstimmung -Vote final) 

Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlasse­
nen- und lnvalidenvorsorge 
Loi federale sur la prevoyance professionnelle vieil­
lesse, survivants et lnvalidite 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Beilage - Annexe 03,060/1171) 
Für Annahme des Entwurfes .... 176 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 
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Ref. 1171 
NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 

Geschäft/ Objet: 
Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und lnvalidenvorsorge (BVG) 
Lai federale sur la prevoyance professionnelle vieillesse, survivants et invalidite (LPP). Modification 

Gegenstand / Objet du vote: 
Schlussabstimmung 
Vote final 

Abstimmung vom/ Vote du: 18.06.2004 08:31: 16 
Abate + R Tl Freysmger + V VS 
Aesch bacher + E ZH Frosch + G BE 
Allemann + S BE Fassler + S SG 
Amstutz + V BE Fohn + V SZ 
Baader Caspar + V BL Gadient + V GR 
Bader Elvira + C SO Gallade + S ZH 
Banaa + s so Garbani 0 S NE 
Baumann Alexander + V TG Genner + G ZH 
Beck + R VD Germanier * R VS 
Berberat * S NE G1ezendanner + V AG 

, Bezzola + R GR Glasson + R FR 
B1aaer + V SG Glur + V AG 
Bianasca Attilio + V Tl Goll + S ZH 
Binder # V ZH Graf + G BL 
Borer + V SO Grass Andreas + S ZH 
Bortoluzzi + V ZH Grass Jost + S TG 
Bruderer + SAG Guisan + R VD 
Brun + C LU Gutzwiller + R ZH 
Brunner T orn + V SG Gyr + s sz 

f- Brunschw1a Graf + R GE 
Buanon + V VD 

Gysin Hans Rudolf * R BL 
1 Gvsm Remo + S BS 

Burkhalter + R NE Gunter + S BE 
Baumle + G ZH Haerinq Binder + S ZH 
Buchler + C SG Haller + V BE 
Buhlmann + G LU Hassler + V GR 

1 Buhrer + R SH Heqetschweiler + R ZH 
Cathomas + C GR Heim Bea * s so 

1 Cavalli ,+ s Tl Hess Bernhard + - BE 
Chevrier + C vs Hochreutener + C BE 
Christen + R VD Hofmann Urs + s AG 
Cma + C vs Hollenstein + G SG 
Cuche + G NE Huber + R UR 
Daauet + s BE Hubmann + s ZH 
Darbellav '+ C vs Huquernn 0 - VD 
De Buman + C FR Humbel Naf + C AG 
Donze + E BE Hutter Jasmin + V SG 
Dormond Marlyse 0 s VD Hutter Markus + R ZH 
Dunant + V BS Haberli + C TG --~-----
Dupraz + R GE , Hammerle + s GR 

: Eaerszeqi + R AG lmfeld + C ow 
Eqqly * R GE lne1chen + R LU 
Enqelberqer + R NW Janiak + s BL 
Fasel + G FR Jermann + C BL 
Fattebert + V VD Jeder + V BE 
Favre + R VD Jutzet + s FR 
Fehr Hans + V ZH Kaufmann + V ZH 
Fehr Hans-Jürci + s SH Keller Robert + V ZH 
F ehr Jacauehne + s ZH K1ener Nellen + s BE 
Fehr Maria + s ZH Kleiner + R AR 
Fluri 

- ------ -------- + R ~ Kahler + C l_l:!_ ---------- - - -

Kunz + V LU 
LanQ + G ZG 
Laubacher + V LU 
Leu + C LU 
Leuenberaer Geneve + G GE 
Leuteneaaer Filippo + R ZH 
Leutenegger Susanne + S BL 
Leuthard + C AG 
Levrat + S FR 
Loepfe + C Al 
Lustenberaer + C LU 
Maillard 0 S VD 
Maitre + C GE 
Markwalder + R BE 
Marti Werner + S GL 
Martv Kahn + S ZH 
Mathvs + V AG 
Maurer + V ZH 
Maurv Pasquier + S GE 
Meier-Schatz + C SG 
Messmer + R TG 
Meyer Therese + C FR 
M1esch + V BL 
Menetrev Savarv + G VD 
Morqeli + V ZH 
Muller Geri + G AG 
Muller Philipp + RAG 
Müller Walter + R SG 
Muller-Hemmi + s ZH 
Muri + V LU 
Noser + R ZH 
Oehrli + V BE 
Paaan + V GE 
Parmelin * V VD 
Pedrina + s Tl 
Pelli + R Tl 
Pernn + V NE 
Pfister Gerhard + C ZG 
Pfister Theoph1l '+ V SG 
Randeqqer * R BS 
Rechsteiner Paul + s SG 
Rechstemer-Basel + s BS 
Recordon * G VD 
Rennwald 0 s JU 
Rev + s vs 
Revmond + V GE 
Rikhn + C ZH 
R1me + V FR 
Robb1arn + C Tl 

.BQ~!!!- -- 0 s vs ---

CONSEIL NATIONAL 
Proces-verbal de vote 

Roth + S GE 
Ruev + R VD 
Rutschmann + V ZH 
Sadis + R Tl 
Salvi + S VD 
Savarv + S VD 
Schenk + V BE 
Schenker + S BS 
Scherer Marcel + V ZG 
Schibh + V ZH 
Schluer + V ZH 
Schmied Walter + V BE 
Schneider * R BE 
Schwander + V SZ 
Sieqrist + V AG 
Simonesch1-Cortesi + C Tl 
Sommaruaa Carlo * S GE 
Speck * V AG 
Spuhler * V TG 
Stahl * V ZH 
Stamm Luzi + V AG 
Steiner + R SO 
Strahm + S BE 
Studer Heiner + E AG 
Stump + SAG 
Teuscher + G BE 
Thanei + S ZH 
Theiler + R LU 
Triponez + R BE 
Vanek 0 - GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Veillon + V VD 
Vermot + S BE 
Vischer + G ZH 
Vollmer 1 * s BE 
Waber Christian + E BE 
Walker Felix * C SG 
Walter Hansiorq + V TG 
Wandftuh + V BE 
Wasselfallen + R BE 
Wehrli + C sz 
Weiaelt + R SG 
Weyeneth + V BE 
Widmer + s LU 
Wobmann + V so 
Wvss Ursula + s BE 
Wafler + E ZH 
Zapft + C ZH 
Zisvadis 0 - VD 
~r_ - -------- + y_ ZH 

+ ja/ oui / si 
= nein / non / no 

% entschuldigt gern. Art. 57 Abs. 4 / excuse selon art. 57 al. 4 / scusato sec. Art. 57 al. 4 
• hat nicht teilgenommen / n'a pas vote / non ha votato 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ La president ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Fraktion/ Groupe / Gruppo 

1 Ja/ oui / si 
nein / non / no 
enth. / abst. / ast. 
entsch. Art. 57 4 / excuse art. 57 4 / scusato Art. 57 4 
hat nicht te1lgenommen / n'a pas vote / non ha votato 

Bedeutung Ja/ Signif1cat1on de oui: 
Bedeutung Nein/ Signif1cat1on de non: 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
18.06.2004 08:31 :43 / 0009 

C G R s E V - Tot. 
27 14 35 43 5 51 1 176 

0 0 0 0 0 0 0 0 
0 0 0 5 0 0 3 8 
0 0 0 0 0 0 0 0 
1 1 5 4 0 4 0 15 

Conseil national, Systeme devote electronique 
ldentif: 47 .4 / 18.06.2004 08:31 :16 Ref.: (Erfassung) Nr: 1171 


